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I. Allgemeines 

A. Allgemeines zur Praxisausbildung 

1. Ziel der Ausbildung  

 Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung hat das Ziel, den Anwärterinnen und 

Anwärtern die berufliche Handlungsfähigkeit zum selbstständigen Planen, 

Durchführen und Kontrollieren qualifizierter beruflicher Tätigkeiten zu vermitteln.  

 

Die Ausbildung berücksichtigt den Aufgabenzuwachs, den die mittlere 

Beschäftigungsebene der Justiz infolge der strukturellen Veränderungen in der 

Justiz erfährt. 

 

Während der berufspraktischen Ausbildung am Arbeitsplatz sind die 

Anwärterinnen und Anwärter - unabhängig von der fachlichen Gliederung der 

Ausbildung - an den vorhandenen EDV-Einrichtungen auszubilden. Dies gilt 

sowohl hinsichtlich der vorhandenen Geräteausstattung (Hardware) als auch 

hinsichtlich der eingesetzten Anwendungsprogramme und Textsysteme 

(Software).  

 

In diesen Bereichen sollen alle Funktionen nach Abschluss der Ausbildung 

grundsätzlich beherrscht werden, damit Vorgänge mit den zur Verfügung 

stehenden Programmen bei Gerichten und Staatsanwaltschaften eigenständig 

bearbeitet werden können.  

 

Neben der praktischen Unterweisung ist den Anwärterinnen und Anwärtern auch 

der Umgang mit den Schulungsvideos des Zentralen IT-Betriebes (ZIB) zu 

vermitteln (Videoportal – Startseite). 

 

In der Ausbildung werden umfassende Fachkenntnisse und Fertigkeiten in Ver-

bindung mit kommunikativen bzw. kooperativen und informationsverarbeitenden 

Qualifikationen vermittelt, die zur Erledigung von Tätigkeiten auf der mittleren 

Beschäftigungsebene in der Justiz befähigen. Im Besonderen trägt sie der 

Absicht Rechnung, eine ganzheitliche Erledigung der Arbeitsabläufe in 
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Serviceeinheiten zu fördern. 

 

Um das Ausbildungsziel - berufliche Handlungsfähigkeit - zu erreichen, sollen in 

der Ausbildung fachliche und fachübergreifende Qualifikationen vermittelt und in 

diesem Rahmen Kompetenzen gefördert werden. 

 

 

 Fachkompetenz meint, bestimmte Aufgaben in beruflichen Zusammenhängen 

zielgerichtet zu bearbeiten.  

 

 Methodenkompetenz ermöglicht Strategie, Organisation, Aufbau und Anlage 

einer Handlung. 

 

 Sozialkompetenz vereinigt die Fähigkeiten, individuell, kommunikativ und 

kooperativ mit Menschen umgehen zu können. 

 

Diese Qualifikationskomponenten und Kompetenzen sollen in der Ausbildung 

grundsätzlich gemeinsam - und nicht isoliert - anhand komplexer Aufgaben-

stellungen vermittelt und gefördert werden. Zum Beispiel ist auch das Denken in 

Zusammenhängen (vernetztes Denken) zu fördern. 

Insbesondere unter dem Gesichtspunkt des bürgerorientierten Handelns, der 

Fähigkeit zu kommunizieren und zu kooperieren, spielt die soziale Kompetenz 

eine bedeutende Rolle. 

 

Die Ausbildung zielt auf die integrative Vermittlung fachlicher und fachüber-

greifender Qualifikationen ab. Dieses Ausbildungskonzept erfordert eine 

handlungsorientierte Ausbildung, die der Überlegung folgt, dass die 

Anwärterinnen und Anwärter ihre Persönlichkeit entwickeln. Dies erfolgt durch 

die - entsprechend dem Ausbildungsstand - Auseinandersetzung mit der 

Umwelt, d. h. insbesondere durch die selbstständige Lösung komplexer 

Arbeitsaufgaben. Dabei sind insbesondere folgende Kompetenzen zu fördern: 

 wirtschaftliche Kompetenzen, 
 technische Kompetenzen, 
 organisatorische Kompetenzen, 
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 soziale Kompetenzen. 

 

  Bei der wirtschaftlichen Kompetenz soll das Denken in gesamt- und 

einzelwirtschaftlichen Zusammenhängen gefördert werden. 

  Bei der technischen Kompetenz soll die Befähigung zur Einschätzung von 

Einsatzmöglichkeiten, Auswirkungen und Grenzen neuer Techniken und 

arbeitsorganisatorischer Gestaltungsvorgänge vermittelt werden. 

  Die organisatorische Kompetenz soll gefördert werden, um Arbeitstätigkeiten 

zu organisieren und zu gestalten. 

  Bei der sozialen Kompetenz soll in Arbeitszusammenhängen die 

Kooperations- und Kommunikationsfähigkeit geschult werden, insbesondere 

unter dem Gesichtspunkt des bürgerorientierten Handelns. 

 

Das generelle Ausbildungsziel, die integrative Vermittlung von 

fachspezifischen und fachübergreifenden Kenntnissen, bedeutet u. a., dass 

neben den jeweiligen Sachgebietskenntnissen auch Büroorganisation und 

neben der Verfahrensvermittlung auch Informationsverarbeitung vermittelt 

wird. Weitere fachübergreifende Kenntnisse ergeben sich aus Nr. 9 dieses 

Abschnittes. 

Das Ausbildungskonzept bedeutet für die Anwärterinnen und Anwärter, die 

Ausbildung aktiv mitzugestalten und ihr Handeln selbst zu regulieren. In 

diesem Sinne werden an die Ausbilderinnen und Ausbilder sowie an die 

Ausbildungsbeauftragten insbesondere methodisch didaktisch besondere 

Anforderungen gestellt (vgl. Nr. 4 dieses Abschnittes). 

Die Ausbilderinnen und Ausbilder sollen viel mehr Organisatoren, Berater und 

Bewerter der Lernprozesse der Anwärterinnen und Anwärter sein als die 

perfekten "Vormacher" aller richtigen Lösungen. Es gilt, die Anwärterinnen 

und Anwärter zu ermutigen, eigenständige Überlegungen anzustellen, 

Lösungswege zu planen und vorzuschlagen, Aufgaben selbstständig zu 

bearbeiten und die Ergebnisse auch einer kritischen Überprüfung zu 

unterziehen.  
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2. Funktion der Pläne für die Praxisausbildung 

Die Pläne für die Praxisausbildung regeln die wichtigsten Bereiche der 

Ausbildung am Arbeitsplatz der Anwärterinnen und Anwärter und sollen 

helfen, die Ausbildung weitestgehend landeseinheitlich zu organisieren. 

Abweichungen sind zulässig, soweit der ordnungsgemäße Geschäftsablauf 

dies erfordert. Der Ausbildungsplan der ausbildenden Behörde kann daher 

auf Grund von dienstlichen Besonderheiten hinsichtlich seiner inhaltlichen 

und zeitlichen Gliederung von diesem Ausbildungsplan abweichen. 

 

Die vorliegenden Pläne sollen den Anwärterinnen und Anwärtern als 

Orientierung bei der inhaltlichen und zeitlichen Ausgestaltung der Ausbildung 

dienen. Die den einzelnen Ausbildungsstationen zugeordneten 

Ausbildungsinhalte stellen keinen vollständigen Katalog der zu vermittelnden 

Aufgaben dar. Sie enthalten vielmehr die Ausbildungsgegenstände, die eine 

solche Bedeutung haben, dass die Anwärterinnen und Anwärter im Rahmen 

der Gesamtausbildung mit ihnen in Berührung kommen sollen. 

 

3. Gliederung der Ausbildung 

a) Aufbau der Ausbildung 

Modul 1 Modul 2 Modul 3 Modul 4 

Orientierungsphase fachtheoretischer 

Unterricht 

Praxisausbildung Prüfungs- und 

Vertiefungsphase 

3 Wochen 7 Monate und 1 

Woche 

13 Monate 3 Monate 

 

Die Einhaltung einer bestimmten Reihenfolge bei der Stoffvermittlung 

innerhalb der Module ist nicht notwendig, es sei denn, sie wird ausdrücklich 

vorgeschrieben. Die Reihenfolge kann sich daher in erster Linie nach den 

Erfordernissen der Ausbildungsstellen richten. Werden Anwärterinnen und 

Anwärter bei einer Ausbilderin oder einem Ausbilder gleichzeitig in mehreren 
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Ausbildungsstationen ausgebildet, so ergibt sich die Dauer der Ausbildung 

nicht zwingend aus der Addition der für die einzelnen Stationen 

vorgesehenen Zeiten. Die Gesamtzeit kann vielmehr unter Berücksichtigung 

der Leistungen der Anwärterinnen und der Anwärter in angemessenem 

Umfang gekürzt werden. Dadurch wird Zeit für andere Ausbildungsbereiche 

gewonnen. 

 

Art und Umfang der Arbeit, die den Anwärterinnen und den Anwärter 

übertragen werden, bestimmen sich ausschließlich nach dem 

Ausbildungsziel. Arbeiten, die vorwiegend dazu dienen, ihre Arbeitskraft für 

die ausbildende Stelle nutzbar zu machen, dürfen ihnen nicht übertragen 

werden. 

 

b) Zwischen- und Laufbahnprüfung 

Die Zwischenprüfung umfasst die im Modul 2 erbrachten Leistungen in den 

Aufsichtsarbeiten. Die bis dahin vermittelten fachtheoretischen 

Ausbildungsinhalte sind nach Maßgabe der §§ 11, 12 APVO-Justiz-aJD 

prüfungsrelevant. 

 

Die Laufbahnprüfung findet im Modul 4 statt (§ 17 APVO-Justiz-aJD). Alle 

bis dahin vermittelten fachtheoretischen und berufspraktischen 

Ausbildungsinhalte sind nach Maßgabe der §§ 18, 19 APVO-Justiz-aJD 

prüfungsrelevant. 
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4. Ausbildungsmethoden 

Die Ausbilderinnen und Ausbilder organisieren, beraten und bewerten die 

Lernprozesse der Anwärterinnen und Anwärter. Die Anwärterinnen und 

Anwärter sind zu ermutigen, eigenständige Überlegungen anzustellen, 

Lösungswege zu planen und vorzuschlagen, Aufgaben selbstständig zu 

bearbeiten und die Ergebnisse auch einer kritischen Überprüfung zu 

unterziehen. Um das Ziel dieser beruflichen Handlungsfähigkeit zu erreichen, 

sollen die Anwärterinnen und Anwärter spezielle berufliche Fähigkeiten im 

Team entwickeln und miteinander verknüpfen, selbstständig und flexibel 

eigene Handlungskonzepte entwerfen und praktikable Problemlösungen 

finden. Ihre Entscheidungen sind sachlich zu begründen. 

 

Auf die Hilfsmittel wie bspw. den Leitfaden oder den Navigationsatlas soll 

hierbei zurückgegriffen werden. Die folgenden Ausbildungsmethoden bieten 

Impulse für die Vermittlung handlungsorientierter Lerninhalte:  

 

Vier-Stufen-Methode 

1. Stufe: Inhaltliche und methodische Einführung durch die 

Ausbilderin/den Ausbilder, wobei die Ausgangslage und die 

Verständnismöglichkeiten der Anwärterin / des Anwärters berücksichtigt 

werden.  

 

2. Stufe: Vormachen der zu erlernenden Handlung, wobei die einzelnen 

Schritte mit verbalen Erläuterungen begleitet werden.  

 

3. Stufe: Nachmachen des neuen Arbeitsganges durch die Anwärterin 

bzw. den Anwärter, wobei sie/er die einzelnen Schritte so kommentiert, 

wie sie/er sie versteht und damit der Ausbilderin bzw. dem Ausbilder 

Feedback gibt.  



 

7 

 

4. Stufe: Selbstständiges Ausführen des ganzen Ablaufs mit mehrmaliger 

Wiederholung, um das Erlernte zu festigen und Unsicherheit abzubauen. 

 

Lernziel: 

 Erlernen komplexer Prozesse, die in der Regel einem standardisierten 

Ablauf folgen. 

Ausbildungsserviceeinheit 

Eine Möglichkeit der praxisnahen Ausbildung bietet neben der 

Einzelausbildung am Arbeitsplatz der Ausbilderin bzw. des Ausbilders die 

Einrichtung von eigenen Ausbildungsarbeitsplätzen, die im Echtbetrieb 

arbeiten. Ein Ausbildungsarbeitsplatz ist mit maximal vier Anwärterinnen 

und Anwärtern und einer Ausbilderin bzw. einem Ausbilder besetzt. Ziel der 

Arbeitsplatzausbildung und des speziellen Ausbildungsplatzes ist es, dass 

die Anwärterinnen und Anwärter den Geschäftsbetrieb kennenlernen und 

die täglich anfallenden Arbeiten unter Aufsicht der Ausbilderin bzw. des 

Ausbilders selbstständig erledigen. 

 

Lernziele: 

 Fähigkeit zum selbstständigen Arbeiten 

 Stärkung der eigenverantwortlichen Erledigung aller Arbeiten 

 

 Leittext 

 Leittexte bestehen aus schriftlichen Unterlagen, die mit Hilfe von Fragen 

die Arbeitsaufträge der Anwärterinnen und Anwärter steuern. Sie sollen 

lernen, eine Aufgabe schrittweise und in Stufen zu bearbeiten. 

 

 Lernziele: 
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 Schulung der Fähigkeit zur selbstständigen Informationsbeschaffung 

und -verarbeitung 

 Selbstständige Planung, Ausführung und Kontrolle von 

Arbeitsaufträgen 

 Vermittlung von Überblick- und Zusammenhangwissen 

Die Zentrale Ausbildungsstelle (ZAS) organisiert die Erstellung und 

Verteilung von Leittexten. 

 

Testakten 

Hier geht es darum, mit Hilfe simulierter Vorgänge aus dem normalen 

Tagesgeschäft folgende Lernziele zu erreichen: 

 Steigerung der Entscheidungsfähigkeit 

 Verbesserung der Arbeitsökonomie 

 Hilfestellung zur späteren selbstständigen Arbeit 

 

Mustermappe 

Hier geht es darum, dass die Anwärterin/der Anwärter während der 

Praxiszeit eine Mustermappe anlegt und diese selbstständig fortführt. 

Datenschutzrechtliche Belange sind dabei zu berücksichtigen. 

 

 Lernziele: 

 Förderung der Fähigkeit, strukturiert zu arbeiten 

 Verbesserung der Arbeitsorganisation 

Hilfestellung zur späteren selbstständigen Arbeit 

 

5. Ausstattung des Arbeitsplatzes 

Unabhängig von der Zahl der Anwärterinnen und Anwärter sollte in jedem 

Ausbildungsgericht und in den weiteren Behörden, denen Anwärterinnen und 
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Anwärter zur Ausbildung zugewiesen werden, mindestens ein komplett 

eingerichteter Bildschirmarbeitsplatz (z. B. Docking Station, Monitore, 

Tastatur, Drucker sowie weitere in den Behörden eingesetzte Soft- und 

Hardware) zur Verfügung stehen, der ausschließlich für Ausbildungszwecke 

zu nutzen ist. 

Für die Anwärterinnen und Anwärter sind eigene Benutzerkennungen sowie 

eigene Dateiverzeichnisse zur Speicherung von Textprodukten einzurichten. 

Die erforderliche Arbeitsumgebung - z. B. für den Zugriff auf Textvorlagen 

sowie Verfahrens- und Personendaten - ist bereitzustellen. 

 

Die Anwärterinnen und Anwärter arbeiten auf dem Ausbildungsarbeitsplatz 

mit Fallbeispielen aus der Praxis und nutzen dabei die behördlichen 

Echtdaten. Die Verantwortung für den datenschutzgerechten Umgang mit den 

Behördendaten trägt die Ausbilderin oder der Ausbilder. 

Für die Ausstattung der Bildschirmarbeitsplätze gelten Bestimmungen der 

Bildschirmarbeitsverordnung und die Inhalte des berufsgenossenschaftlichen 

Grundsatzes G 37 für die arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchung. 

Auf die Einhaltung der augenärztlichen Untersuchungen für die Tätigkeit an 

Bildschirmarbeitsgeräten ist zu achten. 

 

6. Arbeitsgemeinschaft 

In jedem berufspraktischen Ausbildungsabschnitt wird fachspezifischer 

Unterricht in Form einer Arbeitsgemeinschaft abgehalten. Näheres dazu 

regeln die entsprechenden Stoffpläne. 

 

7. Ausbildungsleiterinnen und Ausbildungsleiter 

Jedes an der Ausbildung beteiligte Ausbildungsgericht (Amtsgericht) bestellt 

für die Dauer von vier Jahren eine Ausbildungsleitung und deren 

Stellvertretung, die für die Durchführung der berufspraktischen Ausbildung 
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verantwortlich sind und die Ausbildung überwachen (§ 4 Abs. 3 S. 4 APVO-

Justiz-aJD).  

 

Die Ausbildungsleiterinnen und Ausbildungsleiter können bei Veranstaltungen 

der Arbeitsgemeinschaft und des fachtheoretischen Unterrichtes (z. B. 

Schlüsselqualifikationen) hospitieren und an Dienstbesprechungen der 

Arbeitsgemeinschaftsleitungen und Ausbildungsbetreuer/innen teilnehmen. 

 

Zu ihren Aufgaben gehören: 

 Aufstellen des behördeninternen Ausbildungsplanes 

 Organisation und Durchführung/Überwachung der dreiwöchigen 

informatorischen Einführung im Ausbildungsgericht 

 Beschaffung und Zurverfügungstellung der Ausbildungsmittel 

 Sicherstellung der Einrichtung einer J-Kennung für die am Arbeitsplatz 
benötigten EDV-Programme  

 

Verschaffen eines Leistungsüberblicks: 

 nach Beendigung des Moduls 2 bei der Lehrgangsleitung 

 nach Beendigung des Moduls 3 bei den Ausbilderinnen und Ausbildern 

 nach Beendigung des Moduls 3 bei der Arbeitsgemeinschaftsleitung 

 sowie anlassbezogen 

 

Koordinierung in allen Fragen der Ausbildung: 

 Zuweisung der Anwärterinnen und Anwärter an die einzelnen 

Ausbilderinnen und Ausbilder am Arbeitsplatz bzw. 

Ausbildungsabteilungen 

 vertrauensvolle Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemeinschaftsleitung, den 

übrigen an der Ausbildung beteiligten Leitungen, der Dienststelle und 

der/dem Ausbildungsbetreuer/in 
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 Durchführung von Dienstbesprechungen mit den Ausbilderinnen und 

Ausbildern am Arbeitsplatz 

 Durchführung/Teilnahme an Dienstbesprechungen mit den weiteren an der 

Ausbildung beteiligten Dienststellen 

 Überwachung der Anwendung des Ausbildungsrahmenplanes 

(Inhaltsauslegung) 

 handlungsorientierte Ausbildung - Schlüsselqualifikationen 

 Änderungsvorschläge (jährlicher Erfahrungsbericht) 

Organisation, Überwachung und Kontrolle der am Arbeitsplatz 

vorgesehenen Übungen im Tastschreiben (Tastschreibprogramm). 

 

Betreuung der Anwärterinnen und Anwärter in allen mit der Ausbildung 

zusammenhängenden Fragen: 

 Durchführung von Dienstbesprechungen mit den Anwärterinnen und 

Anwärtern 

 Überwachung zur Einhaltung der Vorschriften nach dem JArbSchG evtl. 

MuSchG 

 Beachtung der Einhaltung der augenärztlichen Untersuchungen für die 

Tätigkeit an Bildschirmarbeitsplätzen 

 Überwachung der Frist zur evtl. Nachuntersuchung nach § 33 JArbSchG 

 

Förderung der Anwendung verschiedener handlungsorientierter 

Ausbildungsmethoden und der Vermittlung von Schlüsselqualifikationen 

(Multiplikator/in) 

 

Urlaub und sonstige Arbeitsbefreiungen sowie Überwachung von Fehlzeiten, 

Einhaltung der Arbeitszeit und Gewährung von Nachteilsausgleich: 

 Führung der Urlaubslisten und Genehmigung von (restlichem) 

Erholungsurlaub/Sonderurlaub/Arbeitsbefreiungen (auch von weniger als 

einem Tag) 
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 Beteiligung an der Festlegung des Jahresurlaubes durch das 

Oberlandesgericht 

 Kontrolle zur Einhaltung der Arbeitszeiten und Pausenzeiten (§§ 4, 8, 13 

JArbSchG) 

 Gewährung von Nachteilsausgleich entsprechend Ziffer 17 Absatz 3 und 4 

der Durchführungsbestimmungen zur APVO-Justiz-aJD 

 

Notenbildung: 

Führen einer Notenübersicht über alle Praxisbeurteilungen und Bildung der 

Ausbildungsnote für die berufspraktische Ausbildung gem. § 14 Absatz 2 

APVO-Justiz-aJD 

 

Damit die Ausbildungsleiterinnen und Ausbildungsleiter ihren Ausbildungs-

aufgaben, die über die normale Verwaltungstätigkeit und die Ausbildung am 

Arbeitsplatz hinausgehen, nachkommen können, ist es erforderlich, dass sie 

von ihren sonstigen Dienstgeschäften in dem notwendigen Umfang entlastet 

und ggf. für die Wahrnehmung der Ausbildungsleiteraufgaben entsprechend 

freigestellt werden. Die Freistellung soll bei der Berechnung des 

Personalbedarfs (Leitung von Ausbildungsgruppen) berücksichtigt werden 

und ist deshalb in der Personalübersicht anzugeben. 

 

8. Tastschreiben und Textverarbeitung 

Den Anwärterinnen und Anwärtern sind während der gesamten Ausbildung die 

für die Tätigkeit in einer Serviceeinheit erforderlichen Grundkenntnisse und 

Fertigkeiten in Tastschreiben und der Textverarbeitung zu vermitteln. Das 

Tastschreiben (10-Fingersystem) einschließlich der Textverarbeitung ist 

Bestandteil der Module 2 und 3. Tastschreibübungen sind in der Schriftart 

„Courier New“ in Schriftgröße 12 anzufertigen.  

Auf Antrag einer Anwärterin oder eines Anwärters kann aufgrund 

vorhandener außergewöhnlicher individueller Kenntnisse und Fähigkeiten in 

diesem Bereich ganz oder zu einem Teil eine Befreiung in Modul 3 vom 
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Unterricht erteilt werden. Dem Antrag ist eine Stellungnahme der Lehrkraft 

beizufügen. In der Stellungnahme soll auch ausgeführt werden, wie die 

freiwerdende Zeit zu anderen Ausbildungszwecken genutzt werden kann.  

Über die Anträge entscheidet die Zentrale Ausbildungsstelle beim 

Oberlandesgericht Celle. Zum Ende der Module 2 und Module 3 erhalten die 

Anwärterinnen und Anwärter eine Bescheinigung über die erzielten 

Tastschreibleistungen. Aus diesen Bescheinigungen gehen zum einen der 

Durchschnittswert der in den vorbezeichneten Modulen erzielten Leistungen 

und zum anderen die beste Einzelleistung hervor. Die Bescheinigungen sind 

unter Verwendung des von der Justizverwaltung zur Verfügung gestellten 

Vordrucks anzufertigen. Eine Ablichtung der Bescheinigungen ist zur 

Personalakte zu nehmen. Eine Leistungssteigerung zwischen den Modulen 

sollte ersichtlich sein.  

Zum Ende des Moduls 2 sollen mindestens 1800 Anschläge pro zehn 

Minuten von den Anwärterinnen und Anwärtern erreicht werden.  

 

9. Fachübergreifende Ausbildungsinhalte 

 Zum Ausbildungsbeginn sollen Informationsveranstaltungen zum 

Thema „Informationssicherheit“ sowie „Trennungsgeld, Reisekosten 

und Umzugskostenvergütung“ durchgeführt werden. Die 

Veranstaltungen erfolgen online. Die Organisation erfolgt durch die 

ZAS. 

 Im Laufe der Ausbildung soll eine Veranstaltung zum Thema 

„Suchtprävention" durchgeführt werden. Die Veranstaltungen erfolgen 

online. In Absprache mit allen drei Oberlandesgerichten erfolgt die 

Organisation durch die ZAS. 

 Die nachstehenden fachübergreifenden Ausbildungsinhalte sind 

während der gesamten Ausbildungszeit am Arbeitsplatz in jeder 

Abteilung zu vermitteln. 

 

10.1 Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit  
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a) Gefährdung von Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz 
feststellen und Maßnahmen zu ihrer Vermeidung ergreifen 

Inhalte beispielsweise: 

sicherheitsgerechtes Verhalten 

Sicherheitsbeauftragte 

Möglichkeiten für Vorsorgemaßnahmen, z. B. zur Vermeidung von Gefahrenquellen 

Unfall- und Brandverhütungsvorschriften 

 

b) Verhaltensweisen bei Unfällen beschreiben sowie erste Maßnahmen 
einleiten 
Inhalte beispielsweise: 

Notrufe, Abfolge von Meldungen 

Maßnahmen der Ersten Hilfe 

 

c) Vorschriften des vorbeugenden Brandschutzes anwenden; 
Verhaltensweisen bei Bränden beschreiben und Maßnahmen zur 

Brandbekämpfung ergreifen 

Inhalte beispielsweise: 

Vorschriften des zuständigen Unfallversicherungsträgers 

Brandschutzordnung 

Merkblatt über den Brandschutz 

 Verhaltensregeln für den Brandfall 
 Brandschutzmittel, Feuerlöscher 

 

10. 2 Umweltschutz 

 

Zur Vermeidung betriebsbedingter Umweltbelastungen im beruflichen  

Einwirkungsbereich beitragen, insbesondere 
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a) mögliche Umweltbelastungen durch den Ausbildungsbetrieb und 
seinen Beitrag zum Umweltschutz an Beispielen erklären 
Inhalte beispielsweise: 
Rationelle Ressourcenverwendung im Zusammenhang mit dem 
Umweltschutz 
 

b) für den Ausbildungsbetrieb geltende Regelungen des 
Umweltschutzes 
anwenden 

 

c) Möglichkeiten der wirtschaftlichen und umweltschonenden Energie- 
und Materialverwendung nutzen 

Inhalte beispielsweise: 

Energieträger im beruflichen Einwirkungsbereich (z. B. Strom) und ihr rationeller 

Einsatz  

rationeller Umgang mit Büromaterialien 

 

d)  Abfälle vermeiden; Stoffe und Materialien einer umweltschonenden   
Entsorgung zuführen 

Inhalte beispielsweise: 

Vermeidung von Umweltbelastungen; u. a. 

Senkung der Entsorgungskosten, 

Abfallvermeidung/Abfallverwertung/Trennung der Abfälle 
 

10.3 Kommunikation und Kooperation in berufstypischen Situationen 

 

a) Wirkung von Maßnahmen der Justiz auf die Betroffenen an 
Beispielen 
beschreiben 

Inhalte beispielsweise: 

Funktion der Sprache im Umgang mit dem Bürger, 

Zusammenwirken zwischen innerer Einstellung und äußerem Verhalten, 

individuelle Betroffenheit der Bürger von Entscheidungen des Gerichts 
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b) Grundsätze und Formen der Kommunikation und Kooperation in 
unterschiedlichen Situationen auf das berufliche Handeln anwenden 
Inhalte beispielsweise: 

Allgemeine Regeln für das Gespräch mit dem Bürger, 

Ablauf eines Gesprächs wie: 

Informationsgespräch, 

Gesprächsumfeld, 

Gesprächspartner, 

Quellen, 

Merkmale, 

Präzision von Eindrücken, 

Verhalten im Umgang mit dem Bürger z. B. Ursachen, Bedingungen und Folgen  

menschlichen Verhaltens und Erlebens, verbale und nonverbale 
Kommunikation,  

Wahrnehmungstechniken, 

interkulturelle Kompetenzerweiterung 

 

c) besondere Situation und Interessen des Bürgers bei der 
Aufgabenerledigung angemessen berücksichtigen 
 

Inhalte beispielsweise: 
 
Situationsgerechte Kommunikation in verschiedenen beruflichen 
Situationen, 
 
Berücksichtigung besonderer persönlicher Situationen des Publikums (u. a. 
in Betreuungsangelegenheiten, Nachlassangelegenheiten, Freiheitsstrafen 
in Strafprozessen), 
 
spezifische Kulturstandards (interkulturelle Kompetenz) 
 

d) aus mündlichen und schriftlichen Informationen den wesentlichen 
Sachverhalt ermitteln, schriftliche und mündliche Auskünfte erteilen 
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 Inhalte beispielsweise: 
 
 Einbringen der entsprechenden Fachkompetenz, 
 Aufklärung der zuständigen Abteilung, 

 Hinweis auf mögliche Widerspruchsmöglichkeiten, 

 Instanzenwege, 

Prozesskostenhilfe, 

 Auskunft z. B. Verfahrenswege/Zuständigkeiten, situationsgerechte Beachtung  

 interner Regelungen, 

 verständliche und präzise Erteilung mittels Telekommunikation 
 

e)  Notwendigkeit gegenseitiger Information und Vorzüge von Zusammenarbeit 
aufzeigen; Aufgaben kooperativ lösen 

 Inhalte beispielsweise: 
 
 Teamarbeit, 
 Projektarbeit, 
 gemeinsame Zielsetzung, 
 Arbeitsteilung, 
 Durchführung, 
 Kontrolle, 
 Kooperationspartner, z. B. Anwärter/innen und Mitarbeiter/innen anderer 
Fachbereiche 
 Informationswege, 
 Zusammenarbeit zwischen Funktionsbereichen, 
 Abteilungsbesprechungen, 
 Vorteile der direkten Kommunikation 
 

f) über zusätzliche bürgerorientierte Dienstleistungen des ausbildenden 
Gerichts informieren 

 Inhalte beispielsweise: 
 Informationsangebote, 
 Zeugen- und Kinderbetreuung, 
 Aufenthaltszonen 
 

10.4 Büroorganisatorische Abläufe 
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a) Registraturarbeiten durchführen, Aufbewahrungsfristen beachten 
b) Geschäftsordnung und ergänzende Vorschriften anwenden 
c) Posteingang und -ausgang bearbeiten 
d) Dateien und Karteien führen 
e) Fristen berechnen, vormerken und überwachen 
f) Schriftstücke fertigen, ausfertigen und beglaubigen 
g) Daten für die Erstellung von Statistiken erheben und weiterleiten 
h) Anträge, Rechtsmittel, Rechtsbehelfe und Erklärungen aufnehmen  
i) Zustellungen veranlassen und deren Ausführung überwachen 
j) Zahlungseingänge überwachen 
k) Akteneinsicht gewähren 
l) Protokolle erstellen 

 

Diese Inhalte sind das "Kernstück" der Ausbildung. Hier sind alle Tätigkeiten 

aufgelistet, die von einer Justizfachwirtin / einem Justizfachwirt am späteren 

Arbeitsplatz zu bewältigen sind. Selbstverständlich sind diese Tätigkeiten 

nicht isoliert zu vermitteln, sondern im Zusammenhang mit den aufgeführten 

Fachgebieten. 

 

10.5 Protokollführung 

 

Die Protokollführung ist, soweit die Urkundsbeamtin/der Urkundsbeamte der 

Geschäftsstelle eingesetzt wird, ein Bestandteil der Ausbildung. Die An-

wärterinnen und Anwärter haben daher während der gesamten 

Ausbildungszeit in den entsprechenden Abteilungen an 

Gerichtsverhandlungen teilzunehmen. Die Protokollführerinnen und 

Protokollführer sollen ihnen die Einzelheiten der von ihnen gefertigten 

Protokolle und deren jeweilige Funktion erläutern. Sobald es der 

Ausbildungsstand erlaubt, sollen die Anwärterinnen und Anwärter das Neben-

protokoll führen.  

 

10.6 Arbeitsorganisation 

 

a) Vorschriften für Büroarbeitsplätze beachten und den eigenen 
Arbeitsplatz entsprechend gestalten 
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Inhalte beispielsweise: 

Vorschriften des zuständigen Unfallversicherungsverbandes, 

Arbeitsstättenverordnung, 

Arbeitssicherheitsgesetz, 

Regelungen über Bildschirmarbeitsplätze, 

Sachgerechte Gestaltung: übersichtliche und funktionale Anordnung der 

Arbeits- und Organisationsmittel (z. B. Ablage, Materialaufbewahrung), 

Gestaltungsmöglichkeiten im Arbeitsraum (z. B. Aufstellung bzw. Anordnung 

der Arbeitsplätze, Beleuchtung, Kommunikation, Kooperation) 

 

b) Arbeitsmittel pflegen und deren Wartung und Instandsetzung 
veranlassen 
 

Inhalte beispielsweise: 

Pfleglicher Umgang mit dem zur Verfügung gestellten Arbeitsmaterial, 

Wartung, 

Instandsetzung 

 

c) Fachliteratur und andere Informationsmittel nutzen 
 

Inhalte beispielsweise: 

JURIS, Staatsanzeiger, Veröffentlichungsorgane der jeweiligen 

Landesjustizverwaltungen, Bundesgesetzblatt 

 

d) Methoden für systematisches und kontinuierliches Lernen berück- 
 sichtigen 

Inhalte beispielsweise: 

Workshop, Qualitätszirkel, erfahrungsorientiertes Lernen, Reflexionen 
des betrieblichen Alltags, e-Learning 
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e) eigene Tätigkeit in den jeweiligen Verfahrensablauf einordnen 
 

Inhalte beispielsweise: 

Aufgaben, Befugnisse und Verantwortung der eigenen Person im 
jeweiligen Verfahren (setzt Kenntnisse des jeweiligen Verfahrensablaufs 
voraus) 

 

f) Möglichkeiten der Arbeitsplatz- und Arbeitsraumgestaltung unter 
Berücksichtigung ergonomischer Grundsätze an Beispielen der 
ausbildenden Behörde aufzeigen 

Inhalte beispielsweise: 

Anforderungen und Gestaltungsmöglichkeiten an Arbeitstisch, -stuhl,  

-geräte (Aufstellung, Tastatur, Sichtverhältnisse), 

Temperaturregulierung, Lärmschutz, Arbeitsorganisation 
 

g) eigene Arbeitsorganisation rationell und funktionsgerecht gestalten 

Inhalte beispielsweise: 

Vermeidung von Doppelarbeit, Einbeziehung von Erfahrungen anderer 
Bereiche, 

Reduzierung von Routinetätigkeiten u. a. durch Nutzung von Computern, 
Optimierung der Kommunikationswege, Methoden- und Handlungskompetenz 

z. B. durch Gesprächsführung, Zeitmanagement 

 

h) aus betriebswirtschaftlichen Vorgaben Folgerungen für die 
Arbeitsorganisation ableiten 

Inhalte beispielsweise: 

Haushaltsrechtliche Grundlagen, wirtschaftliches Handeln, 

verantwortungsbewusster Umgang mit zugewiesenen Budgets, 

neue Steuerungsmodelle (Kosten-/Leistungsverhältnis) 
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B. Allgemeines zum Unterricht 

 

1. Ziel des Unterrichts 

 
Ziel des Unterrichts ist es nicht nur, den Anwärterinnen und Anwärtern die für 

die tägliche Praxis notwendigen fachtheoretischen Kenntnisse, sondern vor 

allem die darauf aufbauenden berufspraktischen Fertigkeiten zu vermitteln. Er 

soll daher handlungsorientiert, d. h. auf die Erörterung und Bearbeitung 

praktischer Aufgaben und Fälle ausgerichtet sein. Die pädagogische 

Eigeninitiative der einzelnen Lehrkraft bleibt dabei uneingeschränkt bestehen. 

Bestehende Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten zur Didaktik und Methodik 

sollten genutzt werden. 

 

2. Ziel der Stoffpläne 

 
Die Stoffpläne für die praxisbegleitenden Arbeitsgemeinschaften und für die 

Module 2 und 4 sollen den Lehrkräften als Handreichung dienen und sind 

zugleich für die Anwärterinnen und Anwärter eine Hilfe bei der Eigenarbeit. 

 
Die Ausbildung muss sich an den beruflichen Anforderungen in 

Serviceeinheiten orientieren. Den Anwärterinnen und Anwärtern müssen im 

Rahmen der Aus-bildung deshalb die Kenntnisse, Fähigkeiten und 

Fertigkeiten vermittelt werden, die erforderlich sind, damit sie nach Abschluss 

der Ausbildung auf allen Sach-gebieten in Serviceeinheiten eingesetzt werden 

können. 

 

3. Lehrmaterialien 

  
Für jedes Lehrgebiet sind Arbeitspapiere nach dem Inhalt nachstehender 

Stoff-pläne zusammengestellt worden, die den Lehrkräften rechtzeitig vor 

Unterrichtsbeginn von der Justizverwaltung zur Verfügung gestellt werden. Die 
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Arbeitspapiere werden bei Bedarf überarbeitet und aktualisiert. 

Verbesserungs-vorschläge oder Hinweise auf Fehler sind der Zentralen 

Ausbildungsstelle mitzuteilen. Die Arbeitspapiere können der Lehrkraft eine 

Vorbereitung auf den Unterricht nicht ersetzen. Sie sollen die Lehrkraft 

lediglich bei der Unterrichtsvorbereitung und -gestaltung unterstützen und 

können von den Anwärterinnen und Anwärtern zur Nachbereitung des 

Unterrichts und zur Prüfungsvorbereitung genutzt werden. 

 

4. Organisation des Unterrichts 

 

a) Arbeitsgemeinschaften im Modul 3 

Der Unterricht umfasst in der Regel wöchentlich vier Doppelstunden 

(1 Doppelstunde = 90 Minuten), die an einem Tag zusammenzufassen 

sind. Der Rest des Tages steht den Anwärterinnen und Anwärtern zur Vor- 

und Nachbereitung zur Verfügung. Die Anwesenheit ist sicherzustellen. 

 
Der Unterricht der Arbeitsgemeinschaften soll - soweit möglich - inhaltlich auf 

den Unterricht im Modul 2 abgestimmt werden; ein Austausch der 

unterrichtenden Lehrkräfte ist hierfür erforderlich. Entsprechende Kontakte 

sind durch die Lehrgangs- und Arbeitsgemeinschaftsleitung zu unterstützen 

und zu fördern. 

 
An den Unterrichtstagen findet eine Ausbildung am Arbeitsplatz oder eine 

sonstige dienstliche Beschäftigung der Anwärterinnen und Anwärtern in 

der Regel nicht statt. 

 

b) Fachtheoretischer Unterricht im Modul 2 

Das Modul 2 umfasst in der Regel drei bzw. vier Doppelstunden pro 

Arbeitstag, möglichst 17 Doppelstunden in der Woche. Etwaige 

unterrichtsfreie Nachmittage dienen der Vor- und Nachbereitung des 

Lehrstoffes. 
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5. Unterrichtsorte und Gruppenstärke 

Die Arbeitsgemeinschaft findet bei einem Amts- oder Landgericht statt. Das 

Modul 2 findet i. d. R. auf Landgerichtsebene statt. Aus Wirtschaftlichkeits-

gesichtspunkten ist eine Arbeitsgemeinschaft oder ein Lehrgang mit einer 

ausreichenden Anzahl von Anwärterinnen und Anwärtern einzurichten. Die 

Wirtschaftlichkeit ist i. d. R. gegeben, wenn bei Einrichtung einer Arbeits-

gemeinschaft oder eines Lehrgangs mindestens sechs Anwärterinnen und 

Anwärter zugewiesen werden. Soweit eine Konzentration des Unterrichts bei 

zentral gelegenen Behörden erforderlich wird, bestimmt das 

Oberlandesgericht im Einvernehmen mit der Generalstaatsanwaltschaft die 

Behörde, bei der der Unterricht stattfinden soll. Die Zentrale Ausbildungsstelle 

(ZAS) ist zu unterrichten. In den einzelnen Unterrichtsgruppen soll die Anzahl 

der Anwärterinnen und Anwärter nicht mehr als zwanzig betragen. 

 

Unterrichtsgruppen mit weniger als sechs Anwärterinnen und Anwärtern 

dürfen nur mit Zustimmung des Niedersächsischen Justizministeriums 

eingerichtet werden; dies gilt nicht, wenn sich die Zahl der Anwärterinnen und 

Anwärter später ändert. 

 

6. Bestellung der Lehrkräfte, der Lehrgangsleitung und der 

Arbeitsgemeinschaftsleitung  

Das Oberlandesgericht bestellt die Lehrgangs- und 

Arbeitsgemeinschaftsleitungen und deren Stellvertretungen auf die Dauer von 

vier Jahren sowie die Lehrkräfte. Soweit ein Angehöriger einer 

Staatsanwaltschaft oder eines Fachgerichts bestellt wird, erfolgt die Bestellung 

im Einvernehmen mit der Generalstaatsanwaltschaft oder der zuständigen 

Mittelbehörde.  
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7. Aufgaben der Lehrgangsleitung/Arbeitsgemeinschaftsleitung 

a) Lehrgangsleitung 

Die Lehrgangsleitungen organisieren das Modul 2. Sie tragen die 

Verantwortung für den reibungslosen Ablauf des Moduls.  

 

Die Lehrgangsleitungen erhalten die Möglichkeit, an den Dienst-

besprechungen der Arbeitsgemeinschafts- und Ausbildungsleitungen 

sowie  

der Ausbildungsbetreuer/innen teilzunehmen. 

 
Zu ihren Aufgaben gehören: 

 Planung des Blockunterrichts „Schlüsselqualifikation“ zu Beginn 

des Moduls 2 

 Planung des Unterrichts 

 Organisation der Unterrichtsräume und Beschaffung der durch 

die Lehrkraft benötigten Ausstattungsgegenstände 

 Organisation der Arbeitsmaterialien in Absprache mit den 

Ausbildungsleitungen und Lehrkräften  

 Beteiligung an der Auswahl von Lehrkräften 

 Verfügungsstunden 

  Durchführung von 1 Doppelstunde im Modul 2 zum Thema 

„Unterrichtsorganisation“ und „Vorstellung der Operatoren“ 

 Lehrkraft 

o Durchführung eines Teils der Lehrveranstaltungen 

 Ansprechpartner/in und Koordinator/in 

o für Anwärterinnen und Anwärter 

o für Lehrkräfte 

o für Ausbildungs- und Arbeitsgemeinschaftsleitungen 

o Durchführung von Dienstbesprechungen wird empfohlen 

 Förderung der Anwendung verschiedener Unterrichtsmethoden 

und Überwachung didaktischer Grundsätze (Multiplikator/in) 

 Ausbilderhospitation 

o Organisation für Ausbilder/innen am Arbeitsplatz  
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o eigene Teilnahme an Unterrichtsveranstaltungen der 

Arbeitsgemeinschaft oder des Moduls 2 (z. B. 

Schlüsselqualifikationen) 

 Kontrolle von Fehlzeiten der Anwärterinnen und Anwärter 

o Erstellung und Kontrolle sowie Verwahrung der 

Abwesenheitslisten 

o Meldung an Ausbildungsgericht (Ausbildungsleitung) 

 Leistungsstand 

o Überblickverschaffung durch Rücksprache mit den 

einzelnen Lehrkräften während des gesamten Moduls 2 

 Einzelbeurteilungen und Aufsichtsarbeiten 

o Entgegennahme sämtlicher Aufsichtsarbeiten und 

Erfassung in einer Notenübersicht 

o Entgegennahme der Einzelbeurteilungen und Erfassung 

in einer Notenübersicht 

o Mitteilung der Noten sämtlicher Aufsichtsarbeiten an das 

Prüfungsamt am Ende des Moduls 2 

 Notenbildung 

o Führen einer Notenübersicht über alle 

Lehrgangsbeurteilungen und Bildung der Ausbildungsnote 

für die fachtheoretische Ausbildung gem. § 13 Absatz 4 

APVO-Justiz-aJD 

o Gewährung von Nachteilsausgleich bei Beeinträchtigung 

entsprechend Ziffer 17 Absatz 3 und 4 der 

Durchführungsbestimmungen zur APVO-Justiz-aJD 

 

b) Arbeitsgemeinschaftsleitung 

Die Arbeitsgemeinschaftsleitungen organisieren die 

Arbeitsgemeinschaften und sorgen für deren reibungsfreien Ablauf.  

 

Die Arbeitsgemeinschaftsleitungen erhalten die Möglichkeit, an den 

Dienst-besprechungen der Lehrgangs- und Ausbildungsleitungen sowie 

der Ausbildungsbetreuer/innen teilzunehmen. 
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Zu ihren Aufgaben gehören: 

 Planung des Unterrichts für die Arbeitsgemeinschaft im Modul 3 

 Verfügungsstunden  

o Durchführung von 1 Doppelstunde in der 

Arbeitsgemeinschaft zur Information über 

Unterrichtsorganisation 

 Organisation der Unterrichtsräume und Beschaffung der durch 

die Lehrkraft benötigten Ausstattungsgegenstände 

 Bestellung, Verwahrung und Verteilung der  

Arbeitsmaterialien (die Beschaffung der Arbeitsmaterialien kann 

den Anwärterinnen und Anwärtern übertragen werden) 

 Beteiligung an der Auswahl von Lehrkräften 

 Lehrkraft 

o Durchführung eines Teils der Lehrveranstaltungen 

 Ansprechpartner/in und Koordinator/in 

o für Anwärterinnen und Anwärter 

o für Lehrkräfte 

o für Ausbildungs- und Lehrgangsleitungen 

o ggf. durch Durchführung von Dienstbesprechungen 

 Förderung der Anwendung verschiedener Unterrichtsmethoden 

und Überwachung didaktischer Grundsätze (Multiplikator/in) 

 Ausbilderhospitation  

o Organisation für Ausbilder/innen am Arbeitsplatz  

o eigene Teilnahme an Unterrichtsveranstaltungen der 

Arbeitsgemeinschaft oder des Lehrgangs (z. B. 

Schlüsselqualifikationen) 

 Kontrolle von Fehlzeiten der Anwärterinnen und Anwärter 

o Erstellung und Kontrolle sowie Verwahrung der 

Abwesenheitslisten 

o Meldung an Ausbildungsgericht (Ausbildungsleitung) 

 Leistungsstand 

o Überblickverschaffung durch Rücksprache mit den 

einzelnen Lehrkräften 
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o Entgegennahme sämtlicher Aufsichtsarbeiten  

o Entgegennahme der Einzelbeurteilungen und 

Weiterleitung an die Ausbildungsleitung zur Bildung der 

Ausbildungsnote für die berufspraktische Ausbildung 

(§ 14 APVO-Justiz-aJD)  

o Gewährung von Nachteilsausgleich bei Beeinträchtigung 

entsprechend Ziffer 17 Absatz 3 und 4 der Durchführungs-

bestimmungen zur APVO-Justiz-aJD 

 

8. Ausbilderhospitationen 

Den (auch zukünftigen) Ausbilderinnen und Ausbildern am Arbeitsplatz soll 

auf Wunsch zu ihrer Fortbildung Gelegenheit gegeben werden, nach 

Absprache mit der Lehrkraft und mit Zustimmung der Beschäftigungsbehörde 

an einigen Veranstaltungen der Arbeitsgemeinschaft bzw. des Moduls 2 

teilzunehmen. 

 

Auch den Ausbildungsleiterinnen und Ausbildungsleitern sollte die Möglichkeit 

gegeben werden, sich durch Hospitationen über den Unterricht in der 

Arbeitsgemeinschaft bzw. im Modul 2 zu informieren. Diese sollte 

insbesondere in dem Fach „Schlüsselqualifikationen“ erfolgen. 

 

9. Unterrichtsprinzipien 

a) Methoden 

Die Bewältigung des Unterrichtsstoffs setzt aktive Mitarbeit der 

Anwärterinnen und Anwärter voraus.  

 
Um eine aktive Mitarbeit der Anwärterinnen und Anwärter zu erreichen, 

sollten in einer Unterrichtseinheit immer verschiedene Lehrmethoden 

eingesetzt werden (z. B. Leittexte, Lehrgespräch, kurze Diskussion, 

Gruppenarbeit). Schwerpunkt des Unterrichts soll im Übrigen die 

Erörterung und Bearbeitung praktischer Fälle sein. 
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Zur Belebung des Unterrichts können darüber hinaus für eng begrenzte 

Themen Kurzreferate an die Anwärterinnen und Anwärter vergeben 

werden. Auch bietet sich die Durchführung von Moderationen, 

Planspielen und Präsentationen an. Diese sollten bereits ab dem Modul 2 

durchgeführt werden, da die Anwärterinnen und Anwärter an das 

Prüfungsfach „Fallbezogene Rechtsanwendung“ herangeführt werden 

müssen. Daneben sollen in allen Fachgebieten im Rahmen des 

Unterrichts und in Form der häuslichen Aufgaben praxisnahe Übungen 

stattfinden. 

 

b) Lehrexkursionen 

Um die handlungsorientierte Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse 

zu vertiefen, soll die Ausbildung in der Arbeitsgemeinschaft durch Lehr-

exkursionen unterstützt werden, insbesondere durch Besuche von 

Gerichts-verhandlungen, der Polizei sowie auch bei außergerichtlichen 

Institutionen, z. B. des LGLN (Landesamt für Geoinformationen und 

Landentwicklung Niedersachsen - Katasteramt), einer 

Justizvollzugsanstalt, des AJSD (Ambulanter Justizsozialdienst 

Niedersachsen), eines Standesamtes und ggf. eines Jugendamtes. Auch 

politische Einrichtungen zur Stärkung der Demokratiebildung können 

aufgesucht werden. 

 
Der Exkursion soll nach Möglichkeit ein Koordinierungsgespräch 

zwischen der Lehrkraft (nach Absprache der Arbeitsgemeinschaftsleitung) 

und einer Vertreterin oder einem Vertreter der zu besuchenden Stelle 

vorangehen. Die Lehrexkursion sollte nach Möglichkeit am Nachmittag 

(ohne Anrechnung von Stunden) durchgeführt werden. 

 

c) Sprachpflege und DIN-Regeln 

Als zusätzliches Unterrichtsprinzip soll der Unterricht in allen Lehrgebieten 

auch die Sprachpflege im Schriftverkehr einbeziehen. 
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Dabei sollen die Lehrkräfte verstärkt darauf hinwirken, dass die von den 

Anwärterinnen und Anwärtern entworfenen Schreiben entsprechend den 

Schreib- und Gestaltungsregeln für die Textverarbeitung - DIN 5008 - und 

in einer sprachlich einwandfreien und gewandten Form abgefasst werden. 

Im Übrigen soll darauf hingearbeitet werden, dass sich die Anwärterinnen 

und Anwärter gegenüber dem rechtsuchenden Publikum sprachgewandt 

artikulieren können. 

 

10. Aufsichtsarbeiten/Tests 

 

Nach Maßgabe des Ausbildungsrahmenplanes sind in den einzelnen 

Lehrgebieten Aufsichtsarbeiten zu schreiben. Einzelheiten ergeben sich aus 

der Klausurübersicht. Zur Klausurerstellung müssen die vom Prüfungsamt 

vorgegebenen Operatoren genutzt werden. Im Modul 2 sind die 

Prüfungsstandards in der jeweils gültigen Fassung zu beachten.  

 
Durch die Aufsichtsarbeiten soll festgestellt werden, ob die Anwärterin oder 

der Anwärter mit dem im Unterricht vermittelten Stoff vertraut ist und ihn 

verstanden hat. 

 
Das Ergebnis ist – neben der mündlichen Leistung – ein wichtiges Kriterium 

für die Erteilung einer Beurteilung. Neben den Aufsichtsarbeiten können bei 

Bedarf in den Lehrgebieten auch kürzere Tests (sog. Lernzielkontrollen) 

geschrieben werden. In diesem Fall sind sie Bestandteil der mündlichen 

Leistung. 

 
Die Aufsichtsarbeiten sind nach Benotung und Besprechung mit der 

Anwärterin oder dem Anwärter der Lehrgangsleitung bzw. Arbeits-

gemeinschaftsleitung zu übergeben.
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11. Stundentafel und Klausurübersicht 

Modul 1 Beginn 01.09. d. J. Dauer     

Orientierungsphase   3 Wochen     

Kennenlernen des Gerichts  3 Wochen  

Durchlaufen aller Abteilungen     

davon     

mind. Zivilabteilung 1 Tag  

mind. Strafabteilung 1 Tag  

mind. Betreuung 3 Tage 3-5 Tage 

mind. Nachlass 2 Tage 2-5 Tage 

  Staatsanwaltschaft - -  

  Fachgerichte 1 Tag 0-1 Tag 

      

Arbeitssicherheit/Gesundheitsschutz     

Eigensicherung und Sicherheit im 
Gebäude 
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Modul 2 
Ende September bis 
30.04. d. Folgejahres 

Dauer   Leistungsnachweise   

Fachtheoretischer 
Unterricht 

  
> 7 
Monate 

  Anzahl 
in 
min. 

Schlüsselqualifikation  mit Modulbeginn 24 Dstd. 0 0 

Vollziehung von 
Schriftstücken 

 1 Dstd. 0 0 

Beamtenrecht  8 Dstd. 0 0 

Organisation und GG  13 Dstd. 0 0 

EDV  7 Dstd. 0 0 

Verfassungsrecht und 
GVG 

 8 Dstd. 0 0 

Gerichtsmanagement  8 Dstd. 0 0 

Tastschreiben  36 Dstd. 2 10 

FamFG allg. Teil  5 Dstd. 0 0 

Kostenwesen  63 Dstd. 3 90 

RVG  14 Dstd. 0 0 

Zivilsachen AG/LG 51 Dstd. 2 90 

JVEG  13 Dstd. 1 90 

Strafsachen AG/LG/StA 40 Dstd. 2 90 

Einführung FamFG und 
Betreuungssachen 

 23 Dstd. 1 90 

Nachlasssachen  23 Dstd. 1 90 

Familiensachen  36 Dstd. 1 90 

Vollstreckungssachen  23 Dstd. 1 90 

Grundbuchsachen  27 Dstd. 1 180 

Insolvenzsachen  17 Dstd. 1 90 

Registersachen  18 Dstd. 1 90 

Verfügungsstunde 
Lehrgangsleitung 

 1 Dstd 0 0 

Verfügungsstunde 
Ausbildungsbetreuung 

 1 Dstd 0 0 

Summe inkl. Klausuren 460 Dstd.  17   
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Modul 3 
01.05. bis 31.05. d. 
Folgejahres 

Dauer   Leistungsnachweise 

Praxisausbildung   
13 
Monate 

  Anzahl in min. 

EDV-Woche  mit Modulbeginn 1 Woche    

Sachgebiete gemäß § 8 
Abs. 1 S. 1 APVO: 
Zivilsachen 

      

AG mind.  7 Wochen    

LG (ggf. OLG) mind.  3 Wochen    

Strafsachen       

AG mind.  4 Wochen    

StA mind.  6 Wochen    

Betreuungssachen mind.  4 Wochen    

Nachlasssachen mind.  4 Wochen    

Familiensachen mind.  5 Wochen    

Vollstreckungssachen mind.  5 Wochen    

Grundbuchsachen mind.  4 Wochen    

Hospitation Fachgerichte 
jeweilige Mittelbehörde der 
FGB 

1 Woche    

Hospitation Landgerichte 
(Strafsachen) 

mind.  1 Woche    

Verfügungswoche (ggf. weitere Hospitationen) 1 Woche    

JVEG Integration á 2 Tage in Fachbereiche     

RVG Integration á 2 Tage in Fachbereiche     

Summe  46 Wochen    

        

Arbeitsgemeinschaften:       

  Exkursion in Strafsachen 2 Tage    

  
Praxisbezogene 
Fallanwendung in 
Strafsachen 

16 Dstd. 1 90 

  Vollstreckungssachen 5 Dstd. 0 0 

  Betreuungssachen 8 Dstd. 1 180 

  Grundbuchsachen 14 Dstd. 1 180 

  Zivilsachen 10 Dstd. 1 90 

  Familiensachen 15 Dstd. 1 90 

  Nachlasssachen 12 Dstd. 1 45 

  
Kostenwesen Zivil, Straf u. 
Familie 

25 Dstd. 1 180 

  JVEG 3 Dstd. 0 0 
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  RVG 9 Dstd. 1 90 

  Textverarbeitung 8 Dstd. 1 45 

  Tastschreiben 52 Dstd. 2 10 

  Schlüsselqualifikationen 6 Dstd. 0 0 

  
Verfügungsstunden AG-
Leitung 

2 Dstd.    

        

  Summe 185 Dstd.    

  Exkursionstage 2 Tage    

  
zzgl. weiterer flexibler 
Exkursionstage im 
gesamten Zeitraum 
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Modul 4 01.06. bis 31.08. d. J. Dauer 

Prüfungs- und Vertiefungsphase   
3 
Monate 

  

Prüfungsvorbereitung (schriftlich) im Block auf Lehrgangsebene 3 Wochen 

davon     
 Betreuungssachen 4 Dstd. 
 Strafsachen 7 Dstd. 
 Zivilsachen 7 Dstd. 
 Kostenwesen Zivil, Straf u. Familie  6 Dstd. 
 JVEG 2 Dstd. 
 RVG 2 Dstd. 

 Klausur Kosten, RVG, JVEG zu 180 
min. 

2 Dstd. 

 Vollstreckungssachen 3 Dstd. 
 Grundbuchsachen n. n. Dstd. 
 Familiensachen n. n. Dstd. 
 Nachlasssachen n. n. Dstd. 
     

Summe (gemäß Vorgaben) 33 Dstd. 
     

nach schriftlicher und vor 
mündlicher Laufbahnprüfung: 

    

Vertiefungsphase verschiedene Abteilungen 8 Wochen 

im Bedarfsfall: 
Einsatzmöglichkeiten bei: 

    

 Registergerichten 4 Wochen 
 Insolvenzgerichten 4 Wochen 
 jeweilige Fachgerichtsbarkeit mind. 4 Wochen 
 Staatsanwaltschaften 4 Wochen 
     

Prüfungsvorbereitung (mündlich) auf Arbeitsgemeinschaftsebene    

 Präsentationstechniken, Moderation 3 Dstd. 

Laufbahnprüfung     
 schriftlich ab letzter Juni-Woche 6 Tage 

  mündlich ab letzter August-Woche 1 Tag 
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C. Beurteilungswesen 

1. Einzelbeurteilungen 

Die Beurteilung ist unter Verwendung des von der Justizverwaltung zur 

Verfügung gestellten Vordrucks vor Beendigung des Unterrichtsfaches/der 

Ausbildungsstation anzufertigen und den Anwärterinnen und Anwärtern in 

einem Gespräch zu eröffnen. Auf den „Leitfaden zur Beurteilung von 

Anwärterinnen und Anwärtern in der Justizfachwirtausbildung“ zu 

Beurteilungen wird hingewiesen.  

 

a) Fachtheoretischer Unterricht Modul 2 und Arbeitsgemeinschaft Modul 3 

Jede Lehrkraft hat sich in einer Beurteilung über jede Anwärterin und jeden 

Anwärter zu äußern. Dies gilt nicht für die in § 13 Abs. 3 Satz 2 und § 14 Abs. 

1 Satz 6 APVO-Justiz-aJD genannten Fächer. 

 

Waren bei einem Lehrgebiet mehrere Lehrkräfte beteiligt, so erstellt die 

Arbeitsgemeinschafts- oder Lehrgangsleitung unter Berücksichtigung der 

jeweiligen Unterrichtseinheiten eine Note unter Einbeziehung der einzelnen 

Beurteilungsbeiträge, sofern nicht die Lehrkräfte eine einvernehmliche Note 

für dieses Unterrichtsfach erteilt haben. 

 

b) Praxisausbildung Modul 3 

Die Ausbilderin oder der Ausbilder hat am Schluss einer jeden 

Ausbildungsstation mit einer vorgesehenen Dauer von mindestens 2 Wochen 

eine Beurteilung über die Anwärterin bzw. den Anwärter zu erstellen. Danach 

leitet die Ausbilderin/der Ausbilder die Beurteilung der Ausbildungsleitung 

bzw. den mit der Organisation der Ausbildung betrauten Personen zu.   

Waren bei einer Ausbildungsstation mehrere Ausbilderinnen und Ausbilder 

beteiligt, so erstellt die Ausbildungsleitung unter Berücksichtigung der 
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jeweiligen Ausbildungszeiten eine Stationsnote unter Einbeziehung der 

einzelnen Beurteilungsbeiträge, sofern nicht die Ausbilder/innen eine 

einvernehmliche Stationsnote erteilt haben.  

Sollte eine Beurteilung auf Grund persönlicher Gründe (z. B. längere 

Krankheit) nicht möglich sein und ist eine angemessene Nachholung der 

Ausbildungsstation nicht möglich, kann im Einzelfall von einer Benotung 

abgesehen werden. Dieses ist im Zeugnis zu begründen. 

Die mit der Organisation der Ausbildung betrauten Personen des 

Landgerichts, der Staatsanwaltschaft, der Fachgerichtsbarkeit bzw. des 

Oberlandesgerichts leiten die Beurteilungen an die Ausbildungsleitung des 

Amtsgerichts weiter. 

Die Ausbildungsleitung des Ausbildungsgerichts hat die Einzelbeurteilung im 

Berechnungsprogramm, das von der ZAS für alle Einstellungsjahrgänge zur 

Verfügung gestellt wird, zu erfassen und danach die Beurteilung zum 

Zeugnisheft zu geben.  

Der Ausbildungsleitung ist jede Beurteilung auch deshalb zur Kenntnis 

vorzulegen, damit sie einen umfassenden Eindruck über den 

Ausbildungsstand der Anwärterinnen und Anwärter erhält und gegebenenfalls 

korrigierend auf den weiteren Verlauf der Ausbildung Einfluss nehmen kann.  

Bei der Bewertung muss der Leistungsstand der Anwärterinnen und Anwärter 

im Zeitpunkt der Bearbeitung berücksichtigt werden. Eine Leistung kann also 

mit „sehr gut“ bewertet werden, wenn sie die höchsten Anforderungen erfüllt, 

die an die Anwärterinnen und Anwärter in dem betreffenden Stadium der 

Ausbildung gestellt werden können. Da diese Anforderungen zu Beginn der 

Ausbildungsstation niedriger sein müssen als gegen Ende der Station, haben 

die Anwärterinnen und Anwärter von Anfang an die Chance, dass ihre 

Leistungen mit guten Noten bewertet werden. Das soll jedoch nicht dazu 

führen, dass die Einzelleistungen bei der Gesamtbeurteilung schematisch mit 

gleichem Gewicht berücksichtigt werden. Die Ausbilderinnen und Ausbilder 

am Arbeitsplatz haben vielmehr die Bedeutung der einzelnen Leistungen 

nach Art und Umfang zu würdigen und nach dem Anteil zu bemessen, der 

ihnen bei der Gesamtbeurteilung zukommen muss. 
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Zum Ende der jeweiligen Ausbildungsstation in der Praxis teilt die 

Ausbilderin/der Ausbilder der Anwärterin/dem Anwärter in einem 

persönlichen Gespräch den Leistungsstand mit und informiert die 

Ausbildungsleitung. 

c) Beurteilungsmaßstab 

Die Leistungen der Anwärterinnen und Anwärter sind mit einer Note und 

einer glatten Punktzahl nach dem folgendem Modell zu bewerten: 

            sehr gut (1) =  eine den Anforderungen in besonderem Maß entsprechende Leistung 

   (15 und 14 Punkte) 

 

 gut (2) = eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung 

  (13 bis 11 Punkte) 

 

 befriedigend (3) = eine den Anforderungen im Allgemeinen entsprechende Leistung 

  (10 bis 8 Punkte) 

 

 ausreichend (4) = eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den 

  Anforderungen noch entspricht (7 bis 5 Punkte) 

 

 mangelhaft (5) = eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, die jedoch 

  erkennen lässt, dass die notwendigen Grundkenntnisse vorhanden 

  sind und die Mängel in absehbarer Zeit behoben werden könnten 

   (4 bis 2 Punkte) 

 

 ungenügend (6) = eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, bei der selbst 

  die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, dass die Mängel in absehbarer 

  Zeit nicht behoben werden könnten  (1 und 0 Punkte) 
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2. Gesamtbeurteilungen 

Gemäß § 10 Abs. 2 APVO-Justiz-aJD sind Mittelwerte auf zwei 

Dezimalstellen ohne Rundung zu berechnen.  

 

a) Ausbildungsnote für die fachtheoretische Ausbildung (Modul 2): 

Zur Feststellung der Ausbildungsnote für die fachtheoretische Ausbildung 

(§ 13 Abs. 4 APVO-Justiz-aJD) hat die Lehrgangsleitung am Ende des 

Moduls 2 sämtliche Leistungen der Anwärterin bzw. des Anwärters 

zusammenzufassen und unter Berücksichtigung des entsprechenden 

zeitlichen Umfangs der Lehrgebiete diese aus dem Durchschnitt der 

Punktzahlen zu bilden.  

 
Die Ausbildungsnote für die fachtheoretische Ausbildung ist unter 

Verwendung des von der ZAS für alle Einstellungsjahrgänge zur Verfügung 

gestellten Vordrucks und des Berechnungsprogramms anzufertigen. Sie ist 

der Anwärterin/dem Anwärter in einem Gespräch zu eröffnen. Danach leitet 

die Lehrgangsleitung die Einzelbeurteilungen und die Ausbildungsnote für die 

fachtheoretische Ausbildung der Ausbildungsleitung des Ausbildungsgerichts 

zu. Nach Kenntnisnahme leitet die Ausbildungsleitung diese Beurteilungen an 

die Verwaltung des Ausbildungsgerichts. 

 

b) Ausbildungsnote für die berufspraktische Ausbildung (Modul 3): 

 

Die Ausbildungsleiterin oder der Ausbildungsleiter des Ausbildungsgerichts 

hat gegen Ende des Praxisabschnittes die Leistungen der Anwärterin/des 

Anwärters in einer Abschnittsnote mit einer Punktzahl gemäß § 14 Abs. 2 

APVO-Justiz-aJD zusammenzufassen. Die Note für den Ausbildungsabschnitt 

Modul 3 wird errechnet aus dem Durchschnitt der Punktzahlen für die 

Leistungen am Arbeitsplatz sowie in der Arbeitsgemeinschaft. Die Dauer der 

einzelnen Ausbildungsstationen und Lehrgebiete der Arbeitsgemeinschaft 

bleibt dabei unberücksichtigt. 



 

40 

Die Ausbildungsnote für die berufspraktische Ausbildung ist unter 

Verwendung des von der ZAS für alle Einstellungsjahrgänge zur Verfügung 

gestellten Vordrucks und des Berechnungsprogramms anzufertigen. Sie ist 

der Anwärterin/dem Anwärter in einem Gespräch zu eröffnen. Danach leitet 

die Ausbildungsleitung die Einzelbeurteilungen und die Abschnittsnote für die 

Praxis an die Verwaltung des Ausbildungsgerichts. 

 

c) Ausbildungsgesamtnote: 

 

Zur Bildung der Ausbildungsgesamtnote (§ 15 Abs. 1 APVO-Justiz-aJD) ist 

die Ausbildungsnote für die fachtheoretische Ausbildung und die 

berufspraktische Ausbildung dem Oberlandesgericht zu übermitteln. 
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D. Ausbildungsbetreuung 

 

1. Zentrale Ausbildungsstelle (ZAS) 

 

Bei dem Oberlandesgericht Celle ist eine Zentrale Ausbildungsstelle (ZAS) 

eingerichtet. 

Die Ausbildungsstelle stellt die Qualität und Einheitlichkeit der bezirksüber-

greifenden Ausbildung sicher und arbeitet vertrauensvoll mit dem 

Justizministerium und den Einstellungsbehörden zusammen. 

 

Zu ihren Aufgaben gehören u. a.: 

a) Evaluation des Ausbildungsrahmenplanes 

b) Verwaltung der Ausbildungsmaterialien 

c) Betreuung der Ausbildungs-, Lehrgangs- und 

Arbeitsgemeinschaftsleitungen durch Dienstbesprechungen und 

Fortbildungen 

d) Bestellung von Ausbildungsbetreuerinnen und -betreuern 

e) Überwachung und Auswertung der Tätigkeit der 

Ausbildungsbetreuerinnen und -betreuer 

f) Einrichtung und Unterhaltung eines elektronischen Ausbildungsforums 

g) Organisation der Infoveranstaltungen 

h) Verteilung der Notebooks der Anwärterinnen und Anwärter. 

 

2. Ausbildungsbetreuerinnen und -betreuer 

Die Zentrale Ausbildungsstelle bestellt vier Ausbildungsbetreuerinnen und -

betreuer auf die Dauer von vier Jahren. Die Bestellung je einer Aus-

bildungsbetreuerin oder eines Ausbildungsbetreuers in den Oberlandes-

gerichtsbezirken Braunschweig und Oldenburg sowie von zwei Aus-
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bildungsbetreuerinnen und -betreuern im Oberlandesgerichtsbezirk Celle 

erfolgt auf Vorschlag des jeweiligen Oberlandesgerichts.  

Status der Ausbildungsbetreuerinnen und Ausbildungsbetreuer: 

Die Ausbildungsbetreuerinnen und Ausbildungsbetreuer sind der Zentralen 

Ausbildungsstelle für ihre Tätigkeit verantwortlich. 

Sie berichten regelmäßig – mindestens einmal jährlich – der 

Ausbildungsstelle über die Tätigkeit und die gewonnenen Erfahrungen. 

Die Ausbildungsbetreuerinnen und Ausbildungsbetreuer haben im Rahmen 

ihrer Tätigkeiten bei der Zusammenarbeit der Zentralen Ausbildungsstelle mit 

den Ausbildungsgerichten und den an der Ausbildung beteiligten Behörden, 

dem Personalrat sowie den sonstigen Stellen mitzuwirken. 

Die Ausbildungsgerichte und die an der Ausbildung beteiligten Behörden 

unterstützen die Ausbildungsbetreuer/innen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 

durch Erteilung notwendiger Auskünfte und die Gestattung der Besichtigung 

der Ausbildungsstätten. 

Die Ausbildungsbetreuerinnen und Ausbildungsbetreuer sind zur 

Verschwiegenheit verpflichtet. 

Qualifikation: 

 Persönliche und fachliche Eignung als Ausbilder/in  

 Mehrjährige Berufserfahrung 

 Vertraut sein mit der Ausbildung zur Justizfachwirtin bzw. zum 

Justizfachwirt 

Aufgaben und Rolle der Ausbildungsbetreuerinnen und -betreuer: 

In enger Abstimmung mit der Zentralen Ausbildungsstelle und den 

ausbildenden Behörden wirken die Ausbildungsbetreuerinnen und -betreuer 

aktiv an der Planung, Organisation und Weiterentwicklung der Ausbildung mit.  

Als Ansprechpersonen stehen sie allen Beteiligten zur Seite und fördern den 

Austausch. Dabei achten sie darauf, dass Abläufe transparent sind, Lernziele 
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erreichbar bleiben und die Rahmenbedingungen bestmögliche Unterstützung 

bieten.  

Begleitung der Ausbildungsdurchführung 

Die Ausbildungsbetreuerinnen und -betreuer fördern den kontinuierlichen 

Austausch zwischen allen Beteiligten und tragen zur Qualitätssicherung und 

Weiterentwicklung der Ausbildung bei. Dazu gehören insbesondere: 

• Unterstützung bei der Sicherstellung der fachlichen und persönlichen 

Eignung von Ausbilderinnen, Ausbildern und Lehrkräften, 

• Förderung eines respektvollen und unterstützenden Miteinanders, 

• Begleitung bei der Umsetzung des Ausbildungsrahmenplans, 

• Sensibilisierung für die Einhaltung relevanter gesetzlicher 

Bestimmungen. 

Beratung und Begleitung der Anwärterinnen und Anwärter 

Während des gesamten Ausbildungsverlaufs begleiten die 

Ausbildungsbetreuerinnen und -betreuer die Anwärterinnen und Anwärter in 

fachlichen, persönlichen und organisatorischen Belangen. Dabei unterstützen 

sie insbesondere: 

• die Umsetzung der Ausbildungsziele sowie die individuelle fachliche 

und persönliche Entwicklung, 

• die Förderung eines respektvollen, wertschätzenden und motivierenden 

Lern- und Arbeitsumfelds, 

• die Bewältigung von Leistungs- oder Entwicklungsschwierigkeiten, 

• den konstruktiven Umgang mit Herausforderungen im 

Ausbildungsalltag, 

• die Information von Rechten und Pflichten im Anwärterverhältnis, 

• die Einhaltung gesetzlicher Bestimmungen, insbesondere des 

Jugendarbeitsschutzgesetzes. 
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Beratung und Unterstützung der Ausbildungsgerichte und beteiligten 

Behörden 

Die Ausbildungsbetreuerinnen und -betreuer stehen den Ausbildungs- und 

Arbeitsgemeinschaftsleitungen, Lehrkräften sowie Ausbilderinnen und 

Ausbildern am Arbeitsplatz beratend zur Seite. Ihre Unterstützung umfasst 

insbesondere: 

• Beratung zur Gestaltung der Ausbildung, 

• Hilfestellung bei der sachlichen und zeitlichen Strukturierung der 

Ausbildung, 

• Unterstützung bei der Gestaltung förderlicher Lern- und 

Arbeitsbedingungen, 

• Förderung des Austauschs zwischen allen an der Ausbildung 

Beteiligten. 

Formen der Beratung und Begleitung 

Um eine kontinuierliche, offene und vertrauensvolle Zusammenarbeit zu 

ermöglichen, bieten die Ausbildungsbetreuerinnen und -betreuer vielfältige 

Formen der Unterstützung an: 

• regelmäßige Sprechzeiten für persönliche Anliegen, 

• Besuche bei den Ausbildungsgerichten und beteiligten Behörden zur 

Stärkung des Austauschs, 

• Einzel- und Gruppengespräche zur individuellen Begleitung und 

Förderung des Erfahrungsaustauschs, 

• Organisation und Durchführung der jährlichen Dienstbesprechungen mit 

allen an der Ausbildung Beteiligten, 

• Informationsveranstaltungen für Ausbilderinnen und Ausbilder am 

Arbeitsplatz,  

• Teilnahme an Laufbahnprüfungen. 
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Freistellung: 

Die Ausbildungsbetreuerinnen und -betreuer sind angemessen für ihre 

Tätigkeit freizustellen.  



 

46 

II. Module 

A. Modul 1 „Orientierungsphase“ 

1. Zeitrahmen 

Modul 1 Beginn 01.09. d. J. Dauer  

Orientierungsphase   3 Wochen  

Kennenlernen des Gerichts  3 Wochen  

Durchlaufen aller Abteilungen    

davon    

mind. Zivilabteilung 1 Tag  

mind. Strafabteilung 1 Tag  

mind. Betreuung 3 Tage 3-5 Tage 

mind. Nachlass 2 Tage 2-5 Tage 

 Staatsanwaltschaft -  

 Fachgerichte 1 Tag 0-1 Tag 

Arbeitssicherheit/Gesundheitsschutz   
 

Eigensicherung und Sicherheit im 
Gebäude   
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2. Inhalte 

Kennenlernen des Gerichts 

 
3 Wochen: Die Anwärterinnen und Anwärter sollen einen informatorischen 
Überblick über die Tätigkeiten in einer Serviceeinheit erhalten, aber auch die 
Bewegungsabläufe in der Wachtmeisterei in Bezug auf Posteingang und 
Postausgang kennen lernen. Der Einsatz in einer Serviceeinheit findet möglichst in 
den Sachgebieten Straf- und Zivilsachen statt. Aber auch andere Stationen oder 
Ausbildungsserviceeinheiten können gewählt werden. 

Betreuungssachen: (5 Tage, mind. 3 Tage) 

 Begriffe Betreuung, Unterbringung und Freiheitsentziehung kurz erläutert 
 

 Behandlung der Eingänge und Registerführung 
 Eingangsvermerk (§§ 29, 30 GOV) 
 Elektronischer Eingang und Versand (§ 45 GOV) 
 Aktenanlage (§ 3 AktO) 
 Bildung des Aktenzeichens (§ 2 Abs. 2 AktO) 
 Fristenkalender 
 Anlegung von Beiheften (§ 4 Abs. 1 AktO) 
 Nachweisungen (§ 29 Abs. 3 AktO) 
 Registrierung der Verfahren, z. B. Betreuung, betreuungsgerichtliche 

Zuweisungssachen, Freiheitsentziehungen und Unterbringung, Anordnung 
oder Genehmigung der Fixierung usw. (§§ 29, 30 AktO) 

 
 
Arbeitssicherheit/Gesundheitsschutz 
 
Eigensicherung und Sicherheit im Gebäude 
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B. Modul 2 „Fachtheoretischer Unterricht“ 

1. Zeitrahmen 

 

Modul 2 Ende 
September bis 
30.04. d. 
Folgejahres 

Dauer   Leistungsnachweise 

Fachtheoretischer Unterricht 
 

> 7 
Monate 

  Anzahl in min. 

Schlüsselqualifikation  mit Modulbeginn 24 Dstd. 0 0 
Vollziehung von 
Schriftstücken  1 Dstd. 0 0 

Beamtenrecht  8 Dstd. 0 0 
Organisation und 
Geschäftsgangbestimmungen  13 Dstd. 0 0 

EDV-Grundlagen  7 Dstd. 0 0 

Verfassungsrecht und GVG  8 Dstd. 0 0 

Gerichtsmanagement  8 Dstd. 0 0 

Tastschreiben  36 Dstd. 2 10 

FamFG allg. Teil  5 Dstd. 0 0 

Kostenwesen  63 Dstd. 3 90 

RVG  14 Dstd. 0 0 

Zivilsachen AG/LG 51 Dstd. 2 90 

JVEG  13 Dstd. 1 90 

Strafsachen AG/LG/StA 40 Dstd. 2 90 
Einführung FamFG und 
Betreuungssachen  23 Dstd. 1 90 

Nachlasssachen  23 Dstd. 1 90 

Familiensachen  36 Dstd. 1 90 

Vollstreckungssachen  23 Dstd. 1 90 

Grundbuchsachen  27 Dstd. 1 180 

Insolvenzsachen  17 Dstd. 1 90 

Registersachen  18 Dstd. 1 90 
Verfügungsstunde 
Lehrgangsleitung  1 Dstd 0 0 
Verfügungsstunde 
Ausbildungsbetreuung  1 Dstd. 0 0 
Summe inkl. Klausuren 460 Dstd.  17   
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2. Inhalte 

a) Vollziehung von Schriftstücken 

- Aufbau und Gestaltung des Schreibwerks 

- Besondere Formen der Reinschriften 

- Unterschriftliche Vollziehung der Schriftstücke 

- Verwendung von Dienstsiegel und Dienststempel 

- Verbindung von Schriftstücken aus mehreren Seiten 

- Erledigungsvermerke 

- Elektronischer Rechtsverkehr gekürzte Form (allgemein gehalten) 

 

Anlagen zur Info: 

Besondere Vorschriften der GOV und des BeurkG zur Vollziehung von Schriftstücken 

 

b) Beamtenrecht 

Einführung und Wesen des Beamtenverhältnisses (2 Doppelstunden) 

- Der öffentliche Dienst 

- Beamte – Tarifbeschäftigte 

- Gemeinsamkeiten – Unterschiede 

- Öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 

- Beiderseitige Treuepflicht 

- Ausübung hoheitlicher Befugnisse 

- Beamtenverhältnis und Grundrechte – Grundrechtseinschränkungen 

- Begründung des Beamtenverhältnisses 

- Ernennung/Diensteid 

- Arten des Beamtenverhältnisses (Widerruf, Probe, Lebenszeit) 

- Dienstherr und seine Organe 

- Dienstvorgesetzte 
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- Vorgesetzte 

- Abordnung/Versetzung 

 

Treuepflichten des Beamten und Folgen der Nichterfüllung (2 Doppelstunden) 

- Allgemeine Grundpflichten 

- Politische Treuepflichten 

- Streikverbot 

- Pflicht zur Fortbildung 

- Antikorruptionsrichtlinie 

- Grundzüge des Disziplinarrechts 

- Vorschriften für Beamte auf Widerruf und auf Probe 

- Strafrechtliche Maßnahmen 

- Schadensersatzpflicht 

 

Fürsorgepflichten des Dienstherrn (2 Doppelstunden) 

- Besoldung 

- Versorgung (z.B. Dienstunfallschutz) 

- Beihilfe 

- Reisekosten, Trennungsgeld, Umzugskosten 

- Vorschüsse  

- Ermäßigung der Arbeitszeit 

- Unbezahlter Urlaub, Sonderurlaub, Erholungsurlaub 

- Arbeitsschutz (MuSchG, JArbSchG, AGG,…) 

- Einsicht in Personalakten 

 

Laufbahnrecht (1 Doppelstunde) 

- Prüfung für die Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt (APVO; 
Durchführungsbestimmungen) 
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- dienstliche Beurteilung (Beurteilungskriterien, periodische Beurteilung, 
Probezeitbeurteilung, Anfechtung der Beurteilung, Dienstzeugnis) 

- Möglichkeit einer späteren Ausbildung für den Gerichtsvollzieherdienst  

- Regelaufstieg, Praxisaufstieg 

 

Beendigung des Beamtenverhältnisses (1 Doppelstunde) 

 

c) Organisations- und Geschäftsgangbestimmungen 

Organisation (2 Doppelstunden) 

- Überblick rechtlicher Grundlagen  

- äußere Ordnung innerhalb der Behörde/Einrichtung der Geschäftsstelle mit 
Abteilungen pp.  

- Organisation der Behörde 

- Dienststunden/Geschäftszeiten für das rechtsuchende Publikum  

- Organisation, Befugnisse, Aufgaben und Verantwortung der Serviceeinheiten 
der Gerichte und Staatsanwaltschaften, funktionelle Zuständigkeit der 
verschiedenen Laufbahnen der Justiz mit dem Schwerpunkt auf 
Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt.  

 

Allgemeiner Geschäftsablauf (9 Doppelstunden) 

Dabei sind zu besprechen: 

- Allgemeiner Teil der Aktenordnung sowie weitere Abschnitte der 
Aktenordnung  

Kurze Erläuterung von: 

- Anwendungsbereich der Aktenordnung, Aktenregister im Allgemeinen / 
Allgemeines Register  

- Bildung und Beschriftung der Akten,  

- Aktenzeichen im Allgemeinen  

- Papiergebundener Posteingang und Elektronischer Posteingang  

- Bestimmungen über Weglegung, Aufbewahrung, Aussonderung, Ablieferung 
und Vernichtung des Schriftgutes 
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- Geschäftsordnungsvorschriften (GOV) (1 ½ Doppelstunden) 

- Eingangsvermerk  

- Nachweis des Verbleibs der Eingänge und Akten  

- Allgemeine Behandlung der in Gewahrsam einer Justizbehörde genommenen 
Gegenstände 

- Gesetzliche Grundlagen des Elektronischen Rechtsverkehrs (ERV) (1/2 
Doppelstunde) 

- Niedersächsisches Vorschrifteninformationssystem -VORIS- 

 

Rechtsmethodik (2 Doppelstunden) 

Benutzung der Gesetzessammlung „Habersack (Deutsche Gesetze)“ 

- Stand der letzten Einordnung der Ergänzungslieferung (Aktualität) 
- Aufbau der Gesetzessammlung (Schnellübersicht, Bedeutung von 

Abkürzungen) 
- Nutzung des Stichwortverzeichnisses mit praktischen Übungen zum 

Auffinden von Gesetzen 
- Bedeutung von Fußnoten 
 

Weitere Quellen 

- Kommentare und deren Nutzung 
- Fachbücher 
- Rechtsprechung und Anwendung 
- Juristische Zeitschriften (Nds. Rechtspflege, NJW usw.)  
- Elektronische Medien wie: JURIS, VORIS, Beck-online 
- (wenn möglich: praktische Vorführung, sonst Screen-Shots) 
- Sonstiges (Aktenordnung, MIZI, Aussonderungsbestimmungen usw.) 
 

Anwendung der Gesetze 

- Subsumtion 
- Auslegung 

 

d) EDV-Grundlagen 

• IT-Allgemein (ca. 2 DS)  

- Zentrale IT-Strukturen in der niedersächsischen Justiz 

- kurzer Überblick über den Zentralen IT-Betrieb Niedersächsische Justiz 
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- Servicedesk, Technisches Betriebszentrum, 
Informationssicherheitsbeauftragte/r 

- Videoportal (Schulungsvideos/Herdt-HelpDesk)) 

- Unterscheidung IT.N und ZIB (kurzer Überblick über die Aufgabenbereiche) 

- Was ist eine J-Kennung (dauerhaft genutzt, „zieht mit um“ bei Wechsel, 
verbunden mit Berechtigungen, Ablauf nach X-Monaten) Was kann ich damit 
machen?  

- Einrichten des dienstlichen Arbeitsplatzes 
(Druckereinrichtung/Duplexdruck/Justiznetzwerk = gesichertes Netzwerk) 

 

• Grundkenntnisse Outlook: (ca. 1 DS) 

- Grundlagen (wie sieht Outlook aus?/Speicherlimit) 

- Globales Adressbuch (Kontakte suchen, etc.?) 

- Abwesenheitsassistent (Notwendigkeit der Einrichtung und Einrichtung in 
geplanten Fällen) 

- OWA inkl. Hinweis auf Datenschutz 

- E-Mail: E-Mails schreiben (auch Bedeutung von „CC und „BCC“), Unterordner 
anlegen, automatische Signatur, Autotexte, Verwendung nur für dienstliche Zwecke 

- Kalender: Anlegen von Terminen (auch mit Erinnerungsfunktion), 
freigegebene Kalender, Kalender ausblenden, Versenden von Terminen (auch mit 
Videolink) an Dritte 

 

• Word (0,5 DS) 

- Grundlagen (Dokument öffnen, speichern von Worddokumente, suche im 
Dokument) 

- Rechtschreibprüfung 

- Datei in pdf-Format umwandeln 

 

• Internet/Intranet (ca. 1 DS) 

- Allgemeine Einführung (Suche bspw. GOV/AktO) 

- Wie gelange ich ins Internet? 
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- Gesperrte Seiten (inkl. Protokollierung) 

- Verwendung von Internet zu privaten Zwecken 

- Favoriten anlegen 

- Wo finde ich Links zu Behördenportalen? 

 

• Windows (0,5 DS) 

Grundlagen 

Leisten (Menü, Symbol-, Format-, Task-Leiste, Taskwechsel) 

Explorer /Laufwerkstruktur (wo speichere ich am Besten meine eigenen Dokumente) 

Ordner, Verzeichnisstrukturen, Verknüpfung anlegen 

Dateien kopieren, verschieben und umbenennen 

 

• Videokonferenz-Tools (1 DS) 

Einführung in MS-Teams und Skype (wann verwende ich was?/Einführung in 
Grundlagen und Möglichkeiten (Gruppenräume/Handzeichen/Kameraeinstellung) 

Möglichkeit Nutzung Browser/App 

 

• Datenschutz + Informationssicherheit (1 DS) 

Datenschutz 

Einhaltung der Vorschriften des Datenschutzrechts über die Erhebung und 
Verarbeitung und Nutzung von personenbezogenen Daten 

- Bedeutung/Grundrecht 

- Vorschriften 

- Bundes-/Landesdatenschutzgesetze 

- Dienstvereinbarungen 

- Datenschutzbeauftragte 

- Schutzstufenkonzept des Landesbeauftragten für den Datenschutz (LfD) 

- Datenpannen (Was ist eine Datenpanne? Wann melde ich wohin?) 
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Informationssicherheit 

Vorschriften zur Datensicherheit anwenden und Daten sichern 

- Gründe der Datensicherung 

- Sicherung gegen Unbefugte 

- Schutz vor technischen Pannen 

 

- Maßnahmen wie: 

- Sicherheitsprogramme 

- spezielle Aufbewahrung 

- regelmäßiges Speichern 

- Sicherungskopien 

- Schreibschutz 

- Passworte und Richtlinien 

- Benutzerkennung 

- Zugriffsberechtigungen 

- automatisierte Datensicherung 

- Mitarbeitersensibilisierung 

 

e) Verfassungsrecht und Gerichtsverfassungsgesetz 

Staatsrecht (2 Doppelstunden) 

- Allgemeines Staatsrecht 

- Staatsbegriff (Elemente des Staates) 

- Regierungsformen 

- Staatsaufbau (Einheitsstaat – Staatenverbindungen) 

- Bundesrepublik Deutschland 

- Entstehung – Staatsform 

- Gewaltenteilung – Bindung der Gewalten 

- Überblick über die Grundrechte und den Grundrechtsschutz 
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- Rechtsstaat - Sozialstaat 

 

Oberste Bundesorgane (2 Doppelstunden) 

- Bundestag (Wahlrecht, Parteien, Zusammensetzung, Aufgaben, Organisation, 
Abstimmungsverfahren, Stellung der Abgeordneten) 

- Bundesrat (Zusammensetzung, Aufgaben, Organisation) 

- Gemeinsamer Ausschuss 

- Bundeskanzler und Bundesregierung 

- Bundesversammlung 

- Bundespräsident 

- Bundesverfassungsgericht (Zusammensetzung, Aufgaben, 
Entscheidungswirkung) 

 

Gesetzgebungsverfahren des Bundes (1 Doppelstunde) 

- Gesetze 

- Rechtsverordnungen 

 

Land Niedersachsen (1 Doppelstunde) 

- Niedersächsische Verfassung 

- oberste Landesorgane (Landtag, Landesregierung, Staatsgerichtshof) 

- Landeswahlrecht 

- Gesetzgebungsverfahren 

 

Gerichtsverfassungsgesetz (2 Doppelstunden) 

- Stellung und Aufgabe der Gerichtsbarkeit 

- Privatrecht – öffentliches Recht 

- Ordentliche Gerichtsbarkeit 

- Arbeitsgerichtsbarkeit 

- Sozialgerichtsbarkeit 
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- Finanzgerichtsbarkeit 

- Verwaltungsgerichtsbarkeit 

- Verfassungsgerichtsbarkeit 

- Gerichte für besondere Sachgebiete 

- Organe der Rechtspflege und ihre Bedeutung 

- Richter 

- Staatsanwälte 

- Amtsanwälte 

- Rechtspfleger 

- Gerichtsvollzieher 

- Urkundsbeamte der Geschäftsstelle 

- Notare und Rechtsanwälte 

 

f) Schlüsselqualifikationen 

Die Themenschwerpunkte für Kommunikation und Konfliktmanagement sollten nach 
Möglichkeit zu Beginn der Ausbildung in Blockform unterrichtet werden, um im 
Bereich Teambildung der Ausbildungsgruppen Synergieeffekten zu erzeugen. 

 

Was sind Schlüsselqualifikationen?: 

- Erläuterungen 

- Selbstanalyse 

 

Kommunikation: 

- kommunikative Kompetenz als Schlüsselqualifikation 

- Körpersprache  

- Kommunikationstechniken 

- Umgang mit schwierigem Publikum 

- professionelles Verhalten am Telefon 
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- optimierte Anwendung von Kommunikationswegen 

- Arbeiten im Team und interne Kommunikation 

 

Konfliktmanagement: 

- Konfliktarten 

- Konflikttypen 

- Konfliktanalyse 

- Konfliktlösung (z.B. Mediation) 

- Generationsübergreifende Zusammenarbeit 

 

Berufliches Selbstverständnis: 

- Warum Justiz? Warum Beamtin/Beamter? 

 

Gesundheitsmanagement: 

- Beratungs- und Unterstützungsangebote der Hilfe zur Selbsthilfe 

- Navigationsatlas 

 

Interkulturelle Kompetenz: 

- kulturelle Grundlagen 

- eigene Kultur - fremde Kultur 

- Interkulturelle Handlungskompetenz 

- Wahrnehmung und Deutung verbaler und nonverbaler Signale 

- Verhaltensweisen gegenüber Verschiedenheit 

 

g) Gerichtsmanagement 

Gerichtsverwaltung (2 Doppelstunden) 

- Aufbau- und Ablauforganisation 

- Dienstaufsicht 
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- Organisation der Gerichte und Staatsanwaltschaften 

- Behördenleitung 

- Geschäftsleitung 

- Abteilungsleitung 

- Gruppenleitung 

- Verwaltungsaufgaben innerhalb der Dienststelle 

-  

a) intern: 

- Personal- und Sachmittelverwaltung 

- Beschaffungswesen 

- Hausverwaltung 

- Bezirksrevisor (Mitarbeit) 

- Geschäftsprüfung 

- Regelung des Geschäftsganges 

- Angelegenheiten der Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher, 
ehrenamtliche Richterinnen und Richter, Rechtshilfe mit dem Ausland 

- IT-nahe Verwaltungsaufgaben 

- Aufstellung des Geschäftsverteilungsplanes 

 

b) extern: 

- Angelegenheiten der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie der 
Notarinnen und Notare 

- Rechtsbeistände 

- Dolmetscherinnen und Dolmetscher 

- Schiedsleute 

 

Beteiligungsgremien (1 Doppelstunde) 

- Personalrat 

- Gleichstellungsbeauftragte 
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- Schwerbehindertenvertretung 

- Jugend- und Auszubildendenvertretung  

 

Steuerungsinstrumente (1 Doppelstunde) 

- KLR 

- AGiL 

- Personalentwicklung 

- Fortbildung 

- Mitarbeitergespräch 

- PEBB§Y/JuMIS  

- Gesundheitsmanagement 

 

Haushaltswesen und Haushaltsvollzug (3 Doppelstunden) 

- Grundsatzwissen Haushalt 

- Begriffsbestimmung 

- Grundsätze der Finanzwirtschaft und der privaten Wirtschaft 

- Haushaltsrecht 

- Beauftragter für den Haushalt  

- Der Haushaltsplan 

- Inhalt, Wirkung und Bedeutung des Haushaltsplans 

- Gliederung (Sachhaushalt und Personalhaushalt) 

- Aufstellung und Ausführung 

- Haushaltsgrundsätze 

- Bedeutung 

- Einzelne Haushaltsgrundsätze 

- Vorläufige Haushaltsführung 

- Gesetzmäßigkeit 

- Gesamtdeckung 
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Arbeitszeit (1 Doppelstunde) 

- Arbeitszeitgesetz 

- Arbeitszeitverordnung 

- Arbeitszeitmodelle (Gleitzeit, Funktionszeit, Vertrauensarbeitszeit) 

 

h) Tastschreiben 

- Grundlagen des Computers 

- wichtige Einstellungen für Word 

- Arbeitshaltung 

- Arbeitsplatzgestaltung 

- Bestandteile und Aufteilung der Tastatur 

- Grundstellung 

- Blindschreiben 

- Buchstaben einschließlich Großschreibung (Tastschreibübungen sind in der 
Schriftart „Courier New“ in Schriftgröße 12 anzufertigen.) 

- Festigung der Buchstabenreihen 

- Erarbeitung der Ziffern- und Zeichenreihe 

- Erarbeitung der III. Ebene 

 

- 2 x wöchentlich Unterricht zzgl. Hausaufgaben 

- Erarbeitung des Zifferntastenblockes 

- Bedienung des Cursortastenblockes 

- Umschaltübungen 

- Konzentrationsübungen 

- Regulativschreiben 

- Geläufigkeitssätze 
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- Vorbereitung auf 10-Minuten-Abschriften (Tastschreibübungen sind in der 
Schriftart „Courier New“ in Schriftgröße 12 anzufertigen.) 

- Verbesserung der Schreibsicherheit 

- Steigerung der Schreibgeschwindigkeit 

- 10-Minuten-Abschriften (Tastschreibübungen sind in der Schriftart „Courier 
New“ in Schriftgröße 12 anzufertigen bzw. mit TSP.) 

- 2 Klausuren (je 2 Versuche pro Klausur á 10 Minuten, bewertet wird der 
bessere Text) 

 

i) FamFG – Allgemeiner Teil – 

Die Anwärterinnen und Anwärter sollen mit dem 1. Buch des FamFG (§§ 1 – 110 
FamFG) vertraut gemacht werden. In diesem "Allgemeinen Teil" finden sich die 
einheitlichen Regelungen für die in den Büchern 2 - 10 beschriebenen 
Fachverfahren. 

o Sachliche und örtliche Zuständigkeit 

o Beteiligte, Beteiligtenfähigkeit, Verfahrensfähigkeit 

o Bevollmächtigte, Verfahrensvollmacht, Beistand 

o Akteneinsicht 

o Bekanntmachung von Dokumenten 

o Fristberechnung 

o verfahrenseinleitender Antrag, Anregung eines Verfahrens 

o Anträge und Erklärungen zur Niederschrift der Geschäftsstelle 

o  Verfahrenskostenhilfe 

o Ermittlung von Amts wegen und Mitwirkung von Beteiligten 

o Förderung des Verfahrens durch das Gericht 

o Beweisaufnahme 

o Zwangsmittel 

o Vergleich 

o Grundlagen für die gerichtliche Entscheidung 

o einstweilige Anordnungen 
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o Beendigung des Verfahrens durch gerichtliche Entscheidung 

o Rechtsmittel und Rechtskraft, Erteilung von Rechtskraftzeugnissen 

o Vollstreckung von Entscheidungen aus dem Bereich der freiwilligen 

o Kosten 

 

j) Kostenwesen 

Übersicht Kosten: 

Allgemeines 9 Dstd.,  

Zivil 21 Dstd,  

Straf 17 Dstd,  

Familie 13 Dstd.,  

 gesamt 60 Doppelstunden 

zzgl. 3 x 1 Dstd Klausuren 

 

Überblick und Grundbegriffe – allgemeiner Teil (9 Doppelstunden) 

a) Überblick über die kostenrechtlichen Vorschriften (GKG, FamGKG, GNotKG, 
GvKostG, JVEG, JVKostG, RVG, JBeitrO, KostVfg, EBAO, DB-PKH, GK-
Stempler, AktO, NJG (Neunter Teil), HRegGebV, LHO) 

b) Grundbegriffe des Kostenrechts: 

- gerichtliche und außergerichtliche Kosten 

- Gebühren und Auslagen 

- Kostentragungs- und Kostenerstattungspflicht 

c) Aufgaben des Kostenbeamten (KostVfg) 

d) Einfluss des automatisierten Haushaltsvollzugssystems auf die Tätigkeit des 
Kostenbeamten und Berücksichtigung der Nds. Zusatzbestimmungen zu den 
§§ 27 und 29 KostVfg 

e) Zahlung mittels Kostenstempler 

f) Behandlung von Kleinbeträgen 
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Kostenansatz, Kostenhaftung, Fälligkeit  

a) Kostenansatz 

- Begriff und Gegenstand (§ 4 KostVfg) 

- Zuständigkeiten (§§ 5, 6 KostVfg) 

- Voraussetzungen (§ 7 KostVfg) 

- Zeitpunkt (§ 15 KostVfg) 

- Einforderung der Kosten durch Sollstellung und Kostennachricht (§§ 25, 26 
KostVfg, §§ 5, 16 EBAO) 

b) Kostenhaftung 

- Kostenschuldner (§§ 22 ff. GKG, §§ 22 ff. GNotKG, §§ 21 ff FamGKG) 

- Mithaft (Erst-, Zweit-, Gesamtschuldner - § 8 KostVfg, §§ 22, 29, 31 GKG) 

c) Fälligkeit der Gerichtskosten (Gebühren und Auslagen) 

d) Die Aufgaben des Registraturbeamten nach der Kostenverfügung und der 
Aktenordnung. 

 

Kostensicherung, Aufstellung der Kostenrechnung, sonstige allgemeine 
Bestimmungen  

a) Arten der Kostensicherung (§§ 20 ff. KostVfg) 

- Abhängigmachung 

- Vorschusspflicht 

- Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts 

b) Aufstellung der Kostenrechnung 

- Inhalt der Kostenrechnung (§ 24 KostVfg, § 4 EBAO) 

- Behandlung von Ersuchen und Mitteilungen der Gerichtskasse (NLBV – 

 Vollstreckungsstelle) (§ 27 KostVfg) 

- Berichtigung des Kostenansatzes und nachträgliche Änderung der  

 Kostenforderung (§§ 28, 29 KostVfg) 

- nachträgliche Änderung der Kostenhaftung (§ 30 KostVfg) 
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- Verfahren bei Rückzahlung und bei der Weiterleitung durchlaufender Gelder 
(§ 29 Abs. 10, § 32 KostVfg, §§ 13, 14 EBAO) 

- Erhebung kleiner Kostenbeträge (Anlage zu VV Nr. 2.3.2 zu § 59 LHO) 

c) Nichterhebung von Kosten 

- Gebührenbefreiung, Stundung und Erlass (§§ 108 bis 110 NJG sowie 
Gem.RdErl. vom 24.11.1994, Nds. Rpfl. S. 354) 

- dauerndes Unvermögen des Kostenschuldners (§ 10 KostVfg, § 12 Abs. 2, 
§ 16 Abs. 2 EBAO, Verordnung vom 19.04.1996 – Nds. GVBl. S. 215 – betr. 
die Anwendung von § 10 KostVfg bei Tilgung uneinbringlicher Geldstrafen 
durch gemeinnützige Arbeit) 

- Nachforderungsverbot 

- Nichterhebung von Kosten wegen unrichtiger Sachbehandlung 

- Verjährung 

d) Einwendung gegen den Kostenansatz 

- Erinnerung 

- Beschwerde 

- Berichtigung des Kostenansatzes im Verwaltungswege 

 

Kosten in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten (21 Doppelstunden) 

a) Streitwertberechnungen (Beispiele) 

b) Kosten im Mahnverfahren 

c) Gebühren und Auslagen im Prozessverfahren (einschl. WEG-Sachen) 

- Verfahrensgebühr (Klagerücknahme, Klageerweiterung, KV GKG 

Nr. 1210/1211) 

- Dokumentenpauschale 

- sonstige Auslagen 

d) Kosten im Verfahren über Arreste und einstweilige Verfügungen 

e) Kosten in besonderen Verfahren 

- Vergleichsgebühr (KV GKG Nr. 1900) 

- Verzögerungsgebühr (KV GKG Nr. 1901) 
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f) Beschwerdeverfahren 

g) Übungsaufgaben in Zivilprozesssachen, Aufstellung von Vorschuss- und 
Schlusskostenrechnungen (I. und II. Instanz), Kostenquotelung 

h) Prozesskostenhilfe im Zivilverfahren 

 

Zzgl. 1 Klausur Kosten in Zivilsachen (1 Doppelstunde) 

 

Kosten in Straf- und Bußgeldsachen (17 Doppelstunden) 

a) Kostenansatz in Strafsachen (ohne Privatklagesachen) 

- Zuständigkeit 

- Grundlagen der Gebührenbemessung 

- Gesamtstrafe als Gebührenmaßstab 

- Gebührenansätze im I. Rechtszug 

- Gebührenansätze im Berufungs- und Revisionsverfahren 

- Rechtsmittelbeschränkungen 

- Gebührenansätze bei Strafbefehlen 

- Gebührenansätze in Beschwerdeverfahren 

b) Auslagen des Verfahrens 

- Auslagen des vorbereitenden Verfahrens 

- Auslagen des gerichtlichen Verfahrens 

- Auslagenansatz bei Terminverlegungen und Vertagungen (auch § 11 
KostVfg) 

- Auslagenhaftung eines Verurteilten nach § 465 StPO  

- Auslagenhaftung bei Teilfreisprüchen 

- Haftkosten einschließlich der Kosten der U-Haft (§ 14 KostVfg, 
Festsetzung des Haftkostenbeitrages – siehe Bekanntmachung des MJ 
in der Nds. Rpfl. im Dezember/Januar j. J.) 

- Entschädigung des bestellten Verteidigers 

- Behandlung von durchlaufenden Geldern § 32 KostVfg 
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c) Sonstiger Kostenansatz in Strafsachen 

- Kostenansatz in Jugendrichtersachen 

- Auslagenansatz gegen einen Verurteilten 

- Kostenansatz in Verfahren gegen mehrere Angeklagte (Haftung nach 
§ 466 StPO; Forderungsvorbehalt) 

- Einforderung von Ordnungsgeldern und der durch das Ausbleiben einer 
Zeugin oder eines Zeugen verursachten Kosten 

- Nebenklage 

d) Kosten im Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (Teil 4 
Anlage 1 zu § 3 Abs. 2 GKG) 

e) Kosten im Verfahren nach dem Strafvollzugsgesetz (KV GKG 3810 ff.) 

f) Kosten in Entschädigungsverfahren (KV GKG Nr. 3700) 

 

Zzgl. 1 Klausur Kosten in Strafsachen (1 Doppelstunde) 

 

Familiensachen (13 Doppelstunden) 

a) Kosten in Scheidungs- und Folgesachen 

b) Kosten in Verfahren über einstweilige Anordnungen 

c) Kosten für Verfahren im Allgemeinen nach den FamFG-Vorschriften 

d) Vereinfachte Unterhaltsverfahren 

e) Verfahrenskostenhilfe in Familiensachen 

 

Zzgl. 1 Klausur Kosten in Familiensachen (1 Doppelstunde) 

 

k) Zivilsachen (möglichst in den ersten drei Monaten) 

Allgemeines (1 Doppelstunde) 

- „Dispositionsgrundsatz, Grundsatz d. Öffentlichkeit & d. Mündlichkeit, Grundsatz 
des rechtlichen Gehörs“ 
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Die Parteien & Dritte (3 Doppelstunden) 

- Überblick über den Zivilprozess und die daran beteiligten Personen 
(Streitverkündete/Streithelfer, Nebenintervenient) 

- Parteibezeichnungen (Kläger, Beklagte, Streitgenossen) 

Parteifähigkeit und deren Bedeutung  

- Beginn der Parteifähigkeit  

- Parteifähigkeit der natürlichen Personen  

- Parteifähigkeit der juristischen Personen  

- Prozessfähigkeit und deren Bedeutung  

- Beginn der Prozessfähigkeit 

- Prozessfähigkeit der natürlichen Personen  

- Prozessfähigkeit der juristischen Personen  

- Vertretungserfordernis 

 

Der Anwalts- und Parteiprozess (2 Doppelstunden) 

- Bedeutung des Anwaltszwangs (Zulassung, Vollmacht)  

- Postulationsfähigkeit  

- Untervollmacht 

 

Überblick der Zuständigkeiten im Klageverfahren (I. Instanz) (1 Doppelstunde) 

- Sachliche und örtliche Zuständigkeit der Amts- und Landgerichte 

- Allgemeiner, besonderer und ausschließlicher Gerichtsstand inkl. Berücksichtigung 
der Wahlmöglichkeit (Schaubild) 

 

Zustellungswesen  (3 Doppelstunden)  
 

- Begriff der Zustellung (Vorschriften der ZPO - §§166-195 ZPO) 
- Warum und an wen wird zugestellt? 

 
- Zustellungsarten 

- von Amts wegen/auf Betreiben der Parteien 
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- Möglichkeiten der Zustellung 
- Post/Justizbedienstete 
- Aushändigung an der Amtsstelle 
- gegen Empfangsbekenntnis 
- Aufgabe zur Post 
- Einschreiben gegen Rückschein 
- Ersatzzustellungen 
- Öffentliche Zustellung 
- Zustellung im Ausland 
- Gerichtsvollzieherin oder Gerichtsvollzieher 
- von Anwalt zu Anwalt 

Besondere Zustellungsvorschriften in der GOV (§§ 41, 42 43 GOV) 
 

 
Die Klage (1 Doppelstunden) 

- Klageschrift (Aufbau) 

- Klagearten (Leistungs-, Feststellungs-, Rechtsgestaltungsklage, Widerklage) 

 

Eingang einer Klageschrift (2 Doppelstunde) 

- Eintragung in das Register 

- Zählkartenanlegung (mit ZP-Statistik)  

- Vorschusspflicht und deren Überprüfung  

- Anlegen der Akte unter Berücksichtigung der Paragrafen in der Aktenordnung/e-
Akte – Vorblätter   

- Mitteilungen gem. der MIZI  

- Vorschusspflicht und deren Überprüfung  

- Anhängigkeit und Rechtshängigkeit 

- Vorlage an die Richterin oder den Richter  

  

Schriftliches Vorverfahren (1 Doppelstunden) 

- Bestimmung durch die Richterin oder den Richter bzw. die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden  

- Aufgaben der Geschäftsstelle (inkl. Zustellung der Klageschrift)  

- Fristen  

 Verteidigungserklärungsfrist  
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Klageerwiderungsfrist  

- Folgen der Säumnis  

 

Früher erster Termin (2 Doppelstunden) 

- Bestimmung durch die Richterin oder den Richter bzw. die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden  

- Gütetermin  

- Aufgaben der Geschäftsstelle (inkl. Zustellung der Klageschrift und Ladung der 
Parteien)  

- Fristen 

Klageerwiderungsfrist  

Einlassungsfrist  

Ladungsfrist  

 

Fristen, Fristenberechnung (4 Doppelstunden) 

- Notfrist  

- Richterliche Frist  

- Sonstige Fristen  

- Beginn der Frist  

- Ende der Frist  

- Fristenberechnung mit praktischen Beispielen  

 

Das Mahnverfahren (3 Doppelstunden) 

- Bedeutung des Mahnverfahrens und die Statthaftigkeit  

- Zuständigkeit - sachlich - örtlich - funktionell  

- Das zentrale Mahngericht 

- Vordruckzwang  

- Automatisiertes Verfahren inkl. Kostenbehandlung  

- Ablauf des Mahnverfahrens:  
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- Verfahrensgang - Zustellung - Widerspruch - Form und Frist  

- Vollstreckungsbescheid und dessen Zustellung 

- Einspruch - Form und Frist  

- Abgabe an das streitige Gericht 

 

Ablauf der Verhandlung (2 Doppelstunden) 

- Inhalt des Protokolls  

- Genehmigung des Protokolls  

- Protokollberichtigung  

- Beweiskraft des Protokolls  

 

Beendigung des Prozesses in der Instanz inkl. Zählkarten (6 Doppelstunden) 

- Arten der gerichtlichen Entscheidung  

- Arten der Beendigung  

Urteile, Vergleiche, Erledigung der Hauptsache, Klagerücknahme und Ruhen  

des Verfahrens  

Aufgaben der Geschäftsstelle mit praktischen Beispielen:  

- Erteilung von beglaubigten Abschriften und Ausfertigungen 

- Zeitpunkt des Ausfüllens der Zählkarte  

- Praktische Beispiele zu unterschiedlichen Erledigungstatbeständen beim 

Ausfüllen der Zählkarten  

- Löschfristen  

 

Rechtsmittel und Rechtsbehelfe (5 Doppelstunden) 

- Aufzeichnung der Unterschiede  

- Berufung  

- Anschlussberufung  

- Revision  
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- Anschlussrevision  

- Sprungrevision  

- Rechtsbeschwerde  

- Nichtzulassungsbeschwerde  

- Sofortige Beschwerde  

- Einspruch  

- Erinnerung  

- Einfache Beschwerde  

- Rechtsmittelfristenberechnung mit praktischen Beispielen 

- Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

- Rügeschrift  

 

Rechtskraftbescheinigung (2 Doppelstunden) 

- Definition der Rechtskraft  

- Materielle Rechtskraft  

- Formelle Rechtskraft  

- Bescheinigung der Rechtskraft  

- Notfristattest 

 

Vollstreckbare Ausfertigung (4 Doppelstunden) 

- Definition der vollstreckbaren Ausfertigung  

- Vollstreckbarer Inhalt  

- Arten der Vollstreckungsklausel  

- Zuständigkeitsfragen  

- Behandlung der verschiedenen Fälle der Klauselerteilung anhand von Musterfällen 

- Einwendungen bei Erteilung/Versagung 

 

Die Aufgaben der Geschäftsstelle (2 Doppelstunden) 
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- Erklärungen zu Protokoll der Geschäftsstelle  

- Ladung der Parteien, Zeugen und Sachverständige 

- Beweismittel (SAPUZ)  

- Verfahrensablauf bei Festsetzung eines Ordnungsgeldes 

- Zustellung der Entscheidungen und Schriftsätzen  

 

Rechtshilfe - Amtshilfe – Akteneinsicht (1 Doppelstunde) 

- Zuständigkeit  

- Akteneinsicht an Dritte  

- Erstellen von Kopien und deren Kosten  

 

Besondere Verfahrensarten (3 Doppelstunden) 

- Arreste und einstweilige Verfügungen  

- Kostenfestsetzungsverfahren 

- Selbstständige Beweisverfahren  

 

Prozesskostenhilfe (1 Doppelstunde) 

- Begriffserläuterung  

- Wirkung der unterschiedlichen Beschlüsse  

- Sofortige Beschwerde  

- Beschwerderecht der Landeskasse 

 

- Klausuren (2 Klausuren à 90 Minuten) 

 

l) Strafsachen Amtsgerichte/Landgerichte/Staatsanwaltschaften 

Allgemeiner Teil 

- Sinn und Zweck des Strafrechts 

- Unterscheidung materielles und formelles Strafrecht 
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- Quellen des materiellen Strafrechts (StGB) und des Nebenstrafrechts  

- Grundsätze des Strafverfahrensrechts 

 

Die Strafgerichtsbarkeit und die Gerichtsverfassung 

a) Allgemeines zur Strafgerichtsbarkeit  

Überblick über die Aufgaben der Gerichte und Staatsanwaltschaften 

b) Aufbau und Zuständigkeit (sachlich und örtlich) der Gerichte in 
Strafsachen einschließlich Jugendstrafsachen und Angelegenheiten 
des gerichtlichen Verfahrens in Verfahren nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten.  

c) Aufgaben von Schöffinnen und Schöffen  

d) Hinweis auf den allgemeinen und die sonstigen Gerichtsstände  

 

Materielles Strafrecht 

- Begriff der Straftat  

- Verbrechen und Vergehen 

- Schuldformen 

- Rechtsfolgen einer Straftat im Erwachsenen- und Jugendstrafrecht  
(z.B. Freiheits-/Jugendstrafe, Entziehung der Fahrerlaubnis, Einziehung 
von Taterträgen) 

 

Das Strafverfahren 

a) Ermittlungsverfahren 

- die Aufgaben der Staatsanwaltschaft bis zur Anklageerhebung 
 (einschließlich der Belehrungspflichten nach dem Opferschutzgesetz) 

- der Legalitätsgrundsatz in Haftsachen (vorläufige Festnahme, 
Verhaftung, Untersuchungshaft, Haftprüfung, Ausschreibung zur 
Festnahme und Aufenthaltsermittlung, Arten des Haftbefehls, 
Zuständigkeiten für den Erlass des Haftbefehls) 

- Einstellungsmöglichkeiten 

- Anklageerhebung (einschließlich des beschleunigten Verfahrens) 
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- Strafbefehlsantrag 

- Verteidigung (Wahlverteidiger, Pflichtverteidiger, Rechtsbeistand) 

 

b) Hauptverfahren  

- Eröffnungsbeschluss 

- Vorbereitung der Hauptverhandlung (Terminsanberaumung, 
 Ladungsverfügung, Überwachung der Zustellungen) 

- Hauptverhandlung 

- Grundsätze der Hauptverhandlung 

- Ablauf der Hauptverhandlung 

- Protokollführung 

- Gerichtliche Entscheidungen und ihre Bekanntmachung 

- Rechtsmittel und Rechtsbehelfe 

- Erteilung von Rechtskraftvermerken und 
Vollstreckbarkeitsbescheinigungen  

 

c) Besondere Verfahrensarten 

- Strafbefehlsverfahren 

- Privatklageverfahren  

- Nebenklageverfahren 

- Sicherungsverfahren 

- Objektives Verfahren (selbständiges Einziehungsverfahren und 
 Sicherungsverfahren) 

- Adhäsionsverfahren 

- Wiederaufnahme des Verfahrens 

- Bußgeldverfahren 

- Erzwingungshaftverfahren 

 

d) Strafvollstreckung 
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- Vollstreckungsbehörden (bspw. Strafvollstreckungskammer) 

- Führungsaufsichtsstelle 

- Vollstreckungs- und Bewährungsüberwachung 

- Gnadensachen 

- Vollstreckung der verhängten Strafen (z.B. Geldstrafe, Freiheitsstrafe, 
 Einziehung von Taterträgen) 

- Übersicht über die Mitteilungen an die jeweiligen Register (z.B. BZR) 

- Allgemeines über Mitteilungen in Strafsachen (MiStrA) 

 

e) Jugendverfahren einschließlich aller Besonderheiten 

- Besonderheiten im Jugendstrafverfahren 

- Jugendvollstreckung 

 

2 Klausuren à 90 Minuten 

 

m) Einführung FamFG und Betreuungssachen 

Einführung (erste Doppelstunde): 

• Unterscheidung FamFG und BGB (materielles Recht/Verfahrensrecht)  

 Grundbegriffe klären (Allgemeine Vorschriften des BGB) 

• Geschäftsfähigkeit und Volljährigkeit (§§ 104 – 105 a,110 BGB), 
Betreuung, freiheitsentziehende Maßnahme und Unterbringung 

 

Betreuungssachen  

• Zuständigkeiten (örtlich, sachlich, funktionell) 

• Register/Registerzeichen 

• Betreuung 

 Voraussetzungen für die Einrichtung einer Betreuung (§ 1814 BGB) 

 Vorsorgevollmacht, Betreuungsverfügung und Patientenverfügung 
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 Ehegattenvertretungsrecht (§1358 BGB) 

 Auswirkung der Betreuung auf die Geschäftsfähigkeit des Betroffenen 

 Vertretungsmacht des Betreuers (§1823 BGB) 

 Aufgabenbereiche (§ 1815 BGB) 

 Pflichten des Betreuers (§§ 1821, 1822 BGB) 

• Ablauf des Verfahrens 

 Ermittlung Betreuungsverfügung und Vorsorgevollmacht (ZVR) 

 Beteiligte (auch Verfahrenspfleger, Betreuungsbehörde (BtOG- 
Betreuungsorganisationsgesetz)) 

 Gutachten/ärztliches Zeugnis 

 Anhörungen 

• Eignung und Auswahl  

 Verschiedene Betreuerarten  

o ehrenamtliche Betreuer/-innen, Berufsbetreuer/-innen, Vereins- 
und Behördenbetreuer/-innen, Betreuungsverein und -behörde) 

o Kontroll-, Verhinderungs- und Ergänzungsbetreuer 

o Sterilisationsbetreuer  

• Beschluss Betreuerbestellung (Inhalt, Bekanntgabe, Erlassvermerk und 
Wirksamwerden von Beschlüssen) 

• Einwilligungsvorbehalt 

• Bestellung eines Betreuers durch einstweilige Anordnung 

• Befreiungen (§§ 1859, 1860 BGB) 

• Verpflichtung eines Betreuers, Betreuerausweis  

• Betreuungsgerichtliche Genehmigungen  
(§§ 1829-1833 BGB,1848-1854 BGB) 

• Berichtspflicht und Rechnungslegung, Mitteilungspflichten des Betreuers 
(§§ 1863,1866 BGB), 

Beratung und Aufsicht durch das Betreuungsgericht  
(§§ 1861, 1862 BGB) 

• Änderungen im Rahmen der Betreuung 
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 Betreuerwechsel (Entlassung/Neubestellung) 

 Änderung des Aufgabebereiches 

 (Abgabe der Betreuung) 

• Ende der Betreuung (§ 1870 BGB) 

 Ablauf durch Zeit (einstweilige/vorläufige Anordnung) 

 Tod der betreuten Person 

 Aufhebung der Betreuung  

Anmerkung: Hierbei sollen gleichzeitig die formellen Bestimmungen des 
FamFG in Betreuungssachen und die jeweils in Betracht kommenden 
Bestimmungen des SGB VIII und des PStG erörtert werden, soweit sie zum 
Verständnis des Verfahrensablaufs von Bedeutung sind. 

Unterbringungssachen im Sinne von § 312 FamFG 

• freiheitsentziehende Unterbringung eines Betreuten nach § 1831 Abs. 1 bis 3 
BGB 

• freiheitsentziehende Maßnahmen gemäß § 1831 Abs. 4 BGB  

• Unterbringung Volljähriger gemäß NPsychKG 

• Zuständigkeiten (örtlich, sachlich, funktionell) 

• Register/Registerzeichen 

• Ablauf des Verfahrens 

 Beteiligte (auch Verfahrenspfleger) 

 Gutachten/ärztliche Stellungnahme 

 Anhörungen 

 Beschluss (Inhalt, Bekanntgabe, Erlassvermerk und Wirksamwerden 
von Beschlüssen), einstweilige Anordnung 

Freiheitsentziehungssachen 

• Zuständigkeiten 

• Beteiligte 

• Akten- und Registerführung 

 

Betreuungsgerichtliche Zuweisungssachen 
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Kosten (Betreuung und Unterbringung) 

• Kostenschuldner  

• Voraussetzung  

• Gebühren und Auslagen  

• Verjährung  

• Fälligkeit der Gebühren und Auslagen 

 

Vergütung, Aufwandspauschale und Aufwendungsersatz 

• Berufsbetreuer 

• Vereinsbetreuer 

• Behördenbetreuer 

• ehrenamtliche Betreuer 

 

Klausur 

 

Klausurbesprechung 

 

n) Nachlasssachen 

Kurzeinführung in das Erbrecht  

- Erbrecht als Grundrecht, Art. 14 GG 

- Gesamtrechtsnachfolge, Erbfähigkeit 

- Familienerbfolge 

- Erbeinsetzung durch letztwillige Verfügung 

- Erläuterung der Grundbegriffe des Erbrechts 

 

Gesetzliche Erbfolge  

- Verwandtschaft 
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- Erbenordnungen  

- Ehegattenerbrecht 

- Beispiele (Stammbäume) 

- Übungen (Stammbäume bis zur zweiten Ordnung) 

- Fiskalerbrecht 

 

Gewillkürte Erbfolge  

- Testierfreiheit/-fähigkeit 

- Inhalte von Verfügungen von Todes wegen 

- Arten der Verfügungen von Todes wegen  

- Errichtung und Widerruf der Verfügungen von Todes wegen 

 

Nachlassverfahren 

- Besondere amtliche Verwahrung 

 - Zentrales Testamentsregister 

 - Rückgabe von Verfügungen von Todes wegen 

 - Weiterverwahrung von gemeinschaftlichen Verfügungen 

- Eröffnungsverfahren 

- Erbscheinsverfahren  

- Grundlagen weiterer Erbnachweise 

 - Hoffolgezeugnis 

 - Europäisches Nachlasszeugnis 

 - Nachweis gemäß § 36 GBO 

 - Feststellungverfahren des Fiskalerbrechts 

- Einziehungs- und Kraftloserklärungsverfahren  

- Grundlagen der Verfahren der Testamentsvollstreckung  

- Ausschlagungs- und Anfechtungsverfahren 

- Nachlasssicherung 
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 - Nachlasspflegschaft 

 - Nachlassverwaltung 

 

Kosten in Nachlasssachen 

 

Klausur 

 

o) Familiensachen 

Familiensachen  

Materielles Recht (15 Doppelstunden) 

a) Grundbegriffe des Familienrechts (4. Buch des BGB) 

- Bürgerliche Ehe (Familienname, Unterhaltsverpflichtung, Güterstände, Ausschluss 
des Versorgungsausgleichs)  

- Verwandtschaft (§ 1589 BGB) 

- Abstammung 

- Rechtliche Stellung der Kinder 

 

b) Ehesachen 

 

c) Andere Familiensachen 

- Kindschaftssachen 

nämlich elterliche Sorge, Umgangs- und Auskunftsrecht, Kindesherausgabe, 
Vormundschaft, Pflegschaft, freiheitsentziehende Maßnahmen gegenüber 
Minderjährigen 

- Unterhaltssachen wie Verwandten- und Ehegattenunterhalt sowie Ansprüche 
nach §§ 1615 l und m BGB 

- Wohnungszuweisungs- und Haushaltssachen 

- Güterrechtssachen 

- Versorgungsausgleichssachen 
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- Abstammungssachen 

- Adoptionssachen 

- Gewaltschutzsachen 

- Sonstige Familiensachen 

- Lebenspartnerschaftssachen 

 

Formelles Recht (8 Doppelstunden) 

 

a) Zuständigkeiten 

b) Vertretung durch Rechtsanwälte 

c) Verfahrenskostenhilfe 

d) Scheidungsantrag und Verbund 

e) Geschäftsstellenmäßige Bearbeitung des Eingangs 

- AktO 

- Zählkarten 

- Zustellungen 

- GOV 

- PstG 

- MiZi 

- Aufbewahrungsbestimmungen 

f) Durchführung des Verfahrens 

- Prozessmaximen 

- Ladungen und Termine, Protokollführung 

g) Erledigung des Verfahrens 

- Zustellung der Entscheidung 

- Rechtskraftbescheinigung 

-  Erteilung der Vollstreckungsklauseln unter besonderer Berücksichtigung der 
Zustellung von Verbundbeschlüssen an Dritte, die an Folgesachen beteiligt 
sind (Jugendämter, minderjährige Kinder nach Vollendung des 14. 
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Lebensjahres, Träger der Rentenversicherung und der Versorgungslast, 
Vermieter u. a.) 

- Probleme der Rechtskraft von Verbundentscheidungen vor Zustellung an alle 
Beteiligten 

- Abschluss der Zählkarte 

 

Besondere Verfahren (3 Doppelstunden) 

a) Einstweilige Anordnungen, Arreste 

b) Vereinfachtes Unterhaltsverfahren 

 

Erörterung und Bearbeitung praktischer Aufgaben und Fälle einschl. Klausur 
und Klausurbesprechung (10 Doppelstunden) 

 

Klausur (90 Minuten) 

 

p) Vollstreckungssachen 

Vollstreckungssachen 

Allgemeine Einführung (3 Doppelstunden) 

 Begriff der Zwangsvollstreckung (allgemeiner Überblick hinsichtlich 
Voraussetzung: Titel, Klausel, Zustellung) 

 „Auffrischung“ Vollstreckungsklauseln 

 Arten der Einzelzwangsvollstreckung 

 Vollstreckungsorgane und deren Zuständigkeiten 

 

Arten der Zwangsvollstreckung einschließlich der verfahrensrechtlichen und 
registermäßigen Behandlung (10 Doppelstunden) 

 Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen  

 Forderungspfändungen incl. Kosten 

 Arten der eidesstattlichen Versicherungen  
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 Vermögensauskunft  

 Zentrale Verwaltung der Vermögensverzeichnisse  

 Schuldnerverzeichnis  

 Vollstreckungsschutz 

 Rechtsbehelfe 

 

Immobiliarvollstreckung (7 Doppelstunden) 

 Zwangsversteigerungsverfahren incl. Kosten 

 Begriff und Anspruch 

 Anordnung/Beitritt – Beschlagnahme 

 Einstellungsverfahren 

 Bekanntmachungen/Veröffentlichungen 

 Terminsablauf mit Protokollführung 

 Zuschlagsbeschluss und dessen Verwirklichung 

 Erlösverteilung 

 Verfahrensbeendigung 

 Zwangsverwaltungsverfahren incl. Kosten 

 

Übungen zu Kosten in Zwangsvollstreckungssachen (1 Doppelstunde) 

Klausur (1 Doppelstunde) 

Klausurbesprechung (1 Doppelstunde) 

 

q) Grundbuchsachen 

Grundbuchsachen  (27 Doppelstunden) 

 

Regelung der Zuständigkeiten in Grundbuchsachen (1 Doppelstunde) 

- Sachliche Zuständigkeit 
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- Örtliche Zuständigkeit 

- Funktionelle Zuständigkeit 

 

Grundzüge des Grundbuchrechts 

- Grundsätze des Sachenrechts 

 

Aktenführung 

- Grundbuch / Deckblatt 

- Grundakten 

- Aktenzeichen; Bildung der Geschäftsnummer 

 

→ Ziel: Die Anwärter*innen sollen Zuständigkeiten benennen können; Grundsätze 
des Sachenrechts kennenlernen und die Aktenführung beherrschen. Die möglichen 
Aufschriften des Deckblatts sollen vermittelt werden. 

 

Register, Verzeichnisse und Listen in der Grundbuchgeschäftsstelle 

(2 Doppelstunden) 

- Register für Grundbuchsachen (§ 31 Abs. 4 AktO)  

- Datenverarbeitung / Datenpflege 

- Nachweis der Briefvordrucke 

- Sammelakten 

- Überwachungsliste / Einsichtsprotokoll nach §§ 83, 84 GBV 

 

 

Behandlung von Eingängen 

- Allgemeines/Zuständigkeiten 

- Zeitpunkt des Eingangs 

- Eingangsvermerk und Weiterleitung 
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→ Ziel: Den Anwärter*innen soll die geschäftsstellenmäßige Behandlung von 
Eingängen und die Wichtigkeit des Präsentats vermittelt werden. Der § 3 der GÜ 
(Geschäftsübersicht) soll beherrscht werden. 

 

Grundzüge des Eintragungsverfahrens (2 Doppelstunden) 

- Zuständigkeiten 

- Antrag 

- Bedeutung des Antrags 

- Antragsberechtigung 

- Form des Antrags 

- Bewilligung 

- Bedeutung der Bewilligung 

- Bewilligungsberechtigung 

- Inhalt und Form der Bewilligung 

- Voreintragung 

- Ausnahmen von der Voreintragung 

- Briefvorlage 

- Möglichkeiten der Entscheidung nach § 18 GBO 

 

→ Ziel: Den Anwärter*innen soll vermittelt werden, welche Voraussetzungen 
vorliegen müssen, um Eintragungen, Veränderungen und Löschungen im Grundbuch 
vornehmen zu können. 

 

Das Bestandsverzeichnis (3 Doppelstunden) 

- Begriffe 

- Veränderungen im Bestand 

- Zusammenarbeit und Übereinkunft zwischen Grundbuchamt und  

 Vermessungsamt   
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→ Ziel: Die Anwärter*innen sollen die Eintragungen im BV kennenlernen 
(WEG/Erbbau/Herrschvermerk – s. Abt. II), die Unterschiede der katasteramtlichen 
Veränderungen der Zuständigkeit des Rechtspflegers/Serviceeinheiten erklären und 
die katasteramtlichen Veränderungen der Serviceeinheit auch eintragen können. 

 

Abteilung I (3 Doppelstunden) 

- Eigentumsformen 

- Eigentumserwerb 

- Rechtsgeschäftlicher Eigentumserwerb 

- Gesetzlicher Eigentumserwerb 

- Arten der Eintragung in das Grundbuch 

- Buchung von Miteigentumsanteilen 

- Namensberichtigung 

- Berichtigung tatsächlicher Angaben natürlicher Personen 

 

→ Ziel: Den Anwärter*innen sollen die Unterschiede der Arten der 
Eigentumseintragungen (Allein-, Miteigentum, Gesamthandseigentum - 
Erbengemeinschaft) vermittelt werden. Alle Möglichkeiten der Namensberichtigung 
natürlicher Personen sollen eingetragen werden. 

 

Abteilung II (4 Doppelstunden) 

- Dienstbarkeiten 

- Grunddienstbarkeiten; beschränkt persönliche Dienstbarkeiten; Nießbrauch 

- Inhalt 

- Entstehung 

- Übertragung 

- Erlöschen 

- Herrschvermerke 

- Reallast 

- Vorkaufsrecht 
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- Vormerkung; Eigentumsübertragungsvormerkung 

- Widerspruch 

- Verfügungsbeschränkungen 

- Zwangsversteigerung- und Zwangsverwaltungsvermerk 

- Insolvenzvermerk 

- Nacherbenvermerk 

- Testamentsvollstreckervermerk 

- Namensberichtigung 

- Berichtigung tatsächlicher Angaben natürlicher Personen 

 

→ Ziel: Die Anwärter*innen sollen Eintragungen gemäß § 12c GBO 
prüfen/vornehmen sowie die übrigen Eintragungen mit eigenen Worten erklären 
können (hierbei soll kein vertiefender Bezug auf das BGB genommen werden). 

 

Abteilung III (4 Doppelstunden) 

- Grundpfandrechte 

 

Grundschuld + Hypothek 

- Unterschiede 

- Erlöschen 

- Brief- und Buchrecht 

- Abtretung/Teilabtretung 

- Sicherungshypotheken/Zwangssicherungshypotheken 

- vollstreckungsrechtliche und grundbuchrechtliche 
Eintragungsvoraussetzungen 

- Erlöschen 

- Eigentümergrundschulden 

- Gesamtrechte 

- Behandlung von Hypotheken- und Grundschuldbriefe 
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- Briefvermerke (Abtretung, Pfandentlassung, Teil-/Löschung, 
Mithaftvermerke, Unbrauchbarmachung) 

 

- Namensberichtigung 

- Berichtigung tatsächlicher Angaben natürlicher Personen 

- Insolvenzvermerk/Verfügungsverbot 

 

→ Ziel: Die Anwärter*innen sollen Eintragungen gemäß § 12c GBO 
prüfen/vornehmen sowie die übrigen Eintragungen mit eigenen Worten erklären 
können (hierbei soll kein vertiefender Bezug auf das BGB genommen werden). Die 
Besonderheiten der Zwangssicherungshypotheken sind dabei hervorzuheben. Die 
Herstellung des Briefes/Anbringung der Briefvermerke soll beherrscht werden. 

 

Grundbucheinsicht und Erteilung von Abschriften und Ausdrucken 

(3 Doppelstunden) 

- Voraussetzungen für die Gestattung der Grundbucheinsicht 

- Umfang 

- Zuständigkeit 

- Gewährung der Einsicht (Dokumentation gem. § 46a GBV) 

- Verwehrung der Einsicht 

- Rechtsbehelfe 

- weiterer Ablauf 

- Kosten 

- Registermäßige Behandlung 

 

→ Ziel: Die Anwärter*innen sollen (u. a. unter Anwendung des Aufsatzes „Probleme 
zur Grundbucheinsicht“ – s. Skript) den sicheren Umgang mit Einsichtsgesuchen, 
inklusive Rechtsmittel, lernen.  

 

Rangbestimmung dinglicher Rechte (1 Doppelstunde) 

- Begriff 
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- Rangentstehung 

- Bedeutung des Ranges 

- Rangänderung 

- Rangbestimmung 

- Rangvorbehalt 

 

→ Ziel: Den Anwärter*innen sollen die Grundzüge der Bildung der Ränge vermittelt 
werden. 

Klausurvorbereitung/Klausur (4 Doppelstunden) 

 

r) Insolvenzsachen 

Eröffnungsverfahren (7 Doppelstunden)    

- Ziele des Insolvenzverfahrens im Gegensatz zum Vollstreckungsrecht 

- Zuständigkeiten (sachlich, örtlich, funktionell) 

- Verfahrensgrundsätze § 5 InsO 

- Verfahrensarten (Unterschied Regel- und Verbraucherinsolvenzverfahren) 

- Verfahrensbeteiligte 

- Zustellungen § 8 InsO  

- Form der Schriftstücke   

- Öffentliche Bekanntmachungen § 9 InsO mit entsprechender Verordnung 

- Antrag (Eigen- und Fremdantrag) auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens und 
Entscheidungsmöglichkeiten 

- Bestellung eines Sachverständigen 

- Abweisung mangels Masse 

- Abweisung als unzulässig oder unbegründet 

- Erledigung der Hauptsache 

- Antragsrücknahme 

- Anordnung vorläufige Verwaltung 
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- Eröffnung des Verfahrens 

- Mitteilungen nach der MiZi, möglichst mit praktischen Beispielen 

- Erteilung von Auskünften und Akteneinsichtsrecht  

- Kosten in dem Insolvenzantragsverfahren 

- Kostentatbestände und Ermittlung des Wertes 

- Kostenhaftung (Erst- und Zweitschuldner) 

Das eröffnete Verfahren (4 Doppelstunden) 

Eröffnungsbeschluss 

 

- Bedeutung und Inhalt einschließlich der damit in Zusammenhang 
 stehenden Maßnahmen 

- Aufforderung zur Forderungsanmeldung beim Insolvenzverwalter 

- Erledigung der Eröffnungsverfügung, Gläubigerinformationssystem (GIS) 
 

Erste Gläubigerversammlung (Berichts- und Prüfungstermin bzw. Prüfungstermin)  

- Import der Tabelle und Niederlegung 

- Niederlegung der Verzeichnisse und des Berichts 

- Behandlung von Forderungsanmeldungen mit unerlaubter Handlung  

- Behandlung der bestrittenen Forderungen 
 

Weiterer Verlauf des Insolvenzverfahrens 

- Berichtigung der Tabellenforderungen insbesondere Ausfallforderungen 

- Besonderer Prüfungstermin einschließlich Kosten 

 

Beendigung des laufenden Verfahrens 

- Einreichung der Schlussunterlagen 

- Bestimmung des Schlusstermins 

- Niederlegung des Verteilungsverzeichnisses und deren Bedeutung  

- Entscheidung über die Art der Verfahrensbeendigung 
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- Verfahrensaufhebung gemäß § 200 InsO 

- Einstellung mangels Masse § 207 InsO 

- Einstellung wegen Masseunzulänglichkeit § 211 InsO 

 

Verfahren zur Erteilung der Restschuldbefreiung (2 Doppelstunden) 

- Voraussetzungen zur Erteilung der Restschuldbefreiung 

- Antrag auf Erteilung der Restschuldbefreiung 

- Antrag auf Stundung und Stundungsverfahren 

-  Darstellung der Verfahrensabschnitte 

- Mitwirkungspflichten im Insolvenzverfahren 

- Obliegenheiten in der Wohlverhaltensperiode 

- Unterschiedliche Anträge auf Versagung der Restschuldbefreiung  

- Anhörung der Gläubiger, abschließender Bericht des Treuhänders, Beschluss  

- Einzug der offenen Verfahrenskosten mit weiteren Stundungsentscheidungen  

 

Erteilung von vollstreckbaren Tabellenauszügen (1 Doppelstunde) 

Kurzüberblick über besondere Insolvenzverfahren (1 Doppelstunde)  

- Nachlassinsolvenzverfahren und Tod des Schuldners in der 
Wohlverhaltensperiode 

- Insolvenzverfahren in Eigenverwaltung 

- Insolvenzplanverfahren 

 

Klausur    (1 Doppelstunde) 

Rückgabe Klausur  (1 Doppelstunde) 

 

s) Registersachen 

Der Unterrichtsstoff soll den Anwärterinnen und Anwärtern durch Vorträge, 
Gruppenarbeit und Übungen vermittelt werden. Den Anwärterinnen und Anwärtern 
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soll innerhalb der Unterrichtsstunden an geeigneten Stellen Gelegenheit gegeben 
werden, das Erlernte anhand von Beispielsfällen umzusetzen. 

Formelle Bestimmungen und die geschäftsstellenmäßige Bearbeitung sind jeweils zu 
den einzelnen Themen zu besprechen. 

Grundlagen des Registerrechts (2 Doppelstunden) 

 Öffentlichkeit und Notwendigkeit der Register 

 Konstitutive und deklaratorische Eintragungen 

 Führung der Register 

 Geschäftsübersicht 

 Zuständigkeiten (insb. sachlich und örtlich) 

 §§ 8 und 9 HRV 

Kaufmannsbegriff (3 Doppelstunden) 

 Ist-Kaufmann und Kann-Kaufmann 

 Handelsgewerbe 

 Grundsätze der Firmenbildung 

Gesellschaftsrecht (7 Doppelstunden) 

 GbR, OHG und KG mit ihren Besonderheiten (3 der o.g. 7 Doppelstunden) 

o Name/Firma der Gesellschaft 

o Vertretung 

o Haftung 

 GmbH & UG (haftungsbeschränkt) (3 der o.g. 7 Doppelstunden) 

o Firma 

o Geschäftsführer und Gesellschafter 

o Vertretung 

o Haftung 

o Musterprotokoll 

o Liste der Gesellschafter 

 GmbH & Co. KG (1 der o.g. 7 Doppelstunden) 
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Gesetzliche und rechtsgeschäftliche Vertretung (1 Doppelstunde) 

 Prokura  

 § 181 BGB im Registerrecht 

Zuständigkeiten der Serviceeinheit nach HRV & HGB (1 Doppelstunde) 

 Geschäfte nach § 29 HRV 

Vereinsrecht (1 Doppelstunde) 

 Ersteintragung 

 Haftung 

 Vertretung 

 Name 

Kosten (0,5 Doppelstunde) 

Übrige Rechtsformen (Genossenschaften, Partnerschaften Aktiengesellschaften – 
0,5 Doppelstunden) 

Klausur (90 Minuten = 1 Doppelstunde) 

Klausurrückgabe und Zeugnisübergabe (1 Doppelstunde) 

 

t) RVG 

Festsetzung der Vergütung der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte aus der 
Staatskasse 

Prozess- und Verfahrenskostenhilfe (1 Doppelstunde) 

- Allgemeine Einführung, Wirkung der Prozess- und Verfahrenskostenhilfe 
(§ 122 ZPO) 

- Durchführungsbestimmungen zum Gesetz über die Prozess- und 
Verfahrenskostenhilfe (DB-PKH) 

 

Beratungshilfe (1 Doppelstunde) 

- Allgemeine Einführung (BerHG) 

- Vergütung des BerH-Rechtsanwalts (§ 44 RVG, Teil 2 Abschnitt 5, Teil 7 VV 
RVG) 
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Vergütung des Rechtsanwalts nach dem RVG (10 Doppelstunden) 

- Allgemeine Vorschriften, Gebührenvorschriften, Begriff der Angelegenheit, 
Gegenstandswert (Abschnitte 1 – 4 RVG) 

- Vergütung des beigeordneten oder bestellten Rechtsanwalts (Abschnitt 8 
RVG) 

- in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und Familiensachen (Teile 1, 3, 7 
VV RVG) 

- in Straf- und OWi-Sachen (Teile 4, 5, 7 VV RVG)  

- Vergütung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten  

- Vergütung in Familiensachen (§ 111 FamFG) 

- Vergütung als Verteidiger in Strafverfahren 

 

Festsetzungsverfahren und Rechtsmittelverfahren (§§ 55, 56 RVG) sowie 
Verfahren nach der RV-Fest-AV (1 Doppelstunde) 

 

Anwendungsbeispiele (1 Doppelstunde) 

- Vergütung nach RVG 

- Übergang auf die Landeskasse § 59 RVG 

- Weitere Vergütung § 50 RVG 

- Verrechnung von Vorschüssen durch Pflichtverteidiger und bRA § 58 Abs. 2 
und 3 RVG) 

- BerH: Anrechnung d. Gebühr § 58 Abs. 1 RVG 

 

Überblick über das RVG, soweit es für die Kostenberechnung erforderlich ist 
(z.B. § 50 RVG) geht zu RVG) 

 

 Keine Klausur in Modul 2, dafür in Modul 3 
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u) JVEG 

Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften (2 Doppelstunden) 

Geltungsbereich §§ 1 – 4 b JVEG 

• Anspruchsberechtigte 

- Zeuginnen und Zeugen 

- Sachverständige Zeuginnen und Zeugen 

- Sachverständige 

- Dolmetscherinnen und Dolmetscher 

- Übersetzerinnen und Übersetzer 

- Dritte 

- Ehrenamtliche Richterinnen und Richter 

- Gesetzliche Vertreter von jugendlichen Beteiligten 

- Mittellose Personen 

 

• Entstehen des Anspruchs 

• Heranziehung 

• Heranziehende Stelle 

• Verzicht auf Entschädigung 

• Entschädigung in besonderen Fällen 

• Heranziehung zu Einführungs- und Fortbildungsveranstaltungen der 
Schöffinnen und Schöffen 

• Entschädigung der Vertrauensleute bei der Schöffenwahl 

• Antragsentschädigung 

• Erlöschen des Anspruchs für alle Entschädigungsberechtigten 

• Abtretung der Zeugenentschädigung 

• Berechnung und Zahlung der Entschädigung 

• Haushaltsrechtlicher Verwaltungsakt 

• Zuständigkeit der UdG 
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• Zuständigkeit bei Amtshilfe 

• Verwendung amtlicher Vordrucke 

• HKR 172 Auszahlungsanordnung für Zeugenentschädigung 

• HKR 174 Auszahlungsanordnung für Sachverständige, 
Dolmetscherinnen und Dolmetscher sowie Übersetzerinnen und 
Übersetzer 

• HKR 177 Auszahlungsanordnung für ehrenamtliche Richterinnen 
und Richter 

• Titelübersichten 

• Produktplan 

• Buchungen  

 

• Bearbeitung des Entschädigungsantrags 

• Feststellung und Anweisung 

• Kürzungen 

• Stellungnahme durch die Richterin oder den Richter (Honorargruppen) 

• Rückforderung 

• Unbarer Zahlungsverkehr 

• Barauszahlung 

• § 24 Übergangsvorschriften bei Änderung des Gesetzes 

• Gerichtliche Festsetzung 

- Zuständigkeit 

- Voraussetzungen 

- Antragsberechtigte 

- Form der Antragstellung 

- Form der Festsetzung 

• Beschwerde gegen richterliche Festsetzung  

• Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf Rechtliches Gehör 
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• Vorschüsse an Zeuginnen und Zeugen, Sachverständige, Dolmetscherinnen 
und Dolmetscher sowie ehrenamtliche Richterinnen und Richter 

• Elektronische Akte, elektronisches Dokument 

 

Abschnitt 2 Gemeinsame Vorschriften (2 Doppelstunden) 

Geltungsbereich §§ 5 – 7 JVEG 

• Fahrtkostenersatz 

• Entschädigung für Aufwand  

• Ersatz für sonstige notwendige Auslagen 

• Angemessenheit und Notwendigkeit 

• Schreibauslagen und Ablichtungen 

 

Abschnitt 3 Die Vergütung von Sachverständigen, Dolmetscherinnen und 
Dolmetschern sowie Übersetzerinnen und Übersetzern (3 Doppelstunden) 
Geltungsbereich §§ 8 – 14 JVEG 

• Grundsatz der Vergütung - Leistungsentschädigung 

• Aufwendungen des Sachverständigen 

• Besondere Verrichtungen nach § 10 Anlage 2 zum JVEG  

• Besondere Leistungen nach § 10 JVEG 

• Vereinbarung einer Vergütung 

• Verteilung der Vergütung auf mehrere Rechtssachen 

• Verteilung der Vergütung auf mehrere Rechtssachen bei der Wahrnehmung 
von Terminen am gleichen Tage an verschiedenen Gerichtsorten 

• Vergütung von Dolmetscherinnen und Dolmetschern  

• Vergütung von Übersetzerinnen und Übersetzern 

• Ersatz für besondere Aufwendungen von Übersetzerinnen und Übersetzern 

• sonstige notwendige Auslagen 

 

Abschnitt 4 Entschädigung von ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern  
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Geltungsbereich §§ 15 – 18 JVEG (2 Doppelstunden) 

• Entschädigung für Zeitversäumnis 

• Verdienstausfall 

• Entschädigung von Hausfrauen/Hausmännern 

 

Abschnitt 5 Entschädigung von Zeuginnen und Zeugen sowie Dritten 

Geltungsbereich §§ 19 – 23 JVEG (3 Doppelstunden) 

• Verdienstausfall 

• Zeitversäumnisentschädigung 

• Entschädigung von Hausfrauen und Hausmännern 

• Entschädigung von Gefangenen 

• Entschädigungsbeispiele im Einzelnen 

• Verteilung der Entschädigung auf verschiedene Angelegenheiten 

• Zeuginnen und Zeugen aus dem Ausland 

• Entschädigung von Sachverständigen Zeuginnen und Zeugen 

• Entschädigung Dritter 

 

1 Klausur (1 Doppelstunde) 
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C. Modul 3 „Praxisausbildung“ 

1. Zeitrahmen 

Modul 3 01.05. bis 31.05. d. Folgejahres  Dauer 

Praxisausbildung    13 Monate 

EDV-Woche mit Modulbeginn  1 Woche 
Sachgebiete gemäß § 8 
Abs. 1 S. 1 APVO: 
Zivilsachen   10 Wochen 

 AG mind. 7 Wochen 

 LG (ggf. OLG) mind. 3 Wochen 

Strafsachen   10 Wochen 

 AG mind. 4 Wochen 

 StA mind. 6 Wochen 

Betreuungssachen  mind. 4 Wochen 

Nachlasssachen  mind. 4 Wochen 

JVEG Integration à 2 Tage in Fachbereiche   

RVG Integration à 2 Tage in Fachbereiche   

Familiensachen  mind. 5 Wochen 

Vollstreckungssachen  mind. 5 Wochen 

Grundbuchsachen  mind. 4 Wochen 
Hospitation 
Fachgerichte 

jeweilige Mittelbehörde der 
Fachgerichtsbarkeit  1 Woche 

Hospitation 
Landgerichte 
(Strafsachen)  mind. 1 Woche 

Verfügungswoche (ggf. weitere Hospitationen)  1 Woche 
 

Arbeitsgemeinschaften Dauer Leistungsnachweis in min. 

Praxisbezogene Fallanwendung in Strafsachen 16 Dstd. 1 90 

Vollstreckungssachen 5 Dstd. 0 0 

Betreuungssachen 8 Dstd. 1 180 

Grundbuchsachen 14 Dstd. 1 180 

Zivilsachen 10 Dstd. 1 90 

Familiensachen 15 Dstd. 1 90 
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Nachlasssachen 12 Dstd. 1 45 

Kostenwesen (Zivil, Straf, Familie) 25 Dstd. 1 180 

JVEG 3 Dstd. 0 0 

RVG 9 Dstd. 1 90 

Textverarbeitung 8 Dstd. 1 45 

Tastschreiben 52 Dstd 0 0 

Schlüsselqualifikationen 6 Dstd. 0 0 

Verfügungsstunden AG-Leitung 2 Dstd.   

Exkursion in Strafsachen 2 Tage   

zzgl. weiterer flexibler Exkursionstage    
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2. Inhalte 

a) EDV (1 Woche) 

 

Lehrinhalt:  

Schulung der aktuell bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften eingesetzten 
Programme wie aufgeführt oder Nachfolgeprogramme (e²A/e²T/Eureka-OG) (2,5 
Tage): 

• e²A  

a) e²A Konfiguration: 

- Aktenzeichenvorbelegung 

- Einstellung von Schriftgrößen 

- Tafel- & Stapelansicht  

- Zutragseinstellung (Sofort/Uhrzeiten) 

- Einstellung der Aufgabengruppierung (Gruppierung nach Typ) 

- Einstellung der Spalten (Zutrag/Abtrag) 

 

b) Pensum: 

- Zutrag/Abtrag/Termine 

- Erläuterung zu den Spalten (Aufgabentyp, Bedeutungsstufe usw.) 

- Pensum nach Spalten sortieren 

- Stillstandswächter 

 

c) Verfahren: 

- Aufruf eines Verfahrens 

- Bildschirmsteuerung 

- Überblick Baumansicht: Ordnerstruktur (Gelbe/weiße Ordner, neue Aktenteile 
erstellen) 

- Hierarchische Verbindungen 
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- Dokumenteneigenschaften 

- Dokumente verschieben 

- Eingänge bearbeiten 

- Werkzeugleiste (Lesezeichen, Stempel usw.) 

- Aktendeckel 

 

d) Aufgaben: 

- Neue Aufgabe erstellen 

- Typ, Bedeutung, Fälligkeit, Notiz, Aufgabenziel 

- Aufgaben erledigen 

- Aufgabenkontrolle: Anzeige aller aktiven Aufgaben und aller erledigten 
Aufgaben 

 

• e²T 

- Programmoberfläche 

- Vorlagensuche 

- Verfügungen ausführen anhand praktischer Beispiele:  

o Empfängerauswahl 

o Dokumente anhängen 

o Dokumente drucken/elektronisch versenden/Versandaufträge erstellen 

o Ausgeführte Verfügungen samt Folgedokumente in die eAkte verschieben 

- Favoriten anlegen (bei Empfängerauswahl/Textauswahl/etc.) 

 

• Gemeinsame Ausbildungsgegenstände für EUREKA- bzw. 
Nachfolgeprogramme 

 

Die einzelnen Fachanwendungen ähneln sich. Daher soll eine detaillierte Schulung 
der einzelnen Eureka-OG-Programme nicht zu detailliert erfolgen. Vielmehr sollen die 
Grundfunktionen nur in einem Eureka-OG-Fachprogramm erfolgen. In den einzelnen 
Eureka-OG-Fachprogrammen wird „nur“ auf die fachspezifischen Besonderheiten 
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eingegangen werden. Voraussetzung hierfür ist, dass die Schulungsumgebunden 
entsprechend vorbereitet sind. Zudem sollte es für alle Eureka-OG-Fachprogramme 
nur eine Kennung pro Anwärter*innen vergeben werden, damit ein ständiges An- und 
Abmelden vermieden wird.  

 

a) Grundfunktionen:  

 

 Anlegen und Bearbeitung von Verfahren 

• Eingabe der Verfahrensbeteiligten  

• Suche im Namensregister 

• Vergabe von Aktenzeichen 

• Zählkarte anlegen und abschließen 

• Verfahren erledigen 

 

Pflege und Bearbeitung der erfassten Daten 

• Suche nach Aktenzeichen 

• Suche nach Personen 

• Änderung von erfassten Daten 

• Generieren eines Terminzettels/Verhandlungskalender 

 

b) Weitere Ausbildungsgegenstände zu einzelnen Verfahren (Besonderheiten)  

 

• EUREKA-Fam 

- Verbundverfahren (Anlegen eines Verbundverfahrens)  

- Erfassung von Familien als Verfahrensbeteiligte 

 

• EUREKA-Nach 

- Verbindung von Nachlasssachen  
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(eine Nachlasssache soll bereits in der Schulungsumgebung hinterlegt sein, ein 
zweites Verfahren soll neu erfasst und dann verbunden werden).  

 

• EUREKA-Straf 

- Termin mit Schöffenladung 

- Entscheidungen 

- BZR/FAER 

 

• EUREKA-Betreuung 

- Statistik (Zählblattstatistik) (Verfahrensdaten sollen schon vorbelegt sein; 
Anwärter*innen sollen möglichst keine Neueintragung vornehmen müssen) 

- Unterbringungsliste 

- Heimlisten, Betreuerlisten u. a. 

 

• EUREKA-Zivil 

- Allgemeiner Umgang mit EUREKA-2-Zivil 

 

• EUREKA-ZVG 

- Allgemeiner Umgang mit EUREKA-ZVG 

- Suche über Objekte 

 

 Reminder: Falls die Textverarbeitung in Eureka-Straf nicht zum 
01.01.2027 vollständig von Eureka-Text abgelöst ist/wird, dann müsste Eureka-
Text hier noch geschult werden.  

 

Web.sta (2 Tage)  

Vorbemerkung: derzeit bestehen massive Probleme bei der Schulungsumgebung 
(Remote-Verbindung StA-Hildesheim). Die Anwärter*innen können aktuell nicht 
ordentlich geschult werden. Dies hat Auswirkungen auf die Praxis.  
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Es kann nicht gewährleistet werden, dass die Schulungen unmittelbar vor der 
Praxisphase bei den Staatsanwaltschaften stattfinden kann. Es wird daher 
anheimgestellt, dass die Ausbildungsgerichte eine kurze Wiederholung vornehmen.  

 

• Web.sta und Programmteile 

- Registerarten 

- Masken und Funktionskürzel, Funktionstasten 

- Anfragen/Mitteilungen/Auskünfte aus den zentralen Registern 

- Verfahrensabschluss (Statistik, Ein-/Austragung als VRs-Sache) 

- Weglegung, Wiederaufnahme 

- Strafverfolgungsstatistik 

- Asservatenverwaltung 

 

• eStA 

- Allgemeines (Aufruf, Bildschirmaufbau) 

- Automatisierte Fertigung sämtlicher Textprodukte 

- Bausteinbearbeitung 

- Kleines Schreibwerk 

- Weiterbearbeitung von erzeugten Texten 

- Vollstreckungsschreibwerk und -bearbeitung 

 

• eStA-GeKo (Geldstrafen und Kosten) 

- Erstellung von Kostenrechnungen 

- automatische Geldstrafenvollstreckung 

- Buchungen in GeKo 

 

• eStA-DA / EGVP 

- Automatische Zuordnung zu Verfahren 
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- Versand von Dokumenten 

 

SolumStar (0,5 Tage)  

- Fallübersicht, Antragsübersicht (unter Berücksichtigung von Neuerungen unter 
e²A) 

- Erzeugung eines Falles aufgrund vorliegender Anträge unter Aufnahme aller 
fallrelevanten Daten (Antragsteller-Notar, Eintragungsgrundlagen-
Urkundennummern, betroffene Grundbuchblätter, Beteiligte, Flurstücke)  

- Vollzug der Verfügung der Rechtspflegerin oder des Rechtspflegers 
(Mitteilungen, Grundpfandrechtsbriefe) 

- Eintragungen im Grundbuch - soweit zuständig - mit anschließendem Vollzug  

- Erstellung von "kleinem Schreibwerk"  

- Erteilung von Grundbuchausdrucken  

- Grundbuchrecherche allgemein (bspw. für Eingänge, auf denen keine Daten 
angegeben, für notwendige Auskünfte, etc.) 

- Nutzung der Daten der Katasterverwaltung unter ALB, ASL 

- Sachgebiete – 

(gemäß § 8 Abs. 1 S. 1 APVO): 

b) Zivilsachen 

aa) Amtsgerichte 

Behandlung der Eingänge -> Als Inhalt: E-Akte einfügen (Muss im Skript 
enthalten sein); In die Praxisphase  

- Eingang und Behandlung der verfahrenseinleitenden Schriftstücke 

- Scanprozess  

- Eingangsvermerk/Prüfvermerk  

- Erörterung des Mahnverfahrens/Anforderung der Anspruchsbegründung 

 

Führung der Register und Verzeichnisse (Erfassung in EUREKA)  

- Eintragung in das Zivilprozessregister (gem. AktO)  
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- Aufgaben (Pensum) in d. E-Akte  

- Erhebung von statistischen Daten (ZP-Statistik) 

- AR Register  

 

Bildung und Führung von e-Akten  

- Erfassung der Klage (EUREKA) -> 

- e-Akte anlegen mit Vorblätter (§§ 3, 4, 5, 6 und 7 AktO) 

- Akteneinsichtsportal & Save-ID, Akteneinsicht auch an Dritte 

- Verfahren bei der Festsetzung von Ordnungsgeldern  

- Terminsvorbereitung der Akten (Zeugen-, SV- oder Dolmetscheranweisung)  

- Weglegung und Aufbewahrung/Löschfristen von Akten (§ 10 AktO, JAktAV)  

 

Ausführung von Verfügungen  

- Fertigung sämtlichen Schreibwerks in Zivilsachen (§§ 35, 36, 37, 38, 39 GOV, 
Anlage zu § 39 GOV und § 40 GOV)  

- Fertigung von Terminverzeichnissen 

- Ausführung aller in Betracht kommenden Zustellungen (§§ 41, 42, 43, 45 GOV)  

- Protokolle, Urteile, Vergleiche und Beschlüsse  

 

Aktenverwaltung  

- Fristenkontrolle/Wiedervorlagen im Pensum 

- Eintragungen im Verhandlungskalender § 6 Abs. 5 AktO  

- Aktenbehandlung nach der mündlichen Verhandlung (Eintragung in den 
Verhandlungskalender, Eingangsvermerk auf dem schriftlichen Urteil)    

- Rechtskraftbescheinigung  

- Erteilung von vollstreckbaren Ausfertigungen  

- Entgegennahme von Anträgen und Erklärungen  
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Zustellungen 

- Mitwirkung der Geschäftsstelle/Serviceeinheit 

- neutrale Bezeichnung des zuzustellenden Schriftstücks (§ 41 GOV) 

- Verfahren bei der öffentlichen Zustellung 

- Prüfung der Zustellungsurkunden (§§ 166ff. ZPO §§ 41, 43, 44 GOV) 

 

Kosten  

- Vorschussanforderung  

- Kostennachrichten  

- Berechnung der Kosten  

- Übersendung von Kostenrechnungen an den Kostenschuldner  

- Behandlung von Zeugen-, Sachverständigenvorschüssen & für Dritte 

- Rückzahlung von Kosten  

  

Prozesskostenhilfe 

- Tätigkeiten gem. der Durchführungsbestimmungen PKH (DB-PKH) 

- PKH-Heft in der e-Akte anlegen mit Vorblätter 

- Wirkung der unterschiedlichen Beschlüsse 

- Ratenzahlungsüberwachung 

 

Protokollführung  

- Ablauf der mdl. Verhandlung 

- Inhalt eines Protokolls 

- Berichtigung des Protokolls 

 

Besondere Verfahren  

- Selbstständiges Beweisverfahren 

- Arreste und einstweilige Verfügungen 
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- Kostenfestsetzungsverfahren 

 

bb) Landgerichte 

Kollegialgericht 

- Verhandlung vor der Zivilkammer/Zivilsenat  

- Originärer Einzelrichter  

- Bestimmter Einzelrichter  

- Kammer für Handelssachen und deren Besonderheit 

 

Eintragung und Führung der eAkte im 

- Berufungsverfahren 

- Beschwerdeverfahren 

 

Verfahrensablauf eines Berufungsverfahrens 

- Zulassung der Berufung 

- Vorschusspflicht 

- Anwaltszwang 

- Ladungen zur mdl. Verhandlung 

- Hinweisbeschluss nach § 522 ZPO 

- Geschäftsstellenmäßige Abläufe zum Protokoll, Urteil, Rücknahme der 
Berufung, Vergleich, Beschluss etc. 

- Zulassung Revision 

 

Rechtskraftbescheinigung und Notfristattest 

 

Besondere Verfahrensarten  

Entscheidung zur Durchführung der Zwangsvollstreckung im Ausland  

- Vollstreckbarerklärung ausländischer Schuldtitel  
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- Selbstständiges Beweisverfahren  

 

Ggf. Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in Zivilsachen 

 

Kostenberechnung  

- Erstellung von Schlusskostenrechnungen in Beschwerdeverfahren  

- Erstellung von Vorschuss- und Schlusskostenrechnungen in Berufungsverfahren 

 

c) Strafsachen 

 

aa) Amtsgerichte 

- möglichst nach der Ausbildung bei der Staatsanwaltschaft – 

Behandlung der Eingänge 

- einschließlich der Besonderheiten bei dem Eingang von Rechtsmittelschriften 
sowie der Behandlung von Zahlungsanzeigen (z. B. § 3 Abs. 6 AktO, § 29 
GOV, § 3 Abs. 3 KostVfg.) 

Führung der Register und Verzeichnisse 

- Allgemeine Bestimmungen 

- Einzelne Register und Verzeichnisse: 

- Register für Straf- und Bußgeldsachen des Amtsgerichts 

- Register für Gs-Sachen 

- AR-Sachen 

- Aktenkontrolle in Strafsachen; ggf. Vollstreckungsregister für 
Jugendgerichtssachen 

- Bewährungsregister 

 

Bildung und Führung der Akten (AktO) 

- einschließlich der Bildung von Aktenzeichen 
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- der Behandlung von Beiakten und etwaiger Überführungsstücke 

- der Führung von Ordnungsmittel-, Bewährungs- und Vollstreckungsheften und 
von Haftlisten 

- des Anlegens eines Kontrollblattes/Versendungsbelegs 

- Aufbewahrung und Behandlung von Führerscheinen 

 

Ausführung von Verfügungen einschließlich 

- der Überwachung von Fristen (§ 6 AktO) 

- Ladungen 

- Akteneinsicht und Versendung von Akten (u. a. §§ 5, 6 AktO, §§ 35, 37 GOV). 

 

Zustellungen 

- Mitwirkung der Geschäftsstelle/Serviceeinheit 

- neutrale Bezeichnung des zuzustellenden Schriftstücks (§ 41 GOV) 

- Verfahren bei der öffentlichen Zustellung 

- Verfahren bei Zustellungen an die Staatsanwaltschaft 

- Prüfung der Zustellungsurkunden (u. a. §§ 36, 37 StPO, §§41, 43, 44 GOV) 

 

Entgegennahme von Anträgen und Erklärungen 

 

Terminsnachrichten und Ladungen 

- Anberaumung der Termine 

- Ladungen und Benachrichtigungen 

 

Anträge auf Terminsverlegungen/-aufhebung 

 

Hauptverhandlung und Protokollführung 

Vorbereitung von Akten 
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- Vorbereitung der Protokolle und der Kassenanweisungen für Zeugen- und 
Sachverständigenentschädigung nach dem JVEG 

- Vorlage der Sitzungsakten bei der Abteilungsrichterin oder dem 
Abteilungsrichter  

- Fertigung des Terminverzeichnisses 

- Terminsnachricht an die Schöffinnen und Schöffen 

Protokollführung 

- Niederschrift der Zeugenaussagen 

- äußere Form 

- Behandlung der Anlagen 

- Vordrucke für Rechtsmittel 

Aktenbehandlung nach der Hauptverhandlung 

- Eingangsvermerk auf dem schriftlichen Urteil 

- Vorlegen der Akten nach Rechtskraft bei der Staatsanwaltschaft (§ 39 AktO) 

 

Behandlung von Rechtsmittelschriften 

- Anbringen des Eingangsvermerks 

- Erteilung von Rechtskraftbescheinigungen und 
Vollstreckbarkeitsbescheinigungen (§ 451 StPO, §§ 13, 14 StVollstrO, § 9 
AktO) 

 

Hinweis auf besondere Verfahren 

Einzelne richterliche Anordnungen im Ermittlungsverfahren (z. B. Durchsuchung, 
vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis) 

- Haftsachen/einstweilige Unterbringung - mit Erteilung von 
Besuchserlaubnissen und Briefkontrolle - 

- Bußgeldverfahren 

- Strafbefehlsverfahren 

- Antragsschrift im beschleunigten Verfahren/vereinfachten Jugendverfahren 

- Privatklageverfahren 
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- Nebenklage 

- Ordnungsmittel (Ordnungsverfahren) 

 

Besonderheiten des Verfahrens gegen Jugendliche 

 

Statistik (StP/OWi-Statistik) 

 

Kostenberechnung im Verfahren vor dem Jugendrichter 

 

Umgang mit dem EDV-System 

 

Einsatz der Anwärterinnen und Anwärter als Hauptprotokollführer 

 

bb) Staatsanwaltschaften 

 
- Einführung in das System web.sta 
- Bearbeitung der Js/UJs/AR sowie VRs-Sachen mit dem EDV-Verfahren 
- Aktenzeichen 
- Handakten 
- Register für Gnadensachen 

Anlegung von  

- Vollstreckungsheften 

- Ordnungsgeldheften 

- Gnadenheften 

- Entschädigungssonderheften (§§ 39, 41, 42 AktO), z.B. Einziehung von 
Taterträgen 

- Erfassung der Sitzungsstunden 

- Bearbeitung von Haftsachen  

- Büroorganisation 

- Kostenberechnung in Straf- und Bußgeldverfahren 
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- Mitteilungen an die Registerbehörden mit web.sta: 

- Bundeszentralregister 

- ECRIS-TCN 

- Erziehungsregister  

- Fahreignungsregister 

- Wettbewerbsregister 

sowie an das Gewerbezentralregister (normales Schreibwerk) 

- weitere Aufgaben der Justizfachwirtinnen und Justizfachwirte (§§ 19, 20, 22 
GOV) 

- Zuständigkeitsabgrenzung zwischen Staatsanwältin oder Staatsanwalt, 
Amtsanwältin oder Amtsanwalt sowie Rechtspflegerin und Rechtspfleger 

 

d) Betreuungssachen 

 

• Vermerk: Die Ausbildung wird auf Grund der Ausbildungsinhalte für die 
Ausbildung am Arbeitsplatz in Modul 1 und der Stoffpläne des Modul 2 fortgesetzt 
und abgeschlossen. Zusätzlich soll im Besonderen der Umgang mit dem Publikum 
und die Entgegennahme von Telefonaten geübt werden. 

• Folgende Inhalte sind dabei als Schwerpunkte zu berücksichtigen: 

• Protokollierung von Anträgen 

• Abgrenzung der funktionellen Zuständigkeiten (Serviceeinheit, 
Rechtspflegerin oder Rechtspfleger, Richterin oder Richter) 

• Geschäftsmäßige Bearbeitung (Ladung, Zustellung, Termine,  

Fristenüberwachung) 

• Kostenwesen 

• Vergütung/Anweisungen 

• Betreuungsverfügung, Vorsorgevollmachten 

• Akteneinsicht 

• Unterbringungs- und Freiheitsentziehungssachen (§ 30 AktO) 

• Zivilrechtliche Unterbringung (§ 1831 BGB, § 29 Abs. 1 AktO) 
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• Schlussbehandlung (Statistik im System (Register), 
Weglegungsvermerk, Archivvermerk etc.) 

• Aufbewahrungsvorschriften 

• Exkursionen 

 

e) Nachlasssachen 

 
Die Anwärterinnen und Anwärter müssen die Grundlagen des Nachlassrechts in der 
Praxis sicher anwenden und - als erster Ansprechpartner für die Bürgerinnen und 
Bürger - die vorzulegenden Unterlagen auf ihre Vollständigkeit und gegebenenfalls 
Richtigkeit überprüfen können. 

Folgende Inhalte sind dabei als Schwerpunkte zu berücksichtigen: 

- Zuständigkeiten als Nachlass-, Verwahr- und Rechtshilfegericht 

- Behandlung von Eingängen und deren Verbleib 

- Datenpflege im Programm 

- Registratur (Register und Allgemeines Register) 

- Unterscheidung von Verfahrensarten 

- Aktenanlegung und Aktenführung 

- Aktenkontrolle, Fristenüberwachung, Statistiken 

- Aufnahme und Entgegennahme von Erklärungen und Anträgen (besondere 
amtliche Verwahrung, Eröffnung) 

- Umgang mit dem Publikum (persönlich und telefonisch) 

- Verfahrensablauf bei: 

• amtlicher Verwahrung von Verfügung von Todes wegen 

• Rückgaben von Verfügungen von Todes wegen  

• Eröffnung von Verfügungen von Todes wegen inklusive Verbleib dieser 

• Anträgen auf Erteilung von Erbscheinen oder sonstigen Erbnachweisen 

• Einziehung und Kraftloserklärung von Erbscheinen 

• Testamentsvollstreckungen 

• Ausschlagungen und Anfechtungen 
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• Nachlasssicherungen,- pflegschaften und verwaltungen 

• Feststellung des Fiskalerbrechts 

-  Erledigung sämtlicher Verfügungen einschließlich des Schreibwerks  

- Mitteilungspflichten (z.B. ZTR, MiZi) 

- Berechnung und Prüfung sämtlicher Kosten  

- Erledigungsvermerke 

- Anordnung der Weglegung von Akten (Register, 
Justizaktenaufbewahrungsverordnung, Weglegevermerk, Archivwürdigkeit) 

 

f) Familiensachen 

 

- Eingang Scheidungsantrag 

- Antrag im schriftlichen Vorverfahren 

- FamFG-Verfahren 

- Antrag im vereinfachten Unterhaltsverfahren 

- sonstige Antragseingänge 

- Posteingang und Postausgang 

- Aktenneueintragungen 

- Aktenbildung (bei Verbundsachen) 

- selbständige F-Sachen außerhalb des Verbundes und als Folgesachen 

- kleines Schreibwerk 

- Verhandlungs- und Verkündungstermine 

- Terminsladungen 

- Besonderheiten aus § 178 Abs. 2 ZPO und Beachtung der Beteiligung 

Dritter (Jugendämter, Versicherungsträger) 

- Ab- und Umladungen 

- Schlussverfügungen (Sorgerechts-, VKH-, Versorgungsausgleichsbeschluss 

usw.; Verbund-, Versäumnis-, Anerkenntnisbeschluss usw.; Beschlüsse, 
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Vergleiche; Protokolle) 

- Notfristanfragen 

- Publikumsverkehr 

- Aktenübersendungen 

- Rechtskraftvermerke 

- Kosten (Vorschuss, Kosten zum Soll, Rückzahlung) 

- Akteneinsicht 

- Schriftstücke zustellen (z. B. gegen EB, Zustellungsurkunde, öffentliche 

Zustellung und Auslandszustellung) 

- Jugendamtsbericht 

- Verfahrenskostenhilfeverfahren 

- VKH-Antrag 

- VKH-Bewilligungsbeschluss 

- VKH-Aufhebungs- und VKH-Ablehnungsbeschluss 

- VKH-Ratenzahlungsaufforderung 

- VKH-Ratenzahlungserinnerung 

- Unterbringungs- und Sorgerechtsbeschlüsse betreffend Kinder 

- Kostenfestsetzungsbeschlüsse 

- Auskunftsersuchen an Versorgungsträger 

- Vollstreckungsauftrag 

- Zwangs- und Ordnungsmittel (§§ 35, 89, 90 FamFG) 

- Zeugenladungen 

- Vordruck für Zeugen- und Sachverständigenentschädigung 

- Kindesmutter als Beteiligte gemäß § 172 FamFG  

- Verweisungsbeschluss 

- Streitwertbeschluss 

- Fristen und Termine 
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- Erhebung von statistischen Daten über die Verfahren und für die 
Ehelösungsstatistik (§§ 1, 8 der Anordnung über die F-Statistik) 

- Vollstreckbare Ausfertigungen zu Schlussverfügungen incl. 
Vollstreckungsklausel 

- Rechtskraftmitteilung an Verfahrensbeteiligte 

- Weglegung der Akten 

- Aufbewahrungszeiten und Aktenaussonderung 

- Berechnung von VKH-Vergütungsanträgen 

 

g) Vollstreckungssachen 

 

Vollstreckungssachen 

K + L-Sachen (ca. 3 Wochen), M-Sachen (ca. 2 Wochen),  
J + HL-Sachen (1 Tag), GV-Hospitation (1 Tag) 

 
Einstieg nebst Register- und Aktenführung 

- Zuständigkeitsabgrenzung 
- Vollstreckungsregister 
- Publikumskontakt (telefonisch und persönlich) 
- Aufnahme und Entgegennahme von Anträgen 

 
Zwangsvollstreckungssachen M 
a) Pfändungs- und Überweisungsbeschluss (Lohnpfändung) / Kontopfändung pp. 

 
- Eingangserfassung und Vollstreckungsregister 
- Vermittlung der Zustellung, insbesondere im Falle des § 840 ZPO (GV-

Verteilerstelle) 
- Eilbedürftigkeit, insbesondere bei Vorpfändung gemäß § 845 ZPO 
- Kostenberechnung 
- Rückgabe von Vollstreckungsunterlagen (Schlussverfügung) 
 
b) Haftbefehl 
- Eingangserfassung und Vollstreckungsregister 
- Widersprüche gegen Eintragungsanordnungen, Hemmnisverwaltung sowie 

Behandlung der Haftbefehlsanträge 
- Kostenberechnung 
- Rückgabe von Vollstreckungsunterlagen (Schlussverfügung) 

 
c) Übrige Verfahren nach dem 8. Buch der ZPO 

- Durchsuchungsbeschluss (Voraussetzung + Inhalt, Ausfertigung) 
- Räumungsschutz 
- Besonderheiten im PKH-Verfahren 
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- Schuldnerverzeichnis (Auskünfte, Einsicht, Mitteilungen) 
- Eintragungen und Löschungen im Schuldnerverzeichnis sowie Erteilung von 

Abschriften aus dem Schuldnerverzeichnis und dem Vermögensverzeichnis 
- (weitere) Kostenberechnung 
 

 
Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwaltungssachen 

- Behandlung der Verfahren 
- Erfassung  
- Führung des Gläubigerverzeichnisses = Vorblatt, ZV 8 
- Prüfung der Zustellungsurkunden 
- Öffentliche Bekanntmachung 
- Einsichtgewährung in Gutachten und Erteilung von Abschriften 
- Protokollführung 
- Zuschlag 
- Verteilung, Einsichtgewährung in den vorläufigen Verteilungsplan 
- Behandlung der Urkunden und Grundpfandrechtsbriefe nach Zuschlag und 

Verteilung 
- Kostenberechnung 

 
Verteilungs- und Hinterlegungsverfahren 

- Aufnahme und Entgegennahme von Anträgen zur Geld- und Werthinterlegung 
- Aufnahme und Entgegennahme von Anträgen zur Herausgabe von Geld- und 

Werthinterlegungen  
- Einsicht in den vorläufigen Verteilungsplan 

 
Hospitation bei einer Gerichtsvollzieherin oder einem Gerichtsvollzieher 
Die Anwärterinnen und Anwärter sollen eine praktische Anschauung über die 
Aufgaben des Gerichtsvollzieherdienstes erhalten. Neben Außendiensttätigkeiten 
sollen sie auch büroorganisatorische Abläufe (u. a. General- und Sonderakten, 
Dienstregister, Kassenbücher, EDV) kennen lernen. 
 

h) Grundbuchsachen 

 

Grundbuchsachen - Praxisausbildung 

Die EDV-Fachschulung im Modul I sieht eine kurze Einführung in SolumSTAR 
vor. Da es sich lediglich um einen ersten Überblick handelt, ist eine vertiefte 
Einarbeitung während der praktischen Ausbildung unerlässlich. Bei der 
Einarbeitung in SolumSTAR sind die Handlungshilfen für die praktische 
Ausbildung zu beachten. 

 

Behandlung von Anträgen und Aktenführung 

- Präsentieren von Anträgen 
- Anträge zu Protokoll der Geschäftsstelle 
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- Art der Anträge prüfen 
- Inhalt und Form des Eingangsvermerkes 
- Vergabe von Ordnungsnummern 
- Eingangsliste 
- Führung des Wohnungsblattes 
- Rückgabe von Urkunden aus der Grundakte 
- Versendung von Grundakten 
 

Einsichtsgewährung 

- Prüfung des berechtigten oder öffentlichen Interesses 
- beschränkte Gewährung von Einsichten 
- Erstellen einfacher und amtlicher Ausdrucke 
 

Verfügungen von Eintragungen 

- Namensberichtigungen 
- Fortführungsmitteilungen 
- Zwangsversteigerungsvermerke 
- Zwangsverwaltungs- und Insolvenzvermerke 
- Löschung von Zwangsversteigerungs-, Zwangsverwaltungs- und 

Insolvenzvermerken sowie Konkursvermerken, soweit noch vorhanden 

 
Erledigung von Verfügungen 

- Eintragungsnachrichten und Verweisungsvermerke 
- Erstellung von Grundpfandrechtsbriefen einschl. nachträglich auf sie  

zu setzende Vermerke 

- Zwischenverfügungen 
- Zurückweisungsbeschlüsse 

 

Kosten 

- Kostenberechnung für die Erteilung von Grundbuchausdrucken 
- Kostenprüfvermerke 

 
Umgang mit dem Publikum (auch Telefon) 

 

i) Hospitation Fachgerichte, Landgerichte (Strafsachen) und Weitere 

Landgerichte (Hospitationswoche) 

- möglichst nach der Ausbildung in Protokollsachen beim Amtsgericht – 
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Hospitation in einer Serviceeinheit 

Soweit möglich sollten Einblicke gewährt werden in: 

- die Büroorganisation 

- die Protokollführung 

- die Berufungsverfahren (kleine Strafkammer) 

- die Beschwerdeverfahren (Beschwerdekammer) 

- die große Strafkammer/das Schwurgericht 

- die Führungsaufsichtsstelle 

 

Fachgerichtsbarkeiten 

Hospitationswoche bei den jeweiligen Mittelbehörden der Fachgerichte 

 

Verfügungswoche 

Eine weitere Hospitationswoche kann den Anwärterinnen und Anwärtern zur freien 
Verwendung ermöglicht werden. 

 

j) Arbeitsgemeinschaften 

 

aa) Arbeitsgemeinschaft Strafsachen 

Praxisbezogene Rechtsanwendung/Fallbearbeitung zu den Inhalten aus Modul 2 
(bspw. Geschäftsstellenmäßige Abläufe, Protokollführung, Umgang mit Haftbefehlen) 

Akten- und Registerführung in Straf- Jugend- und Bußgeldsachen  

Vollstreckung  

- Jugendvollstreckung 

- Strafvollstreckung 

Fertigung und Vollziehung der Mitteilungen an die Register 

- Bundeszentralregister 

- Erziehungsregister 



 

123 

- Gewerbezentralregister 

- Fahreignungsregister 

- Zentrales Staatsanwaltschaftliches Verfahrensregister (ZStV) 

- Wettbewerbsregister 

Mitteilungen nach der Anordnung über die Mitteilung in Strafsachen (MiStra) 

Aufbewahrungsbestimmungen 

Behandlung der Asservate (Liste der Überführungsstücke) 

Fertigung und Vollziehung der Zählkarten bei den Staatsanwaltschaften und 
Gerichten, Strafverfolgungsstatistik 

Die Aufgaben der Justizfachwirtinnen und Justizfachwirte in der Strafgerichtsbarkeit 

- Akten- und Registerführung nach der Aktenordnung sowie der GOV 

- Ausführung von Zustellungen und Ladungen 

- Aufnahme von Anträgen und Rechtsmitteleinlegungen zu Protokoll der 
Geschäftsstelle unter Beachtung des § 24 Abs. 1 Nr. 1 RpflG) 

- Erteilung von Rechtskraftvermerken und 
Vollstreckbarkeitsbescheinigungen 

- Akteneinsicht und -übersendung/Erhebung einer 
Aktenversendungspauschale 

 

Klausur (1 Doppelstunde) 

 

bb) Arbeitsgemeinschaft Vollstreckungssachen 

Wiederholung Mobiliarvollstreckung  
- Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse 
- Haftbefehl 

 

Wiederholung Immobiliarvollstreckung  
- Zwangsversteigerung 
- Zwangsverwaltung 
 
Wiederholung Kosten in Zwangsvollstreckungssachen 
- Schlusskostenrechnung Zwangsversteigerung 
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cc) Arbeitsgemeinschaft Betreuungssachen 

 
• Betreuungsverfahren  
• Unterbringungsverfahren  
• Kosten/Vergütung  
• Übungen (u. a. praktische Übungen in Form von Lernspielen) 

 

dd) Arbeitsgemeinschaft Grundbuchsachen 

Wiederholung und Vertiefung der Themen des Moduls II (8 Doppelstunden), 

- insbesondere die Zuständigkeit des UdG gemäß § 12c GBO betreffend 

- Sonderfall bei Namensberichtigung in Bezug auf den Geschlechtseintrag 
(SBGG) 

- beispielsweise auch anhand von alten Prüfungsklausuren 

 

Praxisbezogene Brieferstellung (2 Doppelstunden) 

- Buchrechte – Briefrechte 
- nachträgliche Brieferstellung 
 

Erbbaurecht und Wohnungseigentum (2 Doppelstunden) 

- Wesen, Entstehung, Inhalt, Bedeutung 
- geschäftsstellenmäßige Handhabung 
- Verfahren bei Fortführungsmitteilungen 
- Teileigentum 
- Wohnungs- und Teileigentum 
- Sondernutzungsrechte 

 

Führen des Registers gemäß § 31 Abs. 4 AktO (1 Doppelstunde) 

 

Klausur-/Prüfungsvorbereitung (1 Doppelstunde) 

 

Ziel: Der vermittelte Stoff aus Modul II soll wiederholt/vertieft und die neuen Themen 
(Erbbau/WEG) erläutert werden, sodass die Anwärter*innen die Begrifflichkeiten mit 
eigenen Worten wiedergeben können. 
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ee) Arbeitsgemeinschaft Zivilsachen 

Ablauf eines Zivilprozessverfahrens (3 Doppelstunden) 

- Übersicht: Zivilprozessverfahren in erster Instanz  

- Geschäftsmäßige Behandlung erste Instanz  

 - Klageverfahren  

 - Vorausgegangenes Mahnverfahren mit Anspruchsbegründung  

 - Früher erster Termin  

 - Schriftliches Vorverfahren  

- Geschäftsmäßige Behandlung zweite Instanz   

 - Berufungsverfahren 

 - Beschwerdeverfahren  

 - Rechtsbehelfe  

- Beendigung des Verfahrens  

 

Aufgaben des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle (4 Doppelstunden) 

- Anordnung von Zustellungen von Amts wegen und ihre Ausführung 

- Ladungsverfügungen anhand praktischer Beispiele 

- Protokollführung 

- Bescheinigung der Rechtskraft 

- Erteilung vollstreckbarer Ausfertigungen 

 

Besondere Verfahren (2 Doppelstunden) 

- Prozesskostenhilfeverfahren 

- Kostenfestsetzungsverfahren 

- Arrest- und einstweiliges Verfügungsverfahren 

- Selbstständiges Beweisverfahren 
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Klausur (1 Doppelstunde á 90 Minuten) 

 

ff) Arbeitsgemeinschaft Familiensachen  

 
Der Stoffplan des Moduls II ist zu Grunde zu legen (materielles Recht, formelles 
Recht und besondere Verfahren). 

Die Arbeitsgemeinschaft dient dazu, die Ausbildung am Arbeitsplatz zu begleiten. Sie 

soll folgende Themen behandeln: 

 

Grundbegriffe des Familienrechts (4. Buch des BGB) 

Bürgerliche Ehe (Familienname, Unterhaltsverpflichtung, Güterstände, 
Ausschluss des Versorgungsausgleichs)  

- Verwandtschaft und Schwägerschaft (§§ 1589, 1590 BGB) 

- Abstammung 

- Rechtliche Stellung der Kinder 

 

Ehesachen 

 

Andere Familiensachen 

- Kindschaftssachen 

nämlich elterliche Sorge, Umgangs- und Auskunftsrecht, Kindesherausgabe, 

Vormundschaft, Pflegschaft, freiheitsentziehende Maßnahmen gegenüber 

Minderjährigen 

- Unterhaltssachen wie Verwandten- und Ehegattenunterhalt sowie Ansprüche nach 

§§ 1615 l und m BGB 

- Wohnungszuweisungs- und Haushaltssachen 

- Güterrechtssachen 

- Versorgungsausgleichssachen 

- Abstammungssachen 

- Adoptionssachen 

- Gewaltschutzsachen 

- Sonstige Familiensachen 
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- Lebenspartnerschaftssachen 

 

Darüber hinaus sollen folgende Schwerpunktthemen vermittelt werden: 

- Zustellung in Verbundverfahren 

- Einstweilige Anordnung 

- Rechtskraftbescheinigung 

- Fallbezogene Rechtsanwendung (z. B. Erarbeitung eines Leittextes) 

 

Klausur (90 Minuten) 

 

gg) Arbeitsgemeinschaft Nachlasssachen und Todeserklärung 

Der Stoffplan des Moduls II sowie die zu vermittelnden Praxisinhalte des Moduls III 

sind zu Grunde zu legen und zu verknüpfen. Es sollten folgende Schwerpunkte 

gesetzt werden: 

Behandlung geschäftsstellenmäßiger Abläufe bei sämtlichen 

Nachlassverfahren. 

Klausur 

 

hh) Arbeitsgemeinschaft Kostenwesen 

Kosten Zivil, Straf und Familie (25 Doppelstunden) 

Ziel Auffrischung, Wiederholung und Fallarbeit 

 

Inkl. 1 gemischte Klausur Straf, Zivil und Familie – 180 Minuten 

 

RVG (9 Doppelstunden) 

Vertiefung aller im Modul II aufgeführten Lehrinhalte durch Durchführung 
praktischer Übungen hierzu und Erörterung von Problemfällen, die sich in der 
praktischen Ausbildung ergaben. 
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Inkl. 1 Klausur (1 Doppelstunde) 

 

JVEG (3 Doppelstunden) 

Übungsaufgaben/Fallarbeit 

Vertiefung aller im Modul II aufgeführten Lehrinhalte durch Durchführung 
praktischer Übungen hierzu und Erörterung von Problemfällen, die sich in der 
praktischen Ausbildung ergaben. 

 

ii) Arbeitsgemeinschaft Textverarbeitung 

Die Arbeitsgemeinschaft Textverarbeitung sollte nach Möglichkeit jede 2. Woche 
stattfinden, um den Anwärterinnen und Anwärtern in der Zwischenzeit das Üben in 
der Praxis zu ermöglichen. 

- Grundlagen und Regeln der DIN-Norm in Verbindung mit den dazugehörigen 
Rechtschreibregeln  

- Briefgestaltung – zusammengeführt Briefgestaltung, inhaltliche und 
sprachliche Gestaltung,  

 

1 Klausur 

 

jj) Arbeitsgemeinschaft Tastschreiben  

Einheit 1 (33 Doppelstunden) 

- Steigerung der Schreibgeschwindigkeit 

- 10-Minuten-Abschriften 
(Tastschreibübungen sind in der Schriftart „Courier New“ in Schriftgröße 12 
anzufertigen bzw. mit TSP.) 

- Wiederholung der Ziffern- und Zeichenreihe 

 

Einheit 2 (19 Doppelstunden) 

- Verbesserung und Erhaltung der Schreibgeschwindigkeit 
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- 10-Minuten-Abschriften 
(Tastschreibübungen sind in der Schriftart „Courier New“ in Schriftgröße 
12 anzufertigen bzw. mit TSP.) 

- Tastschreibbescheinigung (anerkannt von der IHK) zum Ende der AG 
bearbeiten und ausstellen 

 

kk) Arbeitsgemeinschaft Schlüsselqualifikationen 

- Grundlagen der Arbeitsorganisation 

- Zeitmanagement/Arbeitsabläufe 

- Arbeitsplatz- und Arbeitsraumgestaltung 

- Personalentwicklung 
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D. Modul 4 „Prüfungs- und Vertiefungsphase“ 

1. Zeitrahmen 

Modul 4 01.06. bis 31.08. d. J. Dauer 
Prüfungs- und 
Vertiefungsphase  3 Monate 
Prüfungsvorbereitung 
(schriftlich) im Block auf Lehrgangsebene 3 Wochen 

davon Betreuungssachen 4 Dstd. 

 Strafsachen 7 Dstd. 

 Zivilsachen 7 Dstd 

 Kostenwesen, RVG und JVEG 12 Dstd. 

 Vollstreckungssachen 3 Dstd. 

 Grundbuchsachen n. n. 

 Familiensachen n. n. 

 Nachlasssachen n. n. 

   

Laufbahnprüfung schriftlich ab letzter Juni-Woche 6 Tage 

   

Vertiefungsphase verschiedene Abteilungen 8 Wochen 
im Bedarfsfall: 
Einsatzmöglichkeiten bei:   

  Registergerichten 4 Wochen 

  Insolvenzgerichten 4 Wochen 

  

jeweilige 
Fachgerichtsbarkeit 
mindestens 4 Wochen 

  Staatsanwaltschaften 4 Wochen 

   
Prüfungsvorbereitung 
(mündlich) auf Arbeitsgemeinschaftsebene  

 
Präsentationstechniken, 
Moderation 3 Dstd. 

Laufbahnprüfung mündlich ab letzter August-Woche 1 Tag 
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2. Inhalte 

a) Prüfungsvorbereitung schriftliche Prüfung im Block auf Lehrgangsebene 

Prüfungsvorbereitung in Betreuungssachen (4 Dstd.) 

 

Prüfungsvorbereitung in Strafsachen (7 Dstd.) 

Die Stoffpläne der Module 2 und 3 sowie der Arbeitsgemeinschaft in Modul 3 sind zu 
Grunde zu legen. Eine vollständige Behandlung der Stoffsammlung ist nicht 
erforderlich, da es sich lediglich um eine Wiederholung handelt. Einzelne 
exemplarische Aufgaben (anhand von ehemaligen Prüfungsklausuren) des 
allgemeinen Justizdienstes und dazugehörige Fragen der Anwärterinnen und 
Anwärter sollen erörtert werden.  

Inklusive zwei Doppelstunden für die Vorbereitung der mündlichen Prüfung. 

 

Prüfungsvorbereitung in Zivilsachen (7 Dstd.) 

 

Prüfungsvorbereitung in Kostensachen (12 Doppelstunden) 

Kosten (6 Doppelstunden):  

Prüfungsvorbereitung 

2 Doppelstunden Zivilkosten,  

2 Doppelstunden Strafkosten,  

2 Doppelstunden Familienkosten. 

 

RVG (2 Doppelstunden):  

Prüfungsvorbereitung 

 

JVEG (2 Doppelstunden):  

Prüfungsvorbereitung 

 



 

132 

1 Klausur mit den Themen Kosten, JVEG und RVG zusammen (2 
Doppelstunden) 

 

Prüfungsvorbereitung in Vollstreckungssachen (3 Doppelstunden) 

- Übungsfälle (incl. Altklausuren) 

- Fallbezogenen Rechtsanwendung 

 

Prüfungsvorbereitung in Grundbuchsachen 

 

Prüfungsvorbereitung in Familiensachen 

 

Prüfungsvorbereitung in Nachlasssachen 
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b) Laufbahnprüfung 

aa) schriftlich 

letzte Juni-Woche 

bb) mündlich 

letzte August-Woche 

 

c) Vertiefungsphase 

 

zwischen schriftlicher und mündlicher Prüfung erfolgen Vertiefungsmöglichkeiten in 
verschiedenen Abteilungen 
 

d) Darüber hinaus1: spezielle Einsatzmöglichkeiten zwischen schriftlicher 

und mündlicher Prüfung im Bedarfsfall bei: 

 

aa) Registergerichten 

 

bb) Insolvenzgerichten 

 

- Ausführung des Schreibwerks 

- Aktenführung und Verwaltung einschließlich der Hefte (§ 26 AktO, GIS) 

- Ausführung der Verfügungen des Sachbearbeiters unter Benutzung des 
Verfahrenskorbes 

- Durchführung von Zustellungen (§ 8 Abs. 1 InsO) 

- Durchführung und Überwachung der Veröffentlichungen 

 
1 Soweit späterer Einsatz seitens der Anwärter/innen dort gewünscht bzw. durch das 

Ausbildungsgericht in Abstimmung mit der zukünftigen Einsatzbehörde geplant ist. 
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- Übermittlung des mit einem Verfügungsverbot erlassenen Beschlusses im 
Eröffnungsverfahren zum Handelsregister (§ 23 Abs. 2 InsO) bzw. dessen 
Aufhebung (§ 25 Abs. 1 InsO) ggf. an das Grundbuchamt 

- Nachrichten gemäß MiZi 

- Maßnahmen/Kontrolle zur Ausführung des Eröffnungsbeschlusses wie 
Veröffentlichung (§ 30 Abs. 1 InsO), Übersendung an Registergericht (§ 31 
InsO) und ggf. an das Grundbuchamt (§ 32 InsO) 

- Mitteilungen zu Eintragungen in das Schuldnerverzeichnis nach § 882 b ZPO 
und Übermittlung der Anordnung elektronisch an das zentrale 
Vollstreckungsgericht (§ 26 Abs. 2 InsO, § 25 AktO) 

- Auskunftserteilung über den jeweiligen Verfahrensstand 

- Entscheidung und Gestattung der Einsicht 

- Protokollführung in Gläubigerversammlungen 

- Führung der Stimmliste (§ 239 InsO) 

- Tabellenberichtigung 

- Vermerk der Feststellung festgestellter Forderungen auf Wechsel und anderen 
Schuldurkunden (§ 178 Abs. 2 Satz 3 InsO) 

- Erteilung eines vollstreckbaren Tabellenauszuges (§ 201 Abs. 2 InsO) und aus 
dem Insolvenzplan (§ 257 Abs. 1 InsO) 

- Rechtskraft/Behandlung von Rechtsmitteln 

- Kostenbehandlung 

 

cc) Staatsanwaltschaften 

 

e) Fachgerichtsbarkeiten 

 

Vorbemerkung 

Während der praktischen Ausbildung in der Fachgerichtsbarkeit sollen die An-
wärterinnen und Anwärter den Geschäftsablauf in einer Serviceeinheit sowie die 
dafür relevanten Vorschriften kennen lernen und mit allen wesentlichen Arbeiten 
betraut werden.  
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Die theoretische Einführung in die Grundzüge des Verfahrensablaufs und die 
maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften soll durch geeignete 
Ausbilderinnen und Ausbilder am Arbeitsplatz bzw. geeignete Bedienstete erfolgen, 
die in angemessenem Umfang von den sonstigen Dienstgeschäften freizustellen 
sind. 

Die Ausbildung umfasst auch eine Einführung in die eingesetzten 
Datenverarbeitungsprogramme einschließlich Textverarbeitung. 

 

Sozialgerichtsbarkeit 

Während dieser Zeit sollen den Anwärterinnen und Anwärtern die Grundzüge des 
Verfahrensablaufes in der Sozialgerichtsbarkeit vermittelt werden. 

Die Geschäftsordnungsvorschriften (GOV), das Sozialgerichtsgesetz (SGG) und die 
Aktenordnung für das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen und die Gerichte 
der Sozialgerichtsbarkeit des Landes Niedersachsen (AktO-SG) sind hierbei zu 
beachten.  

 

Theoretische Ausbildung 

- Einführung in die Struktur und Aufgabenstellung der 
Sozialgerichtsbarkeit 

- Besonderheiten des sozialgerichtlichen Verfahrens 

- Verfahrensarten (Klageverfahren, Antrag auf Erlass einstweiligen 
Rechtsschutzes, Beschwerden) 

- Sachgebiete 

- Abkürzungen der Sachgebiete  

- Grundlagen für die Festsetzung nach dem JVEG 

- Grundlagen für die Festsetzung von Streitsachengebühren (§ 183 ff 
SGG) 

- Anwendung des GKG (§ 197 a SGG) 

- Rechtsmittel 

 

Praktische Ausbildung 

Die praktische Ausbildung soll insbesondere unter Beachtung des Leitfadens für 
Serviceeinheiten in der Sozialgerichtsbarkeit folgende Gegenstände umfassen: 
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1. Einweisung in die Rahmenanwendung e²A 

- Einweisung in die Datenerfassungsprogramme EUREKA-Fach/e2A 

- Aktenanwendung EUREKA-Fach/e2A 

- Aufgabenanwendung in e²A 

2. Erfassung der Verfahren (Klagen, ER-Anträge) im Prozessregister 

- Erläuterung örtlicher GVP (Grundsatz gesetzlicher Richter) 

- Aktenzeichenvergabe (ggf. Turnus, besondere Regelungen) 

- Datenpflege in EUREKA-Fach (Datenerfassungsregeln) 

3. Erstbearbeitung der Verfahren 

- Reihenfolge der Akteninhalte (Veraktung allgemein) 

- Eingangsverfügung 

4. Rechtsantragstelle 

- Umgang mit dem Publikum 

- Aufnahme von Klagen und Anträgen 

- Fertigung eines Protokolls 

5. Fertigung von kleinem Schreibwerk unter Beachtung der DIN-Regeln  

6. Entschädigung nach dem JVEG 

7. Einführung und Vermittlung der Grundlagen des Haushaltsvollzugssystems 

8. Führung von Telefonaten 

9. Aktenverwaltung 

- Posteingänge bearbeiten 

- Wiedervorlagefristen 

- Verwaltung der Terminsakten 

10. Fertigung von Ladungen, Verlegungen und Aufhebung der Termine 

- Laden der Beteiligten und Prozessbevollmächtigten 

- Laden von Zeuginnen und Zeugen 

- Laden der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 
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- Laden von Dolmetscherinnen und Dolmetschern sowie 
Sachverständigen 

- Fertigung des Sitzungsaushangs und Bearbeitung in e2S 

11. Sitzungstermin 

- Vorbereitung der Sitzung 

- Führung eines Protokolls 

12. Großes Schreibwerk 

- Fertigung in EUREKA-Fach/Übergabe an Word (Gerichtsbescheide, 
  Urteile, Beschlüsse) 

- Beweisanordnungen 

- Zustellung 

13. Erledigung eines Verfahrens 

- Schlussverfügung erstellen und abarbeiten 

- Streitsachengebühren erfassen 

- Erledigungen in EUREKA-Fach 

14. Bearbeitung von Gerichtskostensachen 

- Programmgestützte Fertigung der Gerichtskostenrechnung 

15. Abrechnung der Streitsachengebühren 

16. Einblicke in die Statistik 

 

Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Theoretische Ausbildung 

Während der praktischen Ausbildungszeit sollen die Anwärterinnen und Anwärtern 
die Grundzüge des Verfahrensablaufes in der Verwaltungsgerichtsbarkeit unter 
Beachtung der VwGO und der sonstigen relevanten Vorschriften des 
Verfahrensrechts sowie die Besonderheiten des Asylverfahrensrechts vermittelt 
werden. 

Die Geschäftsordnungsvorschriften (GOV) und die Aktenordnung für die Gerichte der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit sind hierbei zu beachten. 
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- Verwaltungsrechtsweg, Aufbau, Organisation und Gerichtsverfassung der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit 

- Klagearten im Verwaltungsprozess 

- Grundsätze und Besonderheiten im Verwaltungsprozessrecht 

- NC-Verfahren, Disziplinarverfahren, Flurbereinigungsverfahren, AR-Register 

- Bedeutung und Arten des vorläufigen Rechtsschutzes im Verwaltungsprozess 

- Beendigung des Verfahrens, Rechtsmittel 

- Besonderheiten des Asylverfahrensrechtes 

- Vollstreckung im Verwaltungsprozess 

- Grundzüge des Kostenrechts im Verwaltungsprozess 

- Grundlagen für die Festsetzung nach dem JVEG 

 

Praktische Ausbildung 

Die praktische Ausbildung soll insbesondere folgende Gegenstände umfassen: 

1. Allgemeines zur Anwendung des eingesetzten 
Datenverarbeitungsprogrammes Eureka-Fach und e²A 

2. Erfassen der Verfahrensdaten und weitere Verarbeitung 

- Eingabe der Stammdaten 

- Eingabe der Prozessbeteiligten 

- Suchen in der Adressdatei 

- Fertigung des Aktenvorblattes 

3. Pflege und Bearbeitung der erfassten Daten 

- Fertigung der Erstzustellungsverfügung 

- Erteilen von Auskünften zum Verfahrensstand 

- Eingabe von Rechtsmitteldaten 

- Fristenberechnung und Fristenüberwachung nach VwGO 

4. Schreibwerk 

- Fertigung des kleinen und großen Schreibwerkes mit e²A 
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- Fertigung von Ladungen, Terminaufhebungen und Verlegung von 
Terminen 

- Laden der Beteiligten und Prozessbevollmächtigten 

- Laden der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter, Zeuginnen und 
Zeugen, Dolmetscherinnen und Dolmetschern sowie Sachverständigen 

- Fertigung der Tagesordnungen 

- Postbearbeitung inkl. PZU, Zustellnachweise, Rückläuferbearbeitung 

5. Bearbeitung von Gerichtskostensachen 

- Programmgestützte Fertigung der Gerichtskostenrechnung 

6. Einblicke in die Statistik 

- Eingabe der Erledigungsdaten 

- Fertigung der Monatsstatistik 

 

Finanzgerichtsbarkeit 

Theoretische Ausbildung 

Während der praktischen Ausbildungszeit sollen den Anwärterinnen und Anwärtern 
grundlegende Kenntnisse insbesondere über die folgenden Punkte vermittelt werden: 

 

- Allgemeine Einführung in die Grundzüge des Steuerrechts sowie 
allgemeine Übersicht über die Aufgabenstellung und Struktur der 
Finanzgerichtsbarkeit 

- Besonderheiten des finanzgerichtlichen Verfahrens 

- Besonderheiten der Aktenordnung der Finanzgerichtsbarkeit (AktO-FG), 
der Anordnung zur FG-Statistik sowie der Aufbewahrungs- und 
Geschäftsordnungsvorschriften  

- Kostenwesen im finanzgerichtlichen Verfahren 

 

Praktische Ausbildung in der Serviceeinheit 

Die praktische Ausbildung geht aufgrund der Umstellung auf die verbindliche 
elektronische Akte mit der Einführung in die entsprechenden Anwendungen (e²A, 
EUREKA-Fach) einher. Sie soll insbesondere folgende Gegenstände umfassen: 
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Behandlung der Eingänge 

- Bearbeitung des Posteingangs, Eingangsvermerke 

- Fristenverwaltung und Überwachung 

- Verteilung der Klagen und der Eingänge auf die zuständigen Senate 
bzw. Sachbearbeiter über die e²A-Postverteilung 

Registerführung 

- Allgemeine Bestimmungen 

- Register und Verzeichnisse 

Bildung und Führung von Akten 

- Aktenzeichen und deren Vergabe 

- Erfassung der Verfahrensdaten (Stammdaten, Verfahrensbeteiligte und 
Prozessbevollmächtigte) 

- Führung der Akten unter e²A (inkl. Metadatenpflege) 

- Verfahren bei der Festsetzung von Ordnungsgeld 

- Weglegen und Aufbewahrung von Akten inklusive Datenpflege in e²A 
und EUREKA-Fach 

Verfahrensbearbeitung in Informationsgewinnung 

- Suchabfragen auf verschiedene Sachverhalte (Namen, Erledigungen, 
weitere Verfahren, SAFE-ID, EMA usw.) 

- Ergänzung von Daten 

- Termineingabe 

- Terminübersicht 

- Tagesordnung 

- Terminkontrolle, Terminverlegung und -aufhebung 

- Austragen von Akten, Abschlussarbeiten, Statistikeintragungen 

- Erstellung von Schriftstücken (Masken abarbeiten) 

- Beschlüsse, Schreiben 

- Protokolle 

- Urteile 
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Ausführung der Verfügungen und Aufgabenerstellung in e²A 

- Überwachung von Fristen und Terminen inkl. EUREKA-Fach-
Zustellungstabelle 

- Überwachung der Ausführung von Verfügungen 

- Aufgabenerstellung entsprechend dem e²A-Rollenkonzept 

Textverarbeitung 

 - Überblick über die Textverarbeitung mit Word 

 - Erstellen von kleinem und großem Schreibwerk inkl. e²A-Einlagerung 

Richterassistenz 

Zustellungen und Ladungen 

- Mitwirkung bei der Fertigung und Absendung von Zustellungsbriefen 

- Ladung der Beteiligten und der ehrenamtlichen Richterinnen und 
Richter 

- Bearbeitung von Terminsaufhebungen und Terminsverlegungen 

Statistik in Finanzgerichtssachen 

- Erstellen der Monatsstatistiken 

Kostenwesen 

- Berechnung der Kosten in Finanzgerichtsverfahren 

- Erstellung von Vorschuss- und Kostenrechnungen 

Zeugenentschädigung 

Ehrenamtliche Richterinnen und Richter 

- Berufung, Zusammensetzung, Ladung 

- Erfassung/ Änderung von Daten 

- Haupt- und Hilfsliste 

- Abrechnung der Entschädigung 

 

Arbeitsgerichtsbarkeit 

Theoretische Ausbildung 
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Während der praktischen Ausbildungszeit sollen den Anwärterinnen und Anwärtern 
grundlegende Kenntnisse insbesondere über die folgenden Punkte vermittelt werden: 

- Allgemeine Einführung in die Grundzüge des Arbeitsrechts sowie allgemeine 
Übersicht über die Aufgabenstellung und Struktur der Arbeitsgerichtsbarkeit in 
Niedersachsen 

- Besonderheiten des arbeitsgerichtlichen Verfahrens, insbesondere die 
Besonderheiten des Arbeitsgerichtsgesetzes gegenüber der ZPO  

- Besonderheiten der Aktenordnung für Arbeitsgerichte und der 
Geschäftsordnungsvorschriften 

- Kostenwesen im arbeitsgerichtlichen Verfahren 

 

Praktische Ausbildung 

Die praktische Ausbildung soll insbesondere folgende Gegenstände umfassen: 

 

1. Praktische Ausbildung in der Serviceeinheit 

Behandlung der Eingänge 

- Bearbeitung des Posteingangs, Signaturprüfung 

- Fristenverwaltung und Überwachung  

- Verteilung der Klagen und der Eingänge auf die zuständigen Kammern bzw. 
Sachbearbeiter 

Registerführung 

- Allgemeine Bestimmungen 

- Register und Verzeichnisse 

- Verhandlungskalender 

Bildung und Führung von Akten 

- Aktenzeichen 

- Verfahren bei der Festsetzung von Ordnungsgeld 

- Weglegen und Aufbewahrung von Akten 

Ausführung der Verfügungen 

Überwachung von Fristen und Terminen 
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- Überwachung der Ausführung von Verfügungen 

Zustellungen und Ladungen 

- Mitwirkung bei der Fertigung und Absendung von Zustellungsbriefen 

- Ladung der Parteien und der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 

- Bearbeitung von Terminsaufhebungen und Terminsverlegungen 

Rechtskraftbescheinigungen 

Notfristzeugnisse 

Statistik in Arbeitsgerichtssachen 

Sitzungsdienst 

- Protokollführung in Güte- und Kammerverhandlung 

- Erstellung der Sitzungsprotokolle und Übersendung an die Parteien 

Kostenwesen 

- Berechnung der Kosten in Arbeitsgerichtssachen  

 

2. Entschädigung nach dem JVEG 

- Zeugen- und Sachverständigenentschädigung 

 

3. Ehrenamtliche Richterinnen und Richter 

- Berufung, Zusammensetzung, Ladung, Entschädigung 

 

4. Verwaltungsangelegenheiten 

- Führung und Behandlung von Personalakten 

- Verwaltung der Generalakten 

- Einführung Haushaltsrecht, Haushaltsüberwachungsliste, Kassenwesen 

- Grundlagen des HWS/Anlagenbuchhaltung 

- Grundlagen der elektronischen Verwaltungsakte (VIS) 

 

5. Einweisung in die Rahmenanwendung e2A 



 

144 

Fachanwendung EUREKA-Fach/e2A 

- Das Hauptmenü und seine Funktionen 

- Aufbau der Datenstrukturen 

- Erfassung der Verfahrensdaten 

-  Stammdaten (Prozessdaten) 

-  Belegdaten (Verfahrensbeteiligte und Prozessbevollmächtigte) 

- Vergabe von Aktenzeichen 

- Suchabfragen auf verschiedene Sachverhalte (Namen, Erledigungen usw.) 

- Verfahrensbearbeitung 

-  Ergänzung von Daten 

-  Termineingabe 

-  Terminübersicht 

-  Terminzettel 

-  Terminkontrolle, Terminverlegung und -aufhebung 

-  Austragen von Akten, Statistikeintragungen 

-  Erstellung von Schriftstücken (Masken abarbeiten) 

-  Beschlüsse, Schreiben 

-  Protokolle 

-  Urteile 

-  Erstellung der Gerichtskostenrechnung 

 

Ehrenamtliche Richterinnen und Richter 

- Erfassung von ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern 

- Bestimmung der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter zu Terminen 

- Ladung der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 

- Abrechnung der Entschädigung 

 

Textverarbeitung 
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- Überblick über die Textverarbeitung mit Word 

- Erstellen von kleinem und großem Schreibwerk 

 

Signaturkomponente 

 

Versandkomponente 

 

Generieren der Statistik mit EUREKA-Fach 

- Generieren der Statistik 

- Erstellen der Monatsstatistiken 

 

f) Prüfungsvorbereitung mündliche Prüfung während der 

Vertiefungsphase 

Präsentationstechniken, Moderation (auf Arbeitsgemeinschaftsebene) 


